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Das Abonnement 
auf dies mit Ausnahme der 
Sonntage täglich erſcheinende 
Blatt beträgt vierteljäbrlich 
für die Stadt Poſen 1¼ Thlr., 
für ganz Preußen 1 Thlr. 

24½ Sgr. 

Beſtellungen 
nehmen alle Poſtanſtalten des 
In- und Auslandes an. 


ud Amtliches. 
Berlin, 16. Febr. Se. Maſeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
An Stelle des auf ſein Geſuch entlaſſenen bisherigen Konſuls Kon o w, den 
ufmann A. Kohmann in Bergen zum Konſul daſelbſt zu ernennen; ferner 
dem PremierLieutenant von Wulffen im 3. Brandenburgiſchen Jafanterie⸗ 
Ae 20 die . Anlegung des von des Kaiſers von Rußland 
ftät ihm verliehenen St. Stanfslaus- Ordens dritter Klaſſe mit Schwer⸗ 
tern und der filbernen Tapferkeiſa- Medaille zu ertheilen. 
Der Königliche Landbaumeiſter Robert Cremer iſt zum Königlichen 
dcr bee ernannt und demſelben die Bau⸗Inſpektorſtelle zu Aachen ver 
ehen worden. 
Der vormalige Superintendent der gr Atzendorf, gegenwärtige Pfar⸗ 
rer und Superintendentur⸗Berweſer Dr. Sickel in Gr. Rofenberg iſt zum Su⸗ 
Perintendenten der Diözeſe Kalbe a. S. ernannt worden. 
3) kuſche Arzt Dr. Ettling iſt mit Belafjung feines Wohnſitzes in 
Goch zum Kreis. Wundarzt des Kreiſes Cleve ernannt worden. 
Angekommen: D 
Kämmerer Graf 
Ab 
meiſter 


er Erb⸗Kämmerer in der Lan? Ichaft Thüringen, 
von der Schulenburg Keßler, v. Vigensurg, 

ereiſt: Se. Exzellenz der Wirkliche Geheime Rath und Aber⸗Jäger⸗ 
raf von der Aſſeburg⸗Falkenſtein nach Dresden. , 


— 


Telegramme der Poſeuer Zeitung. 
London, Sonntag 16. Febr. Morgens. Nach Be⸗ 
tichten aus Newyork dom 2. d. würde Banks zum Ma: 
tineminiſter ernannt werden. In Norfolk und Richmond 
herrſchte in Folge der Expedition des General Burnſide ein 
paniſcher Schrecken. 
Brüſſel, Sonntag 16. Febr. Nach der „Indépen⸗ 
dance“ hat in Paris die Adreßkommiſſion die Reihenfolge der 
agen über die äußere Politik feſtgeſtellt, darunter eine, die 
Kenntnißnahme der Vergleichsvorſchläge fordert, wie ſie die 
Regierung nach der Depeſche Thouvenels zur Verſöhnung 
Roms mit Italien vorzulegen beabſichtigt hatte. 


Nach Berichten aus Warſchau vom geſtrigen Tage hat der 
amtliche „Dziennik“ 143 Verurtheilungen publizirt für Be⸗ 
theiligung an den Unruhen vom Anfange des Kriegszuſtan⸗ 
des bie zum 27. Januar d. J. | 
ingeg. 17. Februar 9 uhr Vormittags. 
egen i ehre went tg 


Deutſches Vereinsleben in der Provinz Poſen. 
N II 


Warum will man denn das Wort nicht ausſprechen, das ſeinen 
allgemein verſtändlichen Klang längſt erhalten hat, und um das ſich 
die Zukunft unſerer Provinz dreht? Germaniſation oder Polor 
niſation, das iſt bei uns hier die Frage, und das allein iſt die Frage. 

ie gegenwärtige national polniſche Bewegung hat zum Theil ihre 
zufälligen Veranlaſſungen in dem gewaltigen Eindruck, den die 
toben geſchichtlichen Exeigniſſe in Italien mit ihren noch heute un⸗ 
berechenbaren Folgen überall auf die Gemüther der Menſchen aus⸗ 
üben mußten. Sie hat aber daneben, in Preußen wenigſtens, noch 
ihren tieferen Grund. Die polniſche Ariſtokratie konnte ſich die 
atſache nicht verhehlen, daß für ſie in Preußen der Moment des 
bien Entſcheidungskampfes um ihr Sein oder Nichtſein gekommen 
el. Wenn die Entwickelung ungeſtört ſo weiter ging, wie ſie bisher 
in immer beſchleunigterer Progreſſion gegangen war, dann, war es 
gewiß, hatte in wenigen Jahrzehnten Kraft der Logik der Dinge 
und trotz alles Schwankens und aller Halbheiten der preußiſchen 
zerwaltungsgrundſätze die polniſche Ariſtokratie zu exiſtiren aufge⸗ 
rt. Und dann war es mit dem Polenthum überhaupt in dieſen 
anden für immer vorbei. Die ſlaviſchen Dorfgemeinden ohne pol⸗ 
niſche Ritterſchaft würden ſehr bald in der Provinz Poſen kaum 
mehr zu bedeuten haben, als die Wenden und Letten in der Mark 
und in Alipreuben. Deshalb mußte die polniſche Ariſtokratie noch 
einmal den Verſuch wagen, ſo lange noch der Schatten einer Mög. 
lichteit des Erfolges winkte, ob es ihr gelinge, durch eine energiſche 
und zähe Aggreſſion gegen das deutſche Weſen den Fortſchritt der 
deutſchen Kultur zu dämmen, zurückzuwerfen und ihre eigene Herr⸗ 
ſchaft wieder aufzurichten. Sie konnte die völlige Zerrüttung der 
heutigen internationalen Bande, die Räthſel der Napoleoniſchen 
olitik, die Hülfe auswärtiger Mächte oder die Schwäche der preus 
lichen Regierung als günſtige Chancen mit in Rechnung ziehen. 

Zur Zeit balanciren ſich die Gegenſätze noch, die Entwicklung ſtockt, 
Unruhe und Unſicherheil herrſcht in den wirihſchaftlichen Zuſtänden der 

tovinz und die materiellen Verhältniſſe kränkeln. Lange können die 
Dinge ſolchergeſtalt ſich nicht in der Schwebe erhatten. Wir müſſen ent» 
weder vorwärts oder wir müſſen zurück. Entweder es gelingt dem 
deutſchen Weſen, die letzten ſeiner vollen Herrſchaft entzegenſtehen⸗ 
den Hinderniſſe zu brechen, die polniſche Ritterſchaft aus ihrem Be⸗ 
fipftande vollends herauszudrängen, und ihre feindlichen Einflüſſe 
auf die Bevölkerung des platten Landes zu vernichten, oder die 
heute weientlichiten ; räger der deutſchen Kultur, in unſerer Provinz, 
der deutſche ländliche Grundbeſitz ſchrumpft in ſeiner Iſolirung 


unter den flaviſchen Elementen zuſammen, geht allmälig wieder ein, 


und dann wird unfehlbar auch das Deutſchlhum in den Städten 
nachfolgen. g 

Daß die Regierung die Flottwellſchen Tendenzen wieder mit 
Konjequen; aufnehmen werde, ſteht kaum zu erwarten. Wohlan 
denn! So möge es die deutſche Bevölkerung thun! Hier iſt ein 
N fruchtbares Feld für die Thätigkeit deutſcher Vereine. Hier 
in 


£ — 


Beförderung der deutſchen Koloniſation auf dem platten Lande, 


Kräfte zuführen konnen. Mit eine 


zur Gründung, Ausbreitung und materiellen Unterftügung deutſcher 
Anſiedelungen, deutſcher Schulen und gemeinnütziger Anſtalten, 


zur Hereinziehung deutſcher Landwirthe, zur Erleichterung und Be⸗ 


günſtigung des Uebergangs polniſcher Rittergüter in deutſche Hände. 
Man ſuche alle Wege und alle Schleuſen zu öffnen, welche uns in 
ſtetiger Strömung aus dem deutſchen Mutterlande mit feinen uner⸗ 
ſchöpflichen Hülfsquellen neue witthſchaftliche und intellektuelle 
nem Worte: man ſchreibe die 
Germaniſation auf die Vereinsfahne und dieſem Banner werden 
die Schaaren der Vorkämpfenden nicht fehlen. Freilich wird der 
Kampf mit anderen Opfern und anderen ſtofflicheren Kräften ge⸗ 
führt werden müſſen, als Programme, Adreſſen, Schönreden und 
Demonſtrationen ſie enthalten. Ohne ſolche Opfer an Geld und 
wirklicher Arbeit iſt aber in der Welt noch niemals etwas erreicht 
worden. Will man dieſe nicht bringen, dann kann man die gutge⸗ 
meinten Abſichten in den deutſchen Vereinen immerhin ohne Rück⸗ 
halt anerkennen: ſie werden aber immer bleiben, was ſie bis jetzt 
find — Scheinweſen, ohne lebendigen Körper, ohne Thatkraft und 
Thutwirkung, deren Bewegungen den Deutſchen kalt, den Polen 
unbejorgt laſſen. f 
7. Deutſchland. 

Preußen. ( Berlin, 16. Februar. [(Vom Hofe; Ver: 
ſchiedenes.] Der König hat in dieſen Tagen viel mit den Mi⸗ 
niſtern v. d. Heydt und Graf Bernſtorff gearbeitet und auch wie— 
detholt mit den Präſidenten beider Häuſer des Landtages konferirt. 
Heute Vormittag ließ der König eine Konſeilſitzung anſagen und 
Mittags 1 Uhr waren ſämmtliche Miniſter im k. Palais zu einem 
Kabinetsrath verſammelt, der über 3 Stunden dauerte und dem 
auch der Kronprinz beiwohnte. Wie ich höre, ſoll ſchon in den 
nächſten Tagen wieder ein Miniſterrath gehalten werden, da einige 


b ; wichtige Fragen auf Entſcheidung drängen. — Der Kronprinz, der 
N Von der polniſchen Grenze, Sonntag 16. Febr. 1 ae er Kronprinz 


Prinz und die Frau Prinzeſſin Karl und andere Mitglieder der k. 
Familie machten heute der Königin⸗Wittwe in Charlottenburg einen 
Beſuch. — Die Großfürſtin Konſtantin, welche auf der Rückreiſe 
nach Petersburg am Hofe zu Hannover zum Beſuche verweilte, trifft 
heute Abend von dort hier ein und wird, bevor ſie ihre Reiſe fort⸗ 
ſetzt, einige Tage im hieſigen ruſſiſchen Geſandtſchaftshotel wohnen. 


— Der Miniſter Graf Bernſtorff hatte geſtern längere Beſprechun⸗ 


gen mit den Geſandten Frankreichs, Rußlands und Württembergs. 
Baron v. Budberg machte zugleich die Anzeige von der bevorſtehen⸗ 
den Ankunft der Großfürſtin Konftantin. 

Bei der Fundamentirung des neuen Börſengebäudes iſt hier 
ein intereſſanter Fund gemacht worden. Im Moraſt nämlich, 20 F. 
unter der Erde, ſind ein Streithammer, ein kupfernes Gefäß, Mün⸗ 
zen ꝛc. gefunden worden. Die ſämmtlichen Gegenſtände befinden 
ſich noch im Beſitz des Baumeiſters, werden aber wahrſcheinlich der 
Kunſtkammer einverleibt werden, denn der Direktor v. Ledebur hat 
ſie bereits in Augenſchein genommen und ſie auch dem Verein für 
die Geſchichte der Mark Brandenburg vorgezeigt. — Die königlichen 
Reiſe-Salonwagen haben ſeither Oefen gehabt, die während der 
Fahrten im Winter mit Spiritus geheizt wurden. Dieſe Oefen 
ſollen jetzt entfernt und durch eiſerne Oefen erſetzt werden, wie fie 
bereits in den Poſtwagen und in den Coupées der Packwärter an- 
gebracht ſind. Dieſe eiſernen Oefen haben doppelte Wände, welche 
mit Chamotte ausgeſchlagen ſind; die Heizung erfolgt durch Kohlen. 
Im Sommer werden die Oefen wieder aus den Salonwagen ent- 
fernt, doch ſoll die Oeffnung in der Decke des Wagens für die 
Ventilation bleiben. — Geſtern brachte der Telegraph aus Paris 
die intereſſante Nachricht von der Verhaftung des längſt geſuchten 
Bankboten Reichenow aus Düſſeldorf. Derſelbe wollte dort 25: 
Thalerbanknoten umwechſeln und wurde dabei feſtgenommen. Die— 
ſer Fang hat hier große Freude gemacht, ganz beſonders deshalb, 
weil auch noch 75,000 Thaler gerettet ſind. Die Regierung hat, 
wie ich hoͤre, ſofort Kriminalbeamte nach Paris geſchickt, um den 
Reichenow und die bei ihm vorgefundene Summe hierher zu jchaf— 
fen. Reichenow iſt hier ziemlich bekannt, da er, bis zu ſeiner An— 
ſtellung als Bankbote in Duſſeldorf, Unteroffizier im 1. Garde 
Dragonerregiment war und ſich während ſeiner ganzen Dienſtzeit 
ſehr gut führte. 

— l[Wohlthätigkeit.] Se. Maj. der König hat aus ſeiner 
Schatulle 1000 Thlr. dem Oberpräſidenten der Provinz Sachſen 
und einen gleichen Beitrag dem der Rheinprovinz zur Linderung 
der Noth der durch die Ueberſchwemmung Betroffenen angewieſen. 

— [Die preußiſche Antwort auf die identiſchen 
Noten.] Die „Allgem. Preuß. 31g.“ enthält folgende Mittbei⸗ 
lung: Geſtern iſt die nachſtehende (ſchon telegr. angezeigte) Note 
von dem königlichen Geſandten in Wien an den kaiſerlich öſtreichi⸗ 
ſchen Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten gerichtet worden. 
Gleichlautende Noten find an diejenigen deutſchen Höfe abgegan⸗ 
gen, welche ſich dem Schritte der öſtreichiſchen Regierung in iden⸗ 
tiſcher Form angeſchloſſen hatten. 

Wien, den 14. Februar 1862. Der unterzeichnete außerordentliche Ger 
fandte und bevollmächtigte Miniſter Sr. Maj. des Königs von Preußen iſt be 


auftragt, die Note, welche der kalſerlich öſtreichiſche Geſandte, Graf Karolyl, 


unterm 2. d. an den königlichen Miniſter der angwärligen Angelegenheiten, 


Grafen Bernſtorff, gerichtet hat, in nachfolgender Weiſe zu beantworten. Die 
Bemerkungen, welche Ber gehaole Herr Geſandte der Erwägung der königlichen 


elle Ziele, die Jedermann verſteht, welche nicht bloß auf in⸗ 
baltöleere Sympathieu, ſondern auch auf die kräftige Unterftügung 
der deutſchen Bevölkerung rechnen koͤnnen. Man aſſoziire ſich zur 


Regierung mittelſt jener Note anzuempfeblen beauftragt worden iſt, beziehen 
ſich auf die bei Beurtheilung der Bundesreformvorſchläge des Freiherrn v. Beuft 
preußiſcher Seits, der königlich ſächſiſchen Regierung gegenüber ausgeſprochenen 
Anſichten über den heilſamſten Weg zur Reſorm des Bundes. Dieſe Anſichten 
ingen im Weſentlichen dahin, daß ein Verſuch, den ganzen Bund durch Her» 
ellung einer wirkſamen Exekutive mit Volksvertretung und gemeinſamer Ge⸗ 


ſetzgebung in bundesſtaatlicher Richtung umzugeſtalten, mit ernſtlicher Gefahr 


für deſſen Fortbeſtehen verbunden ſein müßte; wogegen der Beſtand des Bun⸗ 


40. 


In ſerate 
(1½¼ Sgr. für die fünfgefpal- 
tene Zeile oder deren Raum: 
Reklamen verhaͤltnißmäßig 
höher) find an die Expedi⸗ 
tion zu richten und werden 
für die an demſelben Tage er⸗ 
ſcheinende Nummer nur bis 
10 Uhr Vormittags an⸗ 
genommen. 


des nicht geſährdet ſein würde, wenn unter Feſthaltung der völkerrechtlichen 
Grundlagen des Ganzen, für eine engere Vereinigung ſeiner Glieder auf dem 
Gebiete des inneren Staatsrechts der Weg der freien Vereinbarung betreten und 
jene für das Ganze vorgeſchlagenen Einrichtungen: Exekutive (militariſcher Ober⸗ 
befehl und einheitliche Vertretung nach außen), Volksvertretung und gemeinſame 
Geſetzgebung, innerhalb ſolcher engerer Grenzen gegründet würden. Die kai⸗ 
ſerlich öſtreichiſche Regierung hat ſich veranlaßt gefunden, dieſer von preußiſcher 
Seite der königlich ſächſiſchen Regierung kundgegebenen Auffaſſung gegenüber zu 
erklären, daß zu ihrem innigen Bedauern ihre Pflichten und ihre Ueberzeugun⸗ 
gen ihr gleich entſchieden verboten, ſich ſolchen Anſchauungen an uſchließen. Die 
königlich preußiſche Regierung würde ſich bei Entgegennahme dieſer Erklärung, 
welche eine ihr auch vorher ſchon bekannte Thatſache beſtätigt, auf die Verſiche⸗ 
rung haben beſchränken können, daß fie jenes Bedauern ihrerſeiis theile. Da 
aber die kaiſerlich öſtreichiſche Regierung noch einen Schritt weiter geht und ſich 


berufen fühlt, vom Geſichtspunkte der „allgemeinen Intereſſen Deutschlands“, 


fo wie von dem des „poſitiven Rechts“, und unter Hinweiſung auf die unhell⸗ 
vollen Folgen, welche Preußens Reformbeſtrebungen in früheren Epochen ge⸗ 
habt hätten, eine förmliche Verwahrung gegen die preußiſche Auffaſſung einzu⸗ 
legen, jo will die königliche Regterung nicht verhehlen, daß ihr weuer ein be⸗ 
gründeter Aulaß, noch irgend eine Berechtigung zu einer ſolchen Verwahrung 
vorzuliegen ſcheint. Dieſer Schritt, welcher dadurch noch auffälliger wird, 
daß er verabredetermaaßen in identiſchen Noten gleichzeitig von mehreren Bun⸗ 
des regierungen gethan worden iſt, entſpricht ſo wenig dem Charakter des von 
der königlich ſächſiſchen Regierung eingeleiteten Meinungs- Austauſches über die 
von vielen Seiten als dringend nothwendig anerkannte Bundesreform, daß die 
königliche Regierung ſich nicht bewogen finden kann, danach noch auf irgend 
eine Erörterung der in der Note des kaiſerlich öſtreichtſchen Gejandten aufge⸗ 
ſtellten Gegenanſichten einzugehen. Die Bedeutung der Leßteten hat übrigens 
von Seiten Preußens bereits in einer früheren Zeit ihre eniſprechende Würdi⸗ 
gung gefunden. Es wird jedoch in Bezug auf die unheilvollen Folgen, welche 
ähnliche Beſtrebungen in jener Zeit über Deutſchland heraufzubeſchwören gedroht 
haben ſollen, daran erinnert werden müfjen, daß es nicht Preußens Beſtrebun⸗ 
gen für die Reform der Bundesverfaſſung waren, welche jene Folgen herbeizu⸗ 
führen drohten, ſondern daß es das Verhalten derjenigen Regierungen war, an 
deren Widerſtand dieſe Beſtrebungen damals ſcheiterten. Ihnen verdankt 
Deutſchland die unveränderte Wiedergerſtellung der alten Bundesverfaſſung und 
damit einen dauernden Keim zu ähnlichen Wirren. Wenn jetzt von derſelben 
Seite durch die erwähnte Bemerkung der Note vom 2. Februar Anlaß dazu ges 
geben wird, daß dieſe Thatſache wieder in ihrem vollen Lichte erſcheint, und 
wenn man ſich dabei auf die Sorge um die Sicherheit und den moraliſchen Frie⸗ 
den Deutschlands beruft, welche man durch Preußen bedroht finden will, fo ift 
der Augenblick dafür um ſo weniger glücklich gewählt, als man gleichzeitig ge⸗ 
zwungen iſt, das Reformbedürfniß einzugeſtehen, deſſen rechtzeitige Befriedi« 
gung man ſchon einmal verhindert hat. a der gemijienbaften Erfullung der 
Bundespflichten, in der Vertretung wahrhaft deutſcher Jutereſſen, in dem ernſt⸗ 
lichſten Bemühen, wohlberechtigten nationalen Anforderungen felbft gerecht zu 
werden und ihnen bei den anderen Bundesregierungen Geltung zu vetſchuffen, 
räumt die königlich preußiſche Regierung keinem ihrer Bundesgenoſſen den Vor⸗ 


rang ein. Sie hat aber aus dem Bewußtſein treuer Pflichterfüllung bisher feine ' 


Berechtigung zu einem Schritte hergeleitet, wie er mit der in Rede ſtehenden 
identiſchen Note von den betheiligten Regierungen gegen Preußen gethan 
worden iſt. Die königliche Regierung würde in der Verwirklichung der am 
Schluſſe der Note angedeuteten Reform-Anſichten, wonach für den gan⸗ 
zen Bund eine Verfaſſung mit wirkſamer Exekutivgewalt, gemeinſamer 
Geſetzgebung und Volksvertretung begründet werden ſoll, und an welche ſich 
leicht das Streben nach einer weiter gehenden „politiſchen Konſolidation“ mit 
außerdeutſchen Gebieten ſchließen dürfte, wie dies in der Depeſche des kaiſer lich 
öͤſtreichiſchen Kabinets vom 5. Novbr. v. J. bereits hervorgetreten iſt, eine weit 
größere Gefährdung des Beſtandes des Bundes erkennen müſſen, als in Refor⸗ 
men in derjenigen Richtung, welche Preußen in der Depeſche vom 20. Dezember 
v. J. bezeichnet hat. Dennoch iſt die königliche Regierung weit davon enifernt, 
ſchon der bloßen Kundgebung jener Anſichten über die Grundlagen der Reform 
mit einer Verwahrung entgegenzutreten. Sie glaubt, im Gegentheil, ihr ſchließ⸗ 
liches Urtheil darüber zurückhalten zu ſollen, bis ihr ein beſtimmt geſtalteter 
Reformvorſchlag mitgetheilt wird, welcher ihr das Verſtändniß der Abſichten 
der kaiſerlich oftreichiichen Regierung vollſtändig ermöglicht. Fuͤr jetzt erſcheint 
der königlichen Regierung die Unausführbarkeit einer Reform nach den vorlie⸗ 
genden allgemeinen Andeutungen als unzweifelhaft, und da dieſelben in vollkom⸗ 
menem Widerspruch mit dem Standpunkt ſtehen, zu welchem ſie ſelbſt ſich bes 
kennt, jo muß fie ihrerſeits den Eintritt in Berathungen über eine Reform auf 
ſolchen Grundlagen für unthunlich erachten. Der Unterzeichnete benutzt dieſe 
Gelegenheit, um die Ehre zu haben, Sr. Exzellenz dem kaiſerlich öſtreichiſchen 
Miniſter der answärtigen Angelegenheiten, Herrn Grafen v. Rechberg, die Ver⸗ 
ſicherung ſeiner ausgezeichneteſten Hochachtung zu erneuern.“ (gez.) v. Werther. 
Sr. Erz. dem Hrn. Grafen v. Rechberg ꝛc. 


Die „A. P. Z.“ läßt der Note noch eine längere Betrachtung 
folgen, der wir Folgendes entnehmen: „Die Regierungen, welche 
ſich an der idennſchen Note betheiligt haben, gehen von der An⸗ 
ſchauung aus, daß die preußiſchen Bemerkungen eine irrige Deu⸗ 
tung des Art. XI. der Bundesakte verriethen. Als wachſame Kämpfer 
und Schirmherren der Bundesakte, die nicht nur für die unge⸗ 
ſchmälerte Auftechterhaltung, ſondern auch für die, ihrer Auffaſſung 
nach, einzig und allein korrekte Deutung derſelben einzuſtehen be⸗ 
rufen find, erblicken fie in jener vermeintlich irrigen Interpretation 
ein jo bedenkliches Phänomen, daß fie derſelben ſofort in geſchloſſe⸗ 
nen Reihen entgegentreten zu müſſen glauben. Nicht etwa bloß der 
Beſtand der Bundesgeſetze an ſich ſoll geſchirmt, auch die orihor 
doxe Deutung derſelben, zu welcher die erwähnten Regierungen 
unzweifelhaft den einzig zuläſſigen Schlüffel befigen, ſoll in junge 
fraulicher Reinheit vor jeder Befleckung durch ketzeriſche Meinun⸗ 
gen bewahrt werden. In ihren Augen hat Preutzen eine ſchwere 
Verfündigung begangen, indem es von der Vorausſetzung ausging, 
daß Art. XI. der Bundesakte eine größere Latitude beſitze, als Gra 
Rechberg und die mit ihm harmonirenden Staatsmanner einzu⸗ 
räumen geneigt ſind. In einer ganz anderen Geſtalt zeigte ſich 
uns derſelbe Graf Rechberg vor drei Wochen. Damals ſah er ſich 
veranlaßt jeine eignen Gedanken über Bundesreform anzudeuten, 
und dieſe Gedanken liefen auf nichts Geringeres hinaus, als auf 
eine totale Vernichtung des gegenwärtigen ſelbſtändigen deutſchen 
Staatenbundes. Denn als die einzig werthvolle Reform, durch die 
„das Fundament des Bundes an Feſtigkeit und Gediegenheit ge⸗ 
winnen müßte“, erſchien dem Herrn Grafen die Ausdehnung des 
deutſchen Vertheidigungsſyſtems auf den oͤſtreichiſchen Geſammt⸗ 
ſtaat, die Verpflichtung Deutschlands, alle öͤſtreichiſchen Beſitzun⸗ 
gen gegen jedweden Angriff zu vertheidigen. Da Graf Rechberg 
keineswegs zu erkennen gegeben hat, daß das Wiener Kabinet in 
dieſem Falle zu Gunſten des Bundestages auf eine ſelbſtändige 
auswärtige Politik zu verzichten gedenke, ſo würde hieraus folgen, 
daß die übrigen Bundesglieder mit ihrem Blut haften ſollen für die 
Fehl⸗ und Uebergriffe einer Politik, die ganz ohne ihr Zuthun, viel. 


2 


leicht gegen ihren entſchiedenen Willen betrieben wird. Dad Wiener biſchof von Udine, Treviſanato, ift zum Patriarchen von Venedig 


Kabinet vindizirt ſich die Freiheit, je nach ſeinem Ermeſſen im 
Orient oder in Italien politiſche Verwickelungen heraufzubeſchwö⸗ 
ren; beſtimmen dieſe einen anderen Staat zu einem Angriff gegen 
Oeſtreich, ſo hat der Bund nicht mehr wie früher über den Fall zu 


delibertren, ſondern einfach ſeine ae zur Vertheidigung des 


Kaiſerſtaats auf das Schlachtfeld zu ſchicken. Das wäre in den 
Augen des Grafen Rechberg eine „gediegene“ Bundesreform. Sie 


beruht, wie der Augenſchein lehrt, nicht etwa auf einer zu weit ger 


hebt die völkerrechtliche Selbſtändigkeit des deutſchen Staaten⸗ 
bündes brevi manu auf und 
verhältniß“ im großartigſten Styl. Eine ſolche Verwegenheit in 
Reformvorſchlägen iſt nach der Anſicht des Herrn Grafen Rechberg 
bei dem Wiener Kabinet durchaus am Plaß; bei der preußiichen 
Regierung verdient ſchon ein viel geringerer Grad von Kühnheit 
eine ſtrenge Zenſur. ... Es wird dem Grafen Rechberg aus einer 
nicht weit hinter uns liegenden Epoche noch erinnerlich ſein, daß 


henden Deutung eines e der Bundesakte, ſondern fie 
n 


Preußen ſich keinesweges in einem derartigen „Subjektionsverhält⸗ 


niß“ bewegt, und ſtatt aller weiteren Ausführungen dürfte es zu 
ſeiner Orientirung genügen, auf die Folgen hinzuweiſen, die aus 
derartigen Illuſionen und Anſprüchen des Wiener Kabinets in jener 
Epoche ii den Kaiſerſtaat erwachſen find.“ 

„A. P. Z.“ veröffentlicht nun auch die Note, welche der königliche 
preußiſche Geſchäftsträger in Dresden an den koönigl. ſächſiſchen 
Miniſter, Frhrn. v. Beuſt, als Antwort auf die Note des Grafen 
v. bah zer vom 2. Februar (ſ. Dresden) gerichtet hat: 

„Dresden, 14. Februar 1862. Der unterzeichnete koͤnigl. 
preußiſche Geſchäftsträger hat die Ehre, in Erwiederung auf die 
Note, welche Graf Hobenthal in der Bundesreformfrage unterm 
2. d. an den fönigl. Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten, 
Grafen Bernſtorff, gerichtet hat, Sr. Exzellenz dem Freiherrn 
v. Beuſt das lebhafte Bedauern der königlichen Regierung darüber 
auszusprechen, daß das koͤniglich ſächſiſche Kabinet ſich derjenigen 
Verwahrung angeſchloſſen hat, welche die kaiſerlich öſtreichiſche und 
mehrere andere Bundesregierungen gegen die Anſichten Preußens 
über den heilſamſten Weg zu einer Bundesreform einlegen zu ſollen 
geglaubt haben. Wenn die königliche Regierung den von dem 
Herrn Freiherrn v. Beuſt eingeleiteten Meinungsaustauih über 
dieſe hochwichtige Frage nicht fortſetzte, obwohl der königlich ſächſi⸗ 
ſche Herr Miniſter, nach Inhalt feiner unterm 11. Januar d. J. 
an den ꝛc. Grafen v. Hohenthal gerichteten Depeſche, der Hoffnung 
nicht entſagen wollte, Anknüpfungspunkte für eine Verſtändigung 
zu finden, ſo geſchah dies preußiſcherſeits in der Ueberzeugung, daß 
der prinzipielle Gegenſatz leider ein zu tiefliegender ſei, um jene 
Hoffnung als begründet erſcheinen zu laſſen. Die königliche Regie⸗ 
rung befindet ſich aus demſelben Grunde nicht in der Lage, an den 
Berathungen theilnehmen zu können, welche die Herſtellung einer 
Exekutivgewalt für den ganzen Bund bezwecken, der zum Behufe 
einer gemeinſamen Geſetzgebung eine Volksvertretung aus allen 
dazu gehörenden Staaten zur Seite ſtehen ſoll. Es iſt dies bereits 
denjenigen a welche die erwähnten identischen 
Noten an das königliche Kabinet gerichtet hatten, bei Beantwor⸗ 
tung derſelben eröffnet worden. Indem der Unterzeichnete die Ehre 
hat, erhaltenem Auftrage zufolge dem Herrn Freiherrn v. Beuſt 
eine Abſchrift dieſer Antwortsnote anliegend mitzutheilen, benutzt 
er ze. (gez.) Gundlach.] Sr. Exzellenz dem Herrn Freiherrn 
v. Beuſt.“ 

— [Erwiderung Sewards auf eine Note des Gra⸗ 
fen Bernuſtorff.] Die Note, welche Graf Bernſtorff am 25. 
Dezember 1861 in der Trentangelegenheit nach Washington ges 
richtet hat, iſt von Herrn Seward am 14. Januar beantwortet 
worden. 
ßen bei ſeiner Eröffnung vor dem wohlwollenden und hochherzigen 
Wunſche der Aufrechterhaltung des Friedens unter den Voͤlkern ges 
leitet worden iſt. Rathſchläge, welche ſich auf Beweggründe dieler 
Art Hügen, werden niemals von den Vereinigten Staaten unter 
ſchätzt werden.“ Herr Seward macht dann die Gründe geltend, 
welche es wünſchenswerth machen, die Rechte der Kriegführenden 
feſtzuſtellen und auf geeignete friedliche Mittel zu ſinnen, welche 
zur Erlangung einer Eslſchädigung für erlittene Unbill, die ent⸗ 
weder durch Neutrale oder gegen Neutrale begangen worden iſt, 
dringend erforderlich find, Herr Seward ſchlietzt mit den ſchmei⸗ 
chelhaften Worten, daß er dieſen bedeutungsvollen Gegenſtand mit 
ſolchem Rachdruck grade Preußens Erwägungen anheimgiebt, weil 
Preußens Regierung ſich in hervorragender Weile durch das hoch⸗ 
herzige und gerechte Beſtreben auszeichnet, die Lage der Menſchheit 
zu verbeſſern. 

Breslau, 16. Febr. [Landesverwieſene aus War⸗ 
ſchau.] Vorgeſtern iſt der Prediger der iſraelitiſchen Gemeinde 
8 Warſchau, Dr. Jaſtrow, welcher in Folge der dortigen politiſchen 

ewegung von den ruſſiſchen Behörden nach längerer Unterſuchungs⸗ 
haft ausgewieſen worden iſt, hier eingetroffen; er begiebt ſich nach 
ſeiner Vaterſtadt Rogaſen in der Provinz Poſen. Dr. Jaſtrow 
verdankt ſeine Befreiung der Verwendung unſeres auswärtigen 
Miniſteriums. Auch der landes verwieſene, vielgenannte Obere 
rabbiner B. Meiſels in Warſchau, iſt geſtern ebenfalls hier ein⸗ 
petzofien, um ſich nach feiner öftreihiihen Heimath Krakau zu 
egeben. 

Maltſch, 14. Februar. [Eisſprengung.] Am 12. d. 
Abends 10 ½ Uhr traf mittelſt Schnellzuges ein Pionierkommando 
von Neiſſe hier ein, welches ſchon am 13. vereinigt mit den hier 
bereits beſchäftigten Arbeitern mit Energie die Sprengung des Eiſes 
fortſezte. Der Erfolg überſteigt alle Erwartung, da gedachten 
Tages eine Strecke von circa 600 Schritten vom Eiſe freigemacht 
und der Strom 5—6 Ruthen freigelegt waren. In 3—4 Tagen 
kann der Strom bis zum hieſigen Winterhafen, wo die Schiffe 
Schutz gelucht haben, frei fein. Nur bei eintretendem ſchnellen Thau⸗ 
wetter könnte für die Niederung noch große Gefahr eintreteu, da 
nach der Angabe der Sachverſtändigen die Eisverſetzung fi bis 
Johannisberg erſtrecken ſoll. (Schl. Z.) 


Oeſtreich. Wien, 15. Febr. [Tagesnotizen.] Der 
Prinz von Wales hat heute ſeine Reiſe fortgeſetzt. — Gutem Ver⸗ 
nehmen nach würde die militäriſche Eintreibung der Steuern in 
Ungarn eingeſtellt und die Erhebung derſelben den proviſoriſchen 
Komitatsbehörden überlaſſen werden. — Der Papſt bat für die 
Ueberſchwemmten in Oeſtreich 6000 Gulden geſpendet. — Der Erz 


uirt ihr ein „Subjektions⸗ 


Preußiſche Note an Herrn v. Beuſt.] Die 


Der Präſident Lincoln iſt befriedigt darüber, daß Preu⸗ 


ernannt worden. — 


An zwanzig Patronatsvertreter, welche das 
Vermögen von 150 Kirchen verwalten, ſchreibt man der „Prager 
Ztg.“ aus „Außig, 11. Februar“, haben heute wegen der Uebergabe 
des Kirchenvermögens an die Geiſtlichkeit eine Beſprechung gehal⸗ 
ten. Nach einer ſorgfältigen Berathung aller hier zu berückſichtigen 
Vorſchriften wurde, ohne die Entſcheidung der betreffenden Patrone 
präjudiziren zu wollen, der Beſchluß gefaßt, an die Patrone eine 
begründete Vorſtell 
die Uebergabe des envermögens ſo lange zu verweigern, bis 
im Wege der Geſetzgebung mittelſt eines Reichsgeſetzes dem Patro⸗ 


nat die nothwendigen Garantien zugeſichert werden. — Von Sei⸗ 


ten des königlichen Kommiſſars v. Hofbauer iſt eine Kundmachung 
publizirt worden, der zufolge nun das Standrecht auch für das 
Arader Komitat für das Verbrechen des Raubmordes, des Raubes 
und der Brandlegung in Wirkſamkeit tritt. — Wegen Ausziſchens 
eines Walzers fand in Agram ein Säbelduell zwiſchen dem dortigen 
Obergeſpan und dem Generaladjutanten des Ban ſtatt. Erſterer 
wurde leicht verwundet. — Die Rekrutirung, welche am 1. Februar 
im lombardiſch⸗venetianiſchen Königreich begann, ſchreitet, wie man 
der Oeſtr. Ztg.“ aus Venedig meldet, befriedigend fort; vom Lande 


Poſt“ hat der Kaiſer abermals 12 in der Feſtung Thereſienſtadt in⸗ 
haftirt geweſene Sträflinge bezüglich des Strafreſtes begnadigt und 
wurden dieſelben bereits aus ihrer Haft entlaſſen. Darunter befin⸗ 
det ſich der Graf Georg Schweinitz, aus Preußen gebürtig, welcher 
J als Unterofſizier im k. k. 51. Infanterieregiment diente und 
m Jahre 1857 zu 5jährigem Kerker verurtheilt wurde. — In Lem⸗ 
berg find plötzlich die Realſchulprofeſſoren Moszkowski und Wolski 
ihrer Stellen enthoben worden. — Das „Vaterland“ iſt bekanntlich 
wegen zweier Artikel vom 4. und 5.: „Zwei Fliegen und eine Klappe“ 
und „Abſolutismus und Geſammtverfaſſung“ der Majeftätöbeleidi- 
ung und der Störung der öffentlichen Ruhe angeklagt worden. 
Wie die „Conſt. Wiener Correſp.“ glaubwürdig vernimmt, oll der 
Verfaſſer dieſer beiden Artikel, deren Manuſkript aufgefunden wurde, 
der ehemalige Kultusminiſter Graf Leo Thun ſein. — „Magyar 
Orszag“ enthält an der Spitze ſeines Blattes eine ſchriftliche Ven⸗ 
warnung. — In Zengg hat die Bora am 8. Febr. 7 Häuſer abgededt 
und eine Menge Rauchfänge herabgeſchleudert. Die Telegraphen⸗ 
leitung nach Fiume und auch nach Trieſt iſt unterbrochen. Auch in 
Fiume wüthete ſeit Menſchengedenten fein jo heftiger und jo lange 
anhaltender Sturm. 

— (Werbungen für Braſſlten.] Wie man der „Preſſe“ 
für beſtimmt verſichert, ſollen in neueſter Zeit wieder wehrere Wer⸗ 
ber Tirol durchziehen, um im Auftrage von Steinmann und Komp. 
in Antwerpen, der bekannten Agenten der braſilianiſchen Koloni⸗ 
ſations⸗Gſellſchaften, Auswanderer für Braſilien anzuwerben. 
„Trotz der vielen warnenden Stimmen, welche fortwährend gegen 
eine Auswanderung nach Braſilien ertönen“, bemerkt das genannte 
Blatt, „trotz des Schauergemäldes, welches Lallemant von der 
Mucurykolonie und J. Sturz von den braſilianiſchen Zuſtänden 
und Ausſichten im Jahre 1861 entrollten, giebt es noch immer 
zahlreiche Leichtgläubige, welche ſich zu einer Auswanderung nach 
dem braſilianiſchen Sklavenſtaate verlocken laſſen. So ſollen wie⸗ 
der 70 Familien aus den armeren Thälern Tirols (Oberinnthal, 
Reuth, Vintſchgau u. |. w.) völlig engagirt worden ſeien, um bin⸗ 
nen wenigen Wochen über Antwerpen nach Braſilien verſchifft zu 
werden. Sie ſollen gegen kontraktliche Verbindlichkeiten ganz freie 
oder nur theilweiſe freie Ueberfahrt und allerlei Vorſchüſſe erhalten 
haben, welche durch Arbeit in einem tropiſchen Klima auf unwirth⸗ 
barem Boden abzuverdieven nur gar zu ſauer werden dürfte. Wir 
haben keine andere Abſicht, als die Regierung auf den Unfug auf⸗ 
merkſam zu machen, welchen braſilianiſche Menſchenwerber noch 
fortwährend in Oeſtreich zu treiben wagen.“ 


Sachſen. Dresden, 15. Febr. [Depeſchen zur Bun⸗ 
desreformfrage.] Auch das „Dr. J.“ iſt nunmehr in den 
Stand geſetzt, zwei Schriftſtücke mitzutheilen, welche die königlich 
ſächſiſche Regierung in Bezug auf die Frage einer Reform der deut⸗ 
ſchen Bandesverſaſſung in Berlin hat überreichen laſſen, nämlich die 
Abſchrift einer Miniſterialdepeſche an den königlichen (ſächſiſchen) 
Geſandten in Berlin, d. d. Dresden, am 11. Januar 1862, und die 
Abſchrift einer an den königlich preußiſchen Miniſter, Grafen Bern⸗ 
ſtorff, von Seiten des königlich ſächſiſchen Geſandten in Berlin er⸗ 
laſſenen Note, d. d. 2. Febr. 1862. Aus letzterer iſt die nachfolgende 
Stelle bemerkenswerth: „Der Unterzeichnete (Graf v. Hohenthal) 
iſt daher angewieſen worden, zu erklären, daß die königlich ſächſiſche 
Regierung auch ihrerſeits die in der Depeſche vom 20. Dezbr. v. J. 
aufgeſtellte Anſicht von der Zuläſſigkeit der Bildung eines Bundes⸗ 
ſtaats innerhalb des Bundes mit den Beſtimmungen und dem Geiſte 
der Bundesgrundgeſetze nicht für vereinbar hält und dieſelbe daher 
der in jener Eröffnung ausgeſprochenen Verwahrung ſich anſchließt.“ 


Frankfurt a. M., 14. Febr. ele 
In der geſtrigen Bundestagsfigung brachte Oeſtreich zur Anzeige, 
daß es die Kommiſſion zur Umwandlung des Gothaer Heimathlo⸗ 
ſenvertrages und ſeiner Annexen in einen Bundesbeſchluß beſchicken 
werde. Hierauf erſtattete der Militärausſchuß Vortrag über die am 
12. Juli 1860 von Preußen, Hannover, Oldenburg und Bremen 
in der Küſtenvertheidigungsangelegenheit geſtellten gemeinſchaftli⸗ 
chen Anträge, und zwar über die zwei erſten, welche dahin gehen: 
Die Bundesverſammlung möge 1) auf Grund der Denkſchrlften 
(Preußens und Hannovers) diejenigen auf außerpreußiſchem Ge⸗ 
biete zu gründenden Vertheidigungsanſtalten bezeichnen, für welche 
Behufs weiterer Entſchließung befondere techniſche Vorarbeiten, 
örtliche Erhebungen u. ſ. w. von Bundeswegen einzuleiten ſein 
würden; 2) eine aus Bevollmächtigten Yümmtlicher Uferſtaaten zu 
bildende Kommiſſion mit dem Auftrage einſetzen, die Entwürfe die⸗ 
fer Vertheidigungsanſtalten feſtzuſtellen. Die Zuſammenſetzung der 
Kommiſſion, ob aus W ia aller Bundeöregierungen, 
oder nur der Uferſtaaten, hatte Differenzen veranlaßt. Der jetzt 
geſtellte Antrag des Ausſchuſſes erſcheint als ein vermittelnder, 
indem er dahin geht, daß 1) eine Spezialkommiſſion niedergeſetzt 
werde, welche die allgemeinen Umriſſe und weſentlichen Beſtimmun⸗ 
gen in Betreff der vom Bunde auszuführenden Vertheidigungs⸗ 
Anſtalten bezeichne, und welche von allen Bundesregierungen be⸗ 
ſchickt werden könne; daß aber 2) die nähere ſpezielle Ausarbeitung 
der betreffenden Pläne den Kommiſſarien der Uferſtaaten zu übers 


zu richten und zugleich den Antrag zu ſtellen 


| 


weiſen wäre. Als Sitz dieſer Kommiſſion ift Hamburg beantragt. 
Die Abſtimmung wird ſpäter ſtattfinden. v 8 l 


Sächſ. Herzogth. Koburg, 15. Febr. [Deutſche 
Flotte.] Bei der Expedition der „Wochenſchrift des National 
vereins“ find neuerdings an größeren Beiträgen eingegangen: Aus 
Gumbinnen durch das dortige Flottenkomité 4490 Thlr, aus Ham⸗ 
burg als Erlös der angefertigten Arbeiten des Vereins junger Da⸗ 
men daſelbſt 6795 Thlr, in Summa 60,147 Fl. 30 Kr. 

— [Vom Landtage.] Am 12. d. hat die erſte Sitzung 
des Landtages wieder fiattgefunden. Unter den, demſelben zuge⸗ 
gangenen Erlaſſen des Derzogligien Staatsminiſteriums iſt nament⸗ 
lich zu erwähnen eine Erklärung der Staatsregierung, daß ſie dem, 
aus dem Schooße des Landtags geſtellten Antrage auf Vorlage 
eines Geſetzentwurfs über Einführung von Zivilſtandsregiſtern nicht 
entſprechen könne, da dergleichen Standesbücher nicht nothwendig 
ſeien. In derſelben Sitzung erſtattete der Landtagspräſident Ober 
länder den Bericht der Kommiſſion für Vorberathung des von der 
herzoglichen Staatsregierung dem Landtage zur Annahme vorge⸗ 
legten Entwurfs zu dem thüringſchen Gewerbegeſetz. Nach dieſem Be⸗ 
richt empfahl die Kommiſſion dem Landtage dieſen Entwurf, jedoch in 


ſtelen ſich die Rekruten ſehr willig. Die Abſtelung der Rekruten amendirterFaſſung anzunehmen und wurde Seitens der Kommiſſions⸗ 


der Stadt Venedig beginnt erſt am 20. d. M. — Nach der „Oſtd. zu kaſuiſtiſch und ſpezialiſirend ſei und den Gewerbebetrieb zu ſehr be⸗ 


mitglieder namentlich darauf hingewieſen, daß der thüringſche Entwurf 


vormunde, während nach ihrer Anſicht der Betrieb von Gewerben 
ganz frei zu geben ſei und Beſchränkungen nur in Bezug auf das 
Öffentliche Wohl dulde. — Der Landtag hat nach lebhafter Debatte 
mit dem Miniſterſum, den Kommiſſions⸗Antrag auf vollſtändige 
Freigebung der Prehgewerbe einſtimmig angenommen. Auf den 
Anttag des Minifteriums hat heute Abend eine wiederholte Ab⸗ 
ſtimmung mit gleichem * Die Berufung der 
Regierung guf den jeiner Zeit dem Landtage, nicht vorgelegten 
Vandesheſchluß von 1854 wurde als unzuläſſig und letzterer als 
Aegaler Eingriff in das Verfaſſungsrecht der Einzelſtaaten erklärt. 
Die Regierung stellte die Verweigerung der Sanktion des Gewerbe⸗ 
geleged in Ausſicht. Der Landtag hat jedoch in fortgeſetzter Be⸗ 
ralhung nach den Anträgen der Kommiſſion ſchließlich mit allen 
gegen eine Stimme angenommen. 

Weimar, 15. Febr. [Die Kammer] hat die von dem 
Abgeordneten Fries beantragte Adreſſe einſtimmig angenommen. 
Dieſelbe ſpricht ſich für Einführung einer deutſchen Zentralgewalt 
mit einem deutſchen Parlament aus und berührt die heſſiſche und 
ſchleswig⸗holſteiniſche Angelegenheit. Der großherzogliche Staats⸗ 
miniſter hatte die nationale Politik der Regierung in Uebereinſtim⸗ 
mung mit dem Adreßentwurf in einer ausführlichen Rede ent⸗ 


wickelt. 
Großbritannien und Irland. 

London, 13. Febr. [Die Intervention der drei 
Mächte in Mexiko.] Dem Parlamente iſt eine Sammlung 
von Depeſchen über die mexikaniſche Angelegenheit vorgelegt worden, 
welche dem Publikum in Blaubuchform erſt gegen Ende dieſer 
Woche zugänglich ſein dürfte. Folgendes ift eine überſichtliche hiſto⸗ 
riſche Darſtellung des bisherigen Verlaufes dieſer Angelegenheiten, 
jo wie fie ſich aus den vorgelegten Aktenſtücken ergiebt: Zu Anfang 
des vorjährigen Herbſtes war zum erſten Male von einer Noth⸗ 
wendigkeit entſchiedenen Einſchreitens in Mexiko die Rede geweſen. 
Spanien that in dieſer Richtung den erſten diplomatiſchen Schritt, 
indem Marſchall O Donnell Auſogs September dem britiſchen Ge⸗ 
ſandten in Madrid zu wiſſen that, daß ſich die Regierung Ihrer 
katholiſchen Majeſtät gezwungen ſehen werde, zum Schuße ihrer 
Unterthanen in Mexiko entſchiedene Maaßregeln zu ergreifen. 
Gleichzeitig bemerkte jedoch O'Donnell, daß von einer permanenten 
Intervention nicht die Rede ſei, und daß die Kooperation Eng⸗ 
lands und Frankreichs überaus wünſchenswerth wäre. Es wurden 
über dieſe Eröffnung mehrere Depeſchen gewechſelt. Am 23. Sept. 
aber ſchon bemerkte der hieſige franzöſiſche Geſandte gegen Graf 
Ruſſell, es dürfte außer den Genugthuungsforderungen auch noth⸗ 
wendig werden, „einen Plan zur politiſchen Reorganiſation Mexikos 
zu entwerfen“. Darauf hin läßt Lord Ruſſell Herrn Thouvenel 
durch Lord Cowley ſagen, die engliſche Regierung wünſche von 
Mexiko nur die Sicherſtellung ihrer Unterthanen und die Einhal⸗ 
tung der eingegangenen Verbindlichkeiten zu erzwingen, ſei übrigens 
bereit, dieſen Zweck gemeinſchaftlich mit den beiden anderen Mäch⸗ 
ten anzuſtreben. Dieſes Prinzip wird von Lord Ruſſell in allen 
ſeinen pateren Depeſchen feſtgehalten und wiederholt betont. Er 
hält noch im Oktober nicht viel von dem Plane, vermittelft einer 
bewaffneten Intervention die Parteikämpfe in Mexiko zum Still⸗ 
ſtand zu bringen, aber er glaubt doch ſchon, es ſei gerathener, Spa⸗ 
nien nicht allein einſchreiten zu laſſen, da ſich dieſes wahrſcheinlich 
ungebührlich in die inneren Angelegenheiten des Landes miſchen 
würde. Als , weſentliche Bedingung“ für den Abſchluß einer be» 
treffenden Tripelkonvention bezeichnet er, daß die Vereinigten 
Staaten von Nordamerika zum Beitritt eingeladen werden follten. 
Dabei erklärt er ſich fortwährend gegen eine längere Okkupatton, 
zumal durch ſpaniſche Truppen, welche bei den Mertkanern Ver⸗ 
dachtgründe mancherlei Art wach rufen würden, abgeſehen davon, 
daß dadurch allenthalben, zumal bei den Vereinigten Staaten, Auf 
regung entſtehen würde. „Letzteres dürfte nur dann unberückſichtig⸗ 
bleiben“, ſchreibt er, „wenn irgend ein hervorragendes Ziel, deſſen 
Verwirklichung ziemlich verbürgt wäre, angeſtrebt werden fol,“ — 
Die franzöſiſche Regierung war Anfangs Oktober, d. i. vor der 
Zeichnung der Konvention, mit dieſen Anſichten Ruſſells vollkom- 
men einverſtanden, nur wollte ſie es nicht als eine bewaffnete Ein⸗ 
miſchung gelten laſſen, wenn eine große Partei in Mexiko, aufges 
muntert durch die Nähe europäiſcher Streitkräfte, die bisherige 
Tyrannenwirthſchaft ſtürzen ſollte. — Die ſpaniſche Yegierung ihrer⸗ 
ſeits beruhigte England über ihre Abſichten, und am 20. Eeptor 
erklärte O'Donnell: „Spanien habe, indem es England und Frank 
reich zur Kooperation einlud, einen hinlänglichen Beweis gegeben, 
daß es ſich in Mexiko keine ausſchließlichen Vortheile erkämpfen 
wolle, und noch weniger eine Eroberung oder Wiedereinverleibung 
irgend eines Theiles des mexikaniſchen Gebietes beabſichtige. Sei⸗ 
ner Anſicht nach könne für Spanien nichts ſo ſchädlich ſein, als die 
Wiedergewinnung feiner früheren amerikaniſchen Befigungen. . . 
Die kürzlich erfolgte Acquiſition San Domingo's ftrafe dieler Ans 
ſicht ſcheinbar vielleicht züge, doch ſei San Domingo, vermoͤge feir 
ner Lage nahe bei Kuba, ein wichtiger Punkt zur Behauptung des 
Letzteren,“ alſo gewiſſermaßen eine Ausnahme von der Regel. — 
Von da an wurde Spanien immer dringender. „Wir können, fo 


— 


ſchreibt O'Donnell, die Expedition nicht über den November hin⸗ 


aus verſchieben, die Minifter könnten es vor den Cortes nimmer 
verantworten.“ Dabei verſichert er: Spanien will weder erobern, 
noch auch eine monarchiſche Regierung zu Gunſten eines europäi⸗ 
ſchen Prinzen oder irgend einer Perſon in Mexiko gründen. Eben 
ſo wenig bezweckt Spanien, eine oder die andere der ſtreitenden 
Parteien daſelbſt an die Spitze der Republik zu ſtellen. Deshalb 
ſtimmt auch die ſpaniſche Regierung ohne Anſtand mit den Anſich⸗ 
ten der britiſchen Regierung überein, daß keine bewaffnete Ein ⸗ 
— in die inneren Angelegenheiten Mexiko's verſucht werden 
ollte. 


Nachdem Thouvenel in der erſten Hälfte des Monats Oktober 
ähnliche Erklärungen abgegeben hatte, wurde am 31. Oktober die 
bekannte Konvention gezeichnet, und gemäß ihrer limitirten Ope⸗ 
rationsobjekte begnügte ſich die britiſche Regierung mit der Abſen⸗ 
dung von 2 Linienſchiffen, 4 Fregatten und 700 Seeſoldaten. Der 
britiſche Admiral wurde angewieſen, ſich mit dem franzoͤſiſchen und 
ſpaniſchen Oberkommandanten in Korreſpondenz zu ſetzen und ge⸗ 
meinſchaftlich mit dieſen zu verlangen: 1) Volle Genugthuung und 
Schadenerſaß für die den drei Staaten zugefügte Unbill. 2) Ueber⸗ 

e der Forts von Vera⸗Cruz an die Truppen der drei Regierun⸗ 
gen, als Bürgſchaft für die Erfüllung der eventuell aufzuſtellenden 
Bedingungen. Der britiſche Geſandte in Mexiko, Sir Charles 
Wyke erhielt die Weiſung, ſich, den Stipulationen der Konvention 
zufolge, als Zivilkommiſſar dem Admiral zu Verfügung zu ſtellen, 
und erhielt überdies gemeſſene Verhaltungsbefehle bei .eff6 der poli⸗ 
tiſchen Haltung, die er hinfort einzunehmen habe. Darunter fol⸗ 
gende: Sollte irgend ein Mexikaner oder irgend eine mexikaniſche 
Partei Sie über derartige Angelegenheiten um Rath fragen, ſo 
wollen Sie fi dahin äußern, daß jede regelmäßige Regierungs⸗ 
form, welche Leben und Beſitzthum der Eingeborenen und Aus⸗ 
länder zu ſchützen die Macht hat, und nicht geſtatten wird, daß bri⸗ 
tiſche Unterthanen wegen ihrer Beſchäftigung, ihrer Eigenthums⸗ 
rechte oder ihrer Religion beläſtigt oder angegriffen werden, der 
moraliſchen Unterſtützung von Seiten der britiſchen Regierung ſicher 
ſein könne.“ Die Konvention war nicht lange gezeichnet, da begann 
die franzöſiſche Regierung auf die etwa möglichen Folgen ihrer Ver⸗ 
wirklichung aufmerkſam zu machen. Was z. B. würden die ver⸗ 
bündeten Mächte beginnen, ſollten die Mexikaner Vera⸗Cruz räu⸗ 
men und ſich auf keinerlei Unterhandlungen einlaſſen? Die Alliir⸗ 
ten könnten in einem derartigen Falle doch nicht Gewehr im Arm 


ſtehen bleiben. Es dürfte dann doch ein Marſch gegen Mexiko un⸗ 


etläßlich werden. Darauf ſcheintLord Ruſſell keine andere Antwort ge⸗ 

ben zu haben, als daß die Truppen Englands ſich einem ſolchen 
Marie nicht anſchließen würden. Vierzehn Tage nach Unter- 
zeichnung der Konvention warin Europa die Nachricht eingetroffen, 


der ſpaniſche Generalkapitän von Kuba habe die ſpaniſche Expe⸗ 


detion ahgehen laſſen, ohne auf die Verbündeten zu warten. Zu⸗ 


gleich aber kamen von Spanien Erklärungen über dieſe Eilfertig⸗ 


keit, welche ſie gewiſſermaßen entſchuldigten. Der ſpaniſche Kom⸗ 
mandeur werde im Namen aller drei Mächte auftreten, ſo hieß es 
unter Anderem in der betreffenden Erklärung. 
Landungsarmee beſtand aus 6000 Mann aller Waffengattungen, 
während 2 franzöſiſche anfänglich bloß auf 2500 Ma 

en war. 
— Armee und die eilige Abſendung der ſpaniſchen Expedi⸗ 
tion aus Kuba bekannt wurde, erhielt Graf Flahault, der franzö⸗ 


ſche Geſandte in London, den Auftrag, zu erklären, daß die 


Schwierigkeiten der Expedition ſich vermehrt hätten, „daß eine Vor⸗ 
rückung der Alliirten ins Innere von Mexiko jetzt unvermeidlich 
zu ſein ſcheine, und würde die früher ſtipulirte Truppenzahl nicht 
allein ungenügend zu einer derartigen Operation ſein, ſondern 
dieſe ſelbſt würde einen Charakter annehmen, der es dem Kaiſer 
nicht geſtatten könne, daß die franzöſiſche Armeeabtheilung eine 
untergeordnete Stellung der paniſchen gegenüber einnehme, oder 
der Gefahr einer Kompromittirung ausgelegt werde. Se. kaiſerl. 
Majeſtät habe ſich, von dieſen Rückſichten bewogen, entſchloſſen, 
3000 —4000 Mann als Verſtärkung nach Mexiko nachzuſchicken.“ 
Lord Ruſſell bemerkte dem franzöſiſchen Geſandten, daß er dieſen 
Entſchluß des Kaiſers mit Bedauern vernehme, daß aber England 
deshalb ſeine Expeditionsarmee nicht verſtärken werde. Zu gleicher 
Zeit ließ er durch ſeinen Geſandten in Madrid die Aufmerkſamkeit 
der ſpauiſchen Regierung auf den „Ton der von ihrem General in 


Mexico exlaſſenen Proklamation“ richten und fie an diejenigen 


Stellen der Konvention erinnern, „in denen genau geſagt iſt, was 
uuſere Intervention bezweckt und was. fie nicht bezweckt.“ Im 
Laufe des Monats Januar wird in dieſen Depeſchen plötzlich der 
Name des Erzherzogs Max erwähnt. Lord Cowley will nämlich 
von verſchiedenen Seiten gehört haben, daß franzöſiſche nach Me» 


riko kommandirte Offiztere geäußert hätten, es handele ſich darum. 


den öſtreichiſchen Erzherzog auf den mexikaaiſchen Thron zu ſetzen. 
Der engliſche Geſandte erachtet dieſe Neuigkeit für wichtig genug, 


ihretwegen Herrn Thouvenel zubefragen. Dieſerſagt ihm, „es ſeien zwi⸗ 


ſchen dem franzöflihen und dem öͤſtreichiſchen Kabinette Betreff des Ecz⸗ 
berzogs Max keine Verhandlungen in der Schwebe (no negotiations 
been pending), es ſeien dieſe Unteryandlungen bloz von Mexi⸗ 
bangen geführt worden, die zu dieſem Zwecke herübergekommen und 
nach Wien gereiſt ſeien“. — Für Lord Ruſſell ſcheint in obiger 
Mittheilung Thouvenels nicht beſonders Ueberraſchendes gelegen 
zu gaben. Er bemerkt nur: „Wenn das mexikaniſche Volk aus 
freiem Antrieb (by a spontaneous movement) den öſtreichiſchen 
Erzberzog auf den Thron von Mexiko ſetzt, ſo iſt vom Standpunkt 


der Konvention dagegen nichts einzuwenden. Auf der anderen 
Seite könnten wir uns bei einer gewaltſamen Intervention zu die | 


ſem Zwecke nicht betheiligen. Die Mexikaner müßten ihre eigenen 
Intereſſen zu Rathe ziehen.“ Daß hier noch Manches vorgefallen 
iſt, was in der vorliegenden Sammlung uicht aufgenommen wor⸗ 
den, ſcheint kaum einem Zweifel zu unterliegen. Bemerkenswerth 
iſt noch in der von Lord Ruſſell an den britiſchen Geſandten in 
Madrid gerichteten Depeſche folgende Stelle: „Sollten die Mexi⸗ 
kaner eine neue Regierung konſtituiren, welche im Stande iſt, die 
Ordnung wieder derzuflellen und freundſchaftliche Beziehungen 
mit fremden Nationen zu pflegen, dann wird Ihrer Maje⸗ 


ftät Regierung entzückt ſein, die Bildung einer ſolchen Re⸗ 


gierung zu begrüßen, ihrer Konſolidirung Unterftüpung gewäh⸗ 
ren zu können. Sollten dagegen die Truppen fremder Mächte ge⸗ 
braucht werden, um eine den Gefühlen der Mexikaner widerſtrebende 
Regierung einzuſetzen und ſie mit bewaffneter Macht zu halten, 


Die ſpaniſche 


nun veran⸗ 
Aber ſo wie die Truppenzahl der von Spanien 


3 


dann könnte Ihrer Majeſtät Regierung von einem — m Bers ſetzen, daß Jefferſon Davis in Vorausſicht diefer Okkupation be⸗ 


ſuche keinen anderen Erfolg als Uneinigkeit und Enttäuſchungen 
erwarten. In einem ſolchen Falle bliebe den verbündeten Regie» 
rungen nur die Wahl, ſich von einem derartigen Unternehmen mit 
einiger Schande zurückzuziehen, oder ihre Intervention über die 


Grenzen, den Zweck und die Abſicht der Tripelkonvention aus⸗ 


zudehnen.“ 
f — [Tagesnachrichten.] Der Gouverneur der Präſident⸗ 
ſchaft Bombay, Sir George Clerk, hat, kraft der Ermächtigung, 


welche ihm die „Indian Councils Act“ giebt, fünf Eingeborne, ez 
find darunter Mohamedaner, Hindu's und Parſen (Feueranbeter), 


u außerordentlichen Mitgliedern des geſetzgebenden Raths der Prä⸗ 
fene auf zwei Jahre ernannt. Es iſt dies der erſte entſchie⸗ 
dene 
den und Beherrſchten in Indien. — Es iſt heute ein nachträglicher 
Flottenvoranſchlag für das Verwaltungsjahr 1861 —62 erſchienen. 
Derſelbe beläuft ſich auf 364,388 Pfd., nämlich: 100,000 Pfd. Bes 
ſoldung für Matroſen und Maxineſoldaten; 30,000 Pfd. Lebeus⸗ 
mittel für dieſelben; und 234,388 Pfd. für das „Armeedeparke⸗ 
ment“, mit anderen Worten für Truppentransport. — Den erledig- 
ten Poſten des Provoß der Schule von Eton hat der bisherige 


Obermagiſter derſelben, Dr. Goodford, erhalten, der ſelbſt in Eton 


erzogen worden war und ſeine Univerſitätsſtudien in Cambridge 
durchgemacht hatte. Die Beileidsadreſſe der Schule hat die Köni⸗ 
gin unmittelbar in Empfang genommen und in ſehr warmen Aus⸗ 
drücken beantworten laſſen. — Die Blätter melden den am 5. d. er⸗ 
folgten Tod des Generalmajors Sir Thomas H. Franks. Der 
Schauplaß der militäriſchen Thätigfeit dieſes Offiziers war Indien; 
namentlich ee ſich Franks, damals Oberſtlieutenant, in der 
Schlacht bei Gudſcherat unter Lord Gough aus. — In der Vorſtadt 
Hackney ſind geſtern durch das Einſtürzen zweier Häuſer drei Men⸗ 
ſchen ums Leben gekommen und mehrere andere ſchwer verwundet 
den. — Dem neulich in Kanada vorgenommenen Zenſus zufolge 
belief ſich die Seelenzahl im Lande auf 2,506,785 Perſonen, wovon 
1,396,091 auf Ober⸗ und 1,110,664 auf Unter⸗Kanada kommen. 
Die Zahl der Bewohner franzöſiſchen Urſprungs wird auf 880,600 
angegeben, die der engliſch redenden iſt in den letzten zehn Jahren 
um 40 Prozent geſtiegen. 

London, 15. Februar. [Die Kronprinzeſſin von 
Preußen] kam geſtern um halb zwölf Uhr Mittags direkt zu 
Schiff in Osborne au. Am Landungsplag ward fie von der Prin⸗ 
zeſſin Alice und dem Prinzen Arthur empfangen. 

— [Parlament.] In der geſtrigen Nacht- Sitzung des 
Oberhauſes erwiderte Earl Ruſſell auf eine Interpellation 
Stanhope's, er habe über neue Verſenkungen von Schiffen 
mit Steinen im Hafen von Charlefton keine offiziellen Be» 
richte. Auf die von der engliſchen Regierung ausgedrückte Mei⸗ 
nung, daß eine permanente Zerſtörung des Hafens nicht zu recht⸗ 
fertigen jet, habe die Regierung der Union erklärt, daß eine per⸗ 
manente Zerſtörung nicht beabſichtigt werde. — Im Unterhauſe 
ſagte Lord Palmerston auf eine Anfrage Forſters, daß mit Belgien 
Unterhandlungen wegen Abſchluſſes eines Handelsvertrages im 
Gange ſeien, die England mit den meiſt begünſtigten Nationen auf 
gleichen Fuß ſetzen ſollen. Belgien zeige das aufrichtige Verlangen, 
England mit aller Zuvorfommenheit zu behandeln. (Tel.) 


Frankreich. 


Paris, 13. Febr. [Tages notizen.] Prinz Napoleon joll 
ſein Amendement wieder zuruͤckgezogen haben, nachdem man ſich 
dahin mit ihm geeinigt, daß in die Adreſſe ein Satz aufgenommen 
wird, welcher in milderer Form, als in der ſeines Amendements, 
von dem Widerſtande ſpricht, welchen der Papſt den Rathſchlägen 
Thouvenels entgegenfege. Billault ſoll die Vollmacht erhalten 11 
ben, gelegentlich der Adreßdebatte im Senate die Pläne des Kaiſers 
zur Sicherſtellung der Unabhängigkeit des Papſtes mitzutheilen, 
Pläne, mit denen man, im Falle Kardinal Antonelli ſich auf die 
Depeſche vom 18. Jan, eingelaſſen hätte, hervorgetreten wäre. Rom 
und das Erbgut Petri wären nach denſelben als neutraler, unab⸗ 
haͤngiger Staat unter den kollektiven Schutz der katholiſchen Mächte 
geſtellt worden. In dem geſetzgebenden Körper ſoll bei der Adreß⸗ 
debatte die päpstliche Frage jo wenig als möglich in Anregung ges 
bracht werden. Die Adreſſe ſelbſt ſoll darüber nichts enthalten, um die 
klerikale Partei, ſo weit es nur immer zuläſſig iſt, vom Reden und 
vom Vorlefen vorher geſchriebener Abhandlungen abzuhalten. — 
Die „Patrie“ enthält folgende Note: „Wie man verſichert, hat 


Ae e die ihm von den mexikaniſchen Abgeordnten ge⸗ 
orſchläge in ernſte Erwägung gezogen, vor Allem aber 


machten 
fotgende 3 Bedingungen geſtellt: Die Bevölkerung Mexiko's muß 
ihren freien Willen kaͤndthun, eine liberale Monarchie im Lande zu 


errichten. Sie muß frei und aus eigenem Antgiebe ihre Abſicht über 


die Wahl des Souveräns kundgeben. Dieſe Wahl bedarf der Gut⸗ 
heißung Europa's“. — Dupin hat ſich ſehr energiſch gegen die im⸗ 


merwährende Dauer des literariſchen Eigenthums ausgeſprochen. 


Die Kommiſſion will Nationalbelohnungen susgejegt haben, d. h. 
Jahresrenten für die Erben der Schriftſteller, Künſtier, Komponiſtenꝛc. 


— In der geſtrigen Sitzung des Zuchtpolizeigerichts wurde ein Blatt 
„Le Guttenberg“, das ohne Ermächtigung und Kaution zwei politi⸗ 
Ihe Artikel veröffentlicht hatte, unterdrückt. Außerdem wurden der 


Drucker und der Redakteur des vom Leben zum Tode beförderten 
Blattes zu einem Monat Gefängnißſtrafe und 100 Franks Geld⸗ 
buße verurtheilt. — Dieſe Woche wird der Kaiſer in Vincennes 


Verſuchen mit den gezogenen Kanonen, die mit den allerneueften, von 


ihm ſelbſt angegebenen Vervollkommnungen verſehen find, beiwohnen. 


— Es heißt, daß jetzt ein Dipiſionsgeneral an die Spitze des militäri⸗ 


ſchen Hauſes des Prinzen Napoleon geſtellt werden ſoll. General 


terzeichnet hat, ſoll dazu auserſehen ſein. — Der Chef der Sicher⸗ 
heikspolizei von Paris befindet ſich ſeit einigen Tagen zu bis jetzt 
unbekannten Zwecken in London. — Die Zahl der franzöſiſchen Aka⸗ 
demiker iſt durch den Tod Biots auf 37 geſchmolzen. Darunter 
befindet ſich ein Neunzigjähriger, 3 Achtzigjährige, 10 Siebziger, 
12 Sechziger, 8 n. und 2 in den 


ſchnittliche Lebensdauer eines gewöhnlichen Sterblichen nur 33 
Daher ift, ſo ift dagegen diejenige eines Unſterblichen 65 Jahre. — 

ie „Patrie“ bemerkt in en auf die Abſicht der verbündeten 
Mächle, Tamaulipas und den nördlichen Theil von Mexico zu bes 


Vierzigen. Das älteſte 
Mitglied der Akademie iſt der Herzog Pasquier (95 Jahre) und das 
jüngſte Emile Augier (42 Jahre). Wenn, wie bekannt, die urch 


chritt auf der Bahn zur vollen Gleichſtellung der Herrſchen⸗ 
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reits im Monat Oktober eine Straße durch die Südſtaaten bis zur 
Grenzlinie zwiſchen Texas und Mexiko habe anlegen laſſen. Die 
Baumwoll⸗Einfuhr nach Europa könne alſo trotz der Blokade der 
Südküſten vor ſich gehen, da die Verſendung der Baumwolle aus 
einem mexikaniſchen Hafen gegen kein internationales Geſetz anſtoße. 
Paris, 14. Febr. [Tages notizen.] Der ſo eben ver⸗ 
öffentlichte neueſte Monatsbericht der Bank von Fraukreich ergibt 
eine Vermehrung des Baar⸗Vorraths um 47,500,000 Fr. der Bor. 
ſchüſſe auf Werthpapiere um 32,000,000 Fr. und der Rechnung 
mit Privaten um 40,500,000 95 500 F. eine Verminderung des 
Portefeuille⸗Beſtandes um 13,000 . — Nicht allein, daß die 
Regierung 10,000 Fr. für die Kanoniſationsfeler des ſelig geſpro⸗ 
chenen Möuches Labre bewilligt hat, ſie hat auch einem namhaften 
Künſtler Auftrag zur Anfertigung einer Statue dieſes Heiligen 
ertheilt. — Dem „Siecle* iſt ein übrigens ſehr verbindlich abge⸗ 
faßtes Communiqué zugeſchickt worden, worin mit Bezugnahme 
auf einen von dieſem Blatte veröffentlichten Artikel über den 
zu erweiternden Wirkungskreis der Unterpräfekten erklärt wird, 
daß dieſelben bereits angewieſen ſeien, fich mit allen Gemeinde⸗ 
räthen in möglichſt häufige und direkte Beziehung zu ſetzen. — 
Wie das „Pays“ bemerkt, iſt der Abſchluß des Verktags über die 
Regelung der zwiſchen Frankreich und Spanten fo lange ſchon ſchwe⸗ 
benden finanziellen Frage noch nicht ganz fo nahe bevorſtehend, wie 
man geſagt hatte. Ueber die Hauptſache iſt man vollkommen eintg, 
doch ſind noch gewiſſe Nebenpunkte, z. B. Entſchädigungen für Pri⸗ 
ſen, die nach () dem Jahre 1823 gemacht worden, feſtzuſtellen. — 
Herr Havin ſchließt heute mit einem Leitartikel die Sammlungen 
des „Sieecle“ für die Nothleidenden in Lyon und St. Etienne. 
Dieſelben haben 200,000 Franken eingetragen und die Beiträge 
der letzten Tage ſind nicht einmal vollſtändig bis jetzt in einem 
ganzen Beilagebogen des Blattes aufgeführt. Herr Havin ſieht, 
trotz dieſes verhältnißmäßig bedeutenden Ettrags, die Privathülfe 
als unzureichend an. Es i nun an der Regierung, das von der 
Privat⸗Initiative jo weit geförderte Werk noch weitet zu führen. 
Es müßten Maaßregeln von oben her getroffen werden, um für 
die Zukunft einer längeren Arbeitsſtockung vorzubeugen und die 
theilweiſe beabſichtigte Auswanderung der beſten Seidenarbeiter 
zu verhindern. Wenn man demnüchſt ein Budget von nahe an 
2000 Millionen votire, werde man wohl einige Millionen finden 
können, um der arbeitenden Klaſſe au den großen Induſtrieplätzen, 
an denen die Kriſis am heftigſten auftrete, zu Hülfe zu kommen. — 
Die Nachrichten aus Kochinchina vom 31. Dez. beſtatigen die Ein⸗ 
nahme von Bien⸗Hoa nach nachdrücklicher Gegenwehr der Anami⸗ 
ten, doch ohne erheblichen Verluſt der Franzoſen. Der Zug. direkt 
gegen Hue ſelbſt ſcheint jedoch wieder verſchoben zu ſein. — Die 
lange unentſchiedene Frage des Oberkommando's der franzöſiſchen 
Expedition gegen Mexiko iſt jetzt dahin erledigt, daß Vize⸗Admiral 
Jutien de la Graviere den Oberbefehl über ſaͤmmtliche franzöͤſiſche 
Land⸗ und Seeſtreitkräfte in Mexiko erhält. General Graf Loxencez 
wird mit dem ſpeziellen Kommando über die Expeditionskolonne 
bekleidet. Außerdem iſt Jurien de la Gravisre mit allen nöthigen 
diplomatiſchen Vollmachten für etwaige Unterhandlungen ausge⸗ 
ſtattet und es iſt ihm für Dielen Zweck Graf Dubois de Saligny, 
der ſeitherige franzöſiſche Geſandte in Mexiko, zur Seite gegeben. 
Wie man hier vernimmt, haben ſich bereits eine große Menge fran⸗ 
zoͤſiſcher, deutſcher, ſpaniſcher und italieniſcher Offiziere an 
herzog Maxfmilian gewandt, die unter ihm in mexikaniſche Wbt 
zu treten wünſchen. 90 
Jtali e u. 0 
Turin, 12. Febr. [Tagesnotizen.] General Briguone, 
der ſich in Turin befand, hat Befehl erhalten, ſich ſofort auf ſeinen 
Poſten an der päpſtlichen Grenze zu begeben. Man ſpricht auch 
von dem Abmarſch des Guidenregiments ebendahin. Es heißt 
ferner, daß Nicotera nach Neapel abgegangen ſei, um eine ge⸗ 
heimnißvolle Expedition zu organiſiren. — Nach der „Tur. 31g.“ 
beſteht die Nationalgarde von 25 Provinzen bei einer Bevölleru 
von 7,334,002 Seelen in 727870 Mann. Von dieſen find 314414 
in der Kategorie der mobiliſirten Miliz und 180,941 für den ordi⸗ 
nären Dienſt eingeſchrieben, und 133,173 Mann gehören zur Re⸗ 
ſerve. Die Zahl der ausgegebenen Gewehre in den 25 Provinzen 
beläuft ſich auf 231,600, von welchen 132,522 die Regierung und 
99,078 die Gemeinden geliefert haben. Die Gemeindeo von Bres⸗ 
cia, Bergamo und Cremona haben allein je 15,000 Stück beſchafft. 
Das Entlaſſungsgeſuch des Polizeidirekters von Neapel, Santa⸗ 
niello, iſt angenommen und ſein Vorgänger Hr. Aveta wieder zu 
ſeinem Nachfolger ernannt worden. — Die Räuber von Ricigliano 
find. faſt ſämmtlich feſtgenommen. — In Meapel haben die Stu⸗ 
denten eine Demonſtration gegen jene Profeſſoren gemacht, welche 
keine Vorleſungen halten. Daun durchzogen ſie den Toledo unter 
dem Rufe: Nach Rom! Es lebe der Papſt⸗Nichtkönig! — Der 
ſtädtiſche Ausſchuß in Genua hat das Geſuch des Comitato cen- 
trale di provedimento um Eintäumung des Redouteuſaales im 
Theater Carlo Felice für die nächſte Generalverſammlung einſtim⸗ 
mig abgelehnt. — Der „Lombardia“ zufolge zählte die Proteſtation 
der Mailänder gegen die Worte des Kardinals Antonelli am 11. d. 
bereits über 24,000 Unterſchriften. f 4 
Turin, 13. Febr. [Die Demonſtrationen.] Die heu⸗ 
tige „Opinione“ weiſt auf die Gefahr hin, welche die jetzigen Volks⸗ 
kundgebungen für die Nationalbewegung und für alle großen Staats⸗ 
interejjen hervorrufen. In Genua begann die Kundgebung gegen 
den Kardinal Antonelli und endigte mit den Rufen: „Wir wollen 
Mazzini im Vaterlande haben“, obwohl die Regierung zwei Tage 
vorher ſich gegen die Abſicht der Zurückberufung Mazzini's ver⸗ 


de wahrte. Solche Demonſtrationen zeigen deutlich die Abſicht und 
Kortt, der als Senator das Adreßzamendement des Prinzen mit uns 


Farbe ihrer Urheber und können der Regierung und dem Lande 
nicht unbemerkt bleiben. se 157 118) 

Rom, 9. Febr. [Tagesnachrichten.] Der, Corr. Ha 
vas“ wird von hier geſchrieben, daß man allgemein an einen Abzug 
der franzöſiſchen Truppen oder wenigſtens an eine gemischte Beſa⸗ 
tung Roms glaubt. Einſtweilen verſtärkt man die Soldaten⸗ und 
Gendarmenwachen in den Theatern, um Demonſtrationen zu Ehren 
des Marquis v. Lavalette vorzubeugen. — Mſgr. Merode wirbt 
fortwährend die jungen Leute für ſeine Armee. an, die, um ſich der 
Militärpflicht zu entziehen, aus Umbrien und den Marken herüber⸗ 
kommen. — General Goyon hat die päpſtlichen Gendarmen, welche 
den Ponte Felice an der äußerſten Grenze Umbriens beſetzt hielten, 
durch franzöſiſche ablöſen laſſen. Die italieniſche Regierung hat 


längs der ganzen päpſtlichen Grenzen ihre Poſten verſtärkt. In 
Terni erwartet man ein Korps Kavallerie. — Zwei franzoͤſiſche Da⸗ 
men haben kürzlich der Königin von Neapel eine prächtige goldene 
Armipange, ein Geſchenk der Damen von Bordeaux, überreicht. 
Sie wollen bei dieſer Gelegenheit eine große Traurigkeit an Ihrer 
Majeſtät bemerkt haben. — Der Papſt iſt entſchloſſen, der königl. 
Familie nicht zu geſtatten, den Ouirinal, nach Beendigung der Ar⸗ 
beiten im Palaft Farneſe, zu verlaſſen. — Der Erzbiſchof von Tours 
und der Biſchof von Angers, jo wie die Prinzeſſin Louiſe der Nies 
derlande find in Rom angekommen. 


Spanien. 

Madrid, 11. Febr. [Martinez de la Roſa; Diplo- 
matiſches.] Wie die „Epoca“ meldet, iſt die Trauer in dem 
Kongreß über den Tod von Martinez de la Roſa eine ebenſo tiefe 
als allgemeine. In dem Sißungsſaal ſoll der Name des Verſtor⸗ 
benen angeſchrieben werden. In der Deputirtenkammer wird die 
Präfidententribune mit einem ſchwarzen Tuche überzogen. Alle 
früheren Kammerpräſidenten haben ſich der beſonderen Kommiſſion 
angeſchloſſen, welche die dem Verſtorbenen zu erzeigenden letzten 
Ehrenbezeugungen anzuordnen hat. Die Depulirten erſchienen 
am 8. mit Trauerkleidern in der Sitzung. Die „Correipondencia* 
meldet, daß in der Sitzung vom 8. d. ein königliches Dekret ver⸗ 
leſen wurde, worin verordnet wird, daß in Anbetracht der hohen 
Verdienſte des Verſtorbenen demſelben die letzten Ehren, wie einem 
Generalkapitän erzeigt werden ſollen. Der Gemahl der Königin 
wird ſelber den Trauerzug anführen. Die Kammer votirt für dieſen 
hohen Beweis der Achtung vor dem Verſtorbenen, dem Throne eine 
Dankadreſſe. In dem Abends abgehaltenen Miniſterrathe, dem 
auch die Königin beiwohnte, beſchäftigte man ſich mit der Wahl 
des Nachfolgers des Verſtorbenen auf dem Präſidentenſtuhle. Man 
glaubt, daß entweder Mon, gegenwärtig ſpaniſcher Geſandter in 
Paris, zu dieſem wichtigen Poſten auserſehen fein joll, oder, wenn 
ſeine Funktionen in Paris ihm die Uebernahme der Präſident⸗ 
ſchaft nicht geftatten, Louis Mayant. — Gonzalez wird wahrſchein⸗ 
lich als Geſandter nach London und Caſtro in derſelben Eigenſchaft 
nach Rom gehen. Iſturiz wird zum Präſidenten des Staatsraths 


ernannt werden. 
Nufiland und Polen. 


Petersburg, 7. Febr. [Schulweſen.] Die Projekte für 
die neue Organijation des Untertichtsweſens find nun in ruſſiſcher 
Sprache in drei verſchiedenen Heften bereits dem Druck übergeben 
und zwar als Reglement für die Univerſitäten, für die Gymnaſten 
und für die Volks⸗ (Gemeinde) Schulen. Die deutſche Ueber⸗ 
ſetzung wird vorbereitet. Als Grundſat ſoll künftighin für Stadt 
und Land feſtſtehen, daß auf je 1000 Seelen männlicher Bevölfe- 
rung eine Schule zu errichten iſt. Wo die Errichtung beſonderer 
Madchenſchulen nicht ausfuhrbar iſt, kann gemiſchter Unterricht für 
beide Geſchlechter bis zum 13. Lebensjahre ſtattfinden. Wo die 
Seelenzahl nicht 1000 erreicht, iſt die Anſtellung eines beſonderen 
Lehrers, reſpektive einer Lehrerin, erlaubt. Derſelbe oder dieſelbe 
muß bann in der Stadt Wohnung und Gehalt, auf dem Lande 
Haus und Hof erhalten. Die Mittel zur Errichtung und Unter⸗ 
haltung der Schule herbeizuſchaffen, iſt Sache der Gemeinde. Die 
Kinder der ſteuerpflichtigen Mitglieder genießen den Unterricht frei, 
die Kinder derjenigen aber, welche kein ſelbſtändiges Gewerbe, 
keinen Handel treiben oder keinen eigenen Grundbeſſz haben und 
deshalb abgabenfrei ſind, müſſen ein entſprechend geringes Schul⸗ 
geld bezahlen. Das Lehrperſonal iſt natürlich nur beſchränkt. Es 
wird in der Regel nur aus dem Pfarrer und einem beſonders an⸗ 

eſtellten Lehrer beſtehen. Der Erſtere erhält dafür eine jährliche 
— bis zu 150 S.⸗R.; der Lehrer ein Gehalt bis 250 
S.⸗R., in der Regel Wohnung, Holz und Licht, auf dem Lande 
auch noch ½ Deſſätine Land (ungefähr ein halber Morgen). Die 
Kommunen find außerdem gehalten, zu den erforderlichen Unter⸗ 
haltungs mitteln einen Zuſchlag von 10 Proz. für das Jahr einzu⸗ 
ahlen, aus dem ein jogenannter Reſervefonds gebildet wird. Da⸗ 
ür erhalten ſie das Recht, Kuratoren zu erwählen, die jedoch keine 
anderen Befugnifje befigen, als die ökonomiſche Verwaltung der 
betreffenden Schulen zu kontroliren. Im Uebrigen ſind die Schu⸗ 
len in Land und Stadt gouvernementsweiſe einem Gouvernements⸗ 
direktor unterworfen, der ſeinerſeits unter dem Kurator des Lehr⸗ 
bezirks fungirt, welcher Letztere direkt unter dem Miniſterium der 
Volksaufklärung ſteht. Im Weſentlichen ſcheint das Ganze dem 
Syſtem des preußiſchen Volksſchulweſens nachgebildet zu ſein. (K. 3.) 

— [Rujliide Eiſenbahnen; Telegraphenverbin- 
dung mit Amerika.] Außer dem von der Regierung erbauten 
Schienenwege zwiſchen Petersburg und Moskau (Nikolausbahn), 
fo wie der Eiſenſtraße von Gruſchez, die für Rechnung des doni⸗ 
ſchen Koſakenheeres im Donlande gebaut wird, und den Eiſenbah⸗ 
nen, welche die ruſſiſche Hauptgeſellſchaft vollendet, beſitzt Rußland 
noch ſieben, theils bereits fertige, theils noch im Bau begriffene 
Privateiſenbahnen: die Riga-Dünaburger von 204 Werft Länge, 
die Tſarskoe⸗Selobahn zwiſchen Petersburg und Pawlowsk 25 W., 
die Peterhofbahn von hier nach Peterhof mit einer Zweigbahn nach 
Tſarskoe⸗Selo 39%, W., und vier im Bau begriffene: die Wolga⸗ 
Donbahn, Moskau⸗Jaroslaw- oder richtiger Troizko⸗Saratowbahn 
und Riga-Mitaubahn. Der Betrieb der drei erſteren beginnt im 
künftigen Jahre, für die erſtere auf der ganzen Strecke von 73 W., 
für die zweite zwiſchen Moskau und Sergiew⸗Poſſad, 66 W., und 
für die dritte zwiſchen Moskau und Kolomna, 109 W. Die Vor⸗ 
arbeiten zu neuen Bahnen nebſt Entwürfen und Nivellationsriſſen 


ſind für folgende Strecken fertig: 1) von Moskan über Kursk nach 


Theodoſia, 2) von Kursk über Dünaburg nach Libau, 3) von Mos⸗ 
kau über Kursk und Charkow nach Odeſſa, 4) von Moskau über 
Kursk und Kiew nach Odeſſa, 5) von Rybinsk nach Balagow 
(Station auf der Mitte der Nikolausbahn), 6) vom Schwarzen 
nach dem Kaspiſchen Meer, namentlich von Poti über Tiflis nach 
Baku. Außerdem find noch andere Vorſchläge zum Bau von Bah⸗ 
nen angeregt, von denen wir nur einige anführen wollen: 1) von 
Petersburg nach dem Baltiſchport, 2) von Petersburg direkt nach 
Rybinſk, 3) von Mitau nach Libau, 4) von Kowno nach Libau, 
5) von Perm und ſogar von Niſchi⸗Nowgorod nach Tiumen und 
weiter nach Sibirien; beiläufig bemerken wir, daß von Perm nach 
Tiumen der Telegraphendraht bereits ıhätig iſt. Man theilt ferner 
mit in Betreff des Drahtes durch Sibirien nach Amerika, der einen 
Telegraphengürtel um die ganze Erde bilden ſoll, daß die ruſſiſche 
Regierung auf den Plan des Handelsagenten der- amerikaniſchen 
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Staatin am Amur eingebe und den von Moskau nach Tiumen be⸗ 
reits fertigen Telegraphen nach der öſtlichen Küſte und durch die 
Behringſtraße nach den ruſſiſchen Beſitzungen in Nordamerika führe. 
Die Meerenge bedarf nur eines Kabels von 40 M. Länge. Amerika 
würde auf dieſe Weiſe mit Europa und allen ſeinen Hauptſtädten 
telegraahiſch verbunden ſein. Von Moskau nach dem Amurfluß 
beträgt die Entfernung 7000 Meilen, von da nach dem Oſtkap am 
Stillen Meer 2400 M., von da durch die Behringſtraße an die 

egenüberliegendez Küſte von Nordamerika 40 M., von da nach San 
—— 2500 M., von da nach St. Louis 2000 M., zuſammen 
14,000 M. 


Petersburg, 8. Febr. [Vom Kaukaſus.] Der „Inv.“ 
berichtet über einige nicht bedeutende Gefechte und Erfolge aus dem 
Kaukaſus. Das merkwürdigſte Ereigniß, welches ſich während der 
Sommeroperationen zutrug, war die Auswanderung der Baſchil⸗ 
bajer, Timower, Kawilbeker, Schachgireier und Bazower, welche 
zwiſchen den oberen Läufen der großen und kleinen Laba und des 
Chods, in den Thälern und Schluchten zwiſchen der Hauptkette des 
Kaukaſus und den ſchwarzen Bergen wohnten. Da ſie ihre Ohn⸗ 
macht den ruſſiſchen Truppen gegenüber kannten, verließen dieſe 
Stämme Anfangs Juni ihre früheren Wohnplätze und fiedelten ſich 
zum Theil in der Ebene an, zum Theil gingen ſie über das Ge⸗ 
birge nach Suchum und begaben ſich von da nach der Türkei. Die 
Folge dieſer Ueberſiedlung war, daß die Gegend zwiſchen dem Urup 
und Chods, welche ſüdlich von unſeren äußerſten Stanizen liegt 
und bis an die Hauptkette des Kaukaſus geht, vollſtändig von der 
dortigen Bevölkerung gereinigt wurde. 


Warſchau, 13. Febr. [Die Eröffnung der Kirchen; 
Verurtheilungen.] Heute Vormittag nach 9 Uhr fand (wie 
bereits telegraphiſch gemeldet) die feierliche Eröffnung der in Ver⸗ 
anlafjung der bekannten Vorfälle am 18. Oktober v. J. vielgenannten 
Kirchen zu St. Johannes und der PP. Bernhardiner ſtatt. Auch alle 
übrigen ſeit jener Zeit geſchloſſenen katholiſchen Kirchen hieſiger 
Hauptſtadt werden von morgen an dem regelmäßigen Gottes dienſt 
zurückgegeben. Das merkwürdige, in den Annalen der chriſtlichen 
Kirchengeſchichte einzig daſtehende Interdikt iſt ſomit beendet, und 
zwar auf eine Weiſe, die für die Meiſten nicht ohne Ueberraſchung 
war. Man hatte vorerſt einen Hirtenbrief des neuen Erzbiſchofs 
erwartet; daraus iſt aber nichts geworden. Der hohe Prälat 
vollzog ſelbſt, an der Spitze des Metropolitankapitels, der geiftlichen 
Akademie und einer großen Anzahl anderer Prieſter die Deffnungs- 
zeremonien in der Kathedralklrche zu St. Johann, während der 
Suffraganbiſchof Graf Plater den Akt in der Bernhardinkirche 
leitete. Der Erzbiſchof hielt dabei eine Rede an das zahlreich 
verſammelte Volk worin er von der Abſingung der verbotenen 
Hymnen abrieth und für den Fall, daß weitere Manifeſtationen 
unterblieben, die gnädigen Abſichten des Kaiſers entſchieden 
verbürgte. Die Lieder wurden auch wirklich nicht geſungen. Uebri⸗ 
gens war vor und in den Kirchen die Polizei zahlreich anweſend. 
Von morgen bis zum Sonntag wird in allen hieſigen katholiſchen 
Kirchen ein vierzigſtündiger Gottesdienſt abgehalten, um dem Volke 
Gelegenheit zu geben, nach der langen Unterbrechung des Gottes⸗ 
dienſtes ſeinen frommen Bedürfniſſen ungehindert nachzukommen 
und zugleich um für den neuen Oberhirten den Segen des Hödften 
zu erflehen. Nach Privilegien von Seiten des päpſtlichen Stuhles hat 
übrigens jeder Biſchof, welcher die Kirchen ſeiner Diözeſe zum erſtenmal 
beſucht, das Recht, allen Gläubigen, die das Sakrament der Buße 
annehmen, einen vollſtändigen Ablaß zu gewähren. Die hieſigen 
Katholiken konnen daher am bevorſtehehenden Sonntag von dieſem 
kirchlichen Gnadenſchatz Nutzen ziehen. In dieſem Sinne ſpricht ſich 
das klerikale Tageblatt bieſger Stadt in ſeiner heutigen Nummer 
aus. — Sämmtliche gefangene Geiſtliche find nach Rußländ abgeführt 
worden; Schlenker iſt zur Internirung nach Wologda, 60 Meilen 
hinter Moskau, verurtheilt worden. (Schl. 3.) 

Türkei. 

Aus der Herzegowina. — [Vom Kriegsſchauplatz] 
bringen die öſtreichiſchen Blätter folgende Mittheilungen: Kat⸗ 
taro, 9. Febr. Bei Ober- und Unter⸗Seſtani haben am 3. d. M. 
zwei ernſte Zuſammenſtöße ſtattgefunden. Den Türken wurden 50 
Mann kampfunfähig gemacht. Die Zahl der gebliebenen Montene⸗ 
griner kennt man nicht. Zahlreiche türkiſche Truppen werden dort⸗ 
bin geſendet werden, woſelbſt in Carnitza und Scopa ſich beiläufig 
3000 Montenegriner befinden. — Trebinje, 11. Febr. Anto Da⸗ 
kovich, der Wojwode von Grahovo, hat ſich von der Herrſchaft 
Montenegro's losgeſagt und mit der anderen injurgirten Rajah, 
deren Zahl ſich beiläufig auf 5000 Mann vermehrt hat, vereinigt. 
— Moſtar, 10. Febr. Ueber 500 Montenegriner verſuchten am 
6. d. Klobuk zu überfallen, wurden aber mit Verluſt von 4 Mann 
und einigen Verwundeten von der kleinen türkiſchen Garniſon zu⸗ 
rückgeſchlagen. 

Amerika. 


Newyork, 29. Januar. [Das Gefecht bei Somerſet; 
General Schöpff; Kriegsausſichtenz M'Clellan.] Das 
Gefecht bei Somerſet oder Millſpring in Kentucky, welches hier 
eine Schlacht genannt wird, iſt, obwohl es bereits am 19. d. ſtatt⸗ 
gehabt, in Ermangelung anderer Ereigniſſe immer noch der Gegen⸗ 
ſtand des Tagesgeſprächs und der Erläuterungen der Preſſe. Der 
Verluſt des Feindes betrug 114 Todte, 116 Verwundete und 45 
Gefangene, während die Unionstruppen 39 Todte und 127 Ver⸗ 
wundete hatten. Dagegen erbeuteten die letzteren 8 Sechspfünder, 
zahlreiche Munition, an 100 Transportwagen, 1000 Gewehre, 
1200 Pferde und Maulthiere, eine große Quantität Lebensmittel 
und Vorräthe. Wichtiger aber als dieſe materiellen Vortheile ſind 
die moraliſchen Folgen des von Thomas errungenen Sieges, indem 
die Konföderirten in wilder Flucht zerſtreut und die wichtigſten 
Poſitionen für das Bundesheer gewonnen wurden. Dieſem ſteht 
jetzt der Weg ins Cumberlandthal offen, und wenn es in der That 
dahin vordringt, fo iſt es im Stande, die feindliche Armee am Po» 
tomac von ihrer Verbindung mit dem Südweſten abzuſchneiden. 
Bleibt unſer Landsmann, General Schöpff, an der Spitze eines 
Theiles der Armee in Kentucky, fo iſt, wenn nicht anders der ſchlechte 
Zuſtand der Straßen es unmöglich macht, ſein energiſches Vordrin⸗ 
gen nach Südweſten nicht zu bezweifeln und damit zugleich die Be⸗ 
ſetzung der Memphis und Richmond mit einander verbindenden 
Eiſenbahn erreicht. Schoͤpff war früher öſtreichiſcher Bombardier, 
ſpäter Adjutant Bems, in deſſen großer Schule er den Krieg gründ⸗ 


lich erlernt zu haben ſcheint, und begann ſeine amerikaniſche Laufe 
bahn als Hausknecht in einem der größeren Newyorker Hotels, bis 
er allmälich in die Küſtenvermeſſungskommiſſion kam und im vori⸗ 
gen Herbſt durch den Einfluß des vorigen Kriegsminiſters Holt an 
die Spitze einer Brigade in Kentucky geſtellt wurde. Schon damals 
zeichnete er ſich durch ſeinen Sieg über den jetzt gefallenen General 
Zollikoffer bei Wiltlat aus und wurde nur durch einen unfinnigen 
Befehl ſeiner Vorgeſetzten zum Rückzuge gezwungen und an der 
Verfolgung des geſchlagenen Feindes gehindert. Weiter wie Naſh⸗ 
ville dürfte Schöpff bei der vorgerückten Jahreszeit nicht wohl vor⸗ 
gehen, um ſo weniger, als eine Ausſicht auf die Kooperation 
MClellan's im Oſten gar nicht vorhanden ift. Alle Verſicherungen 
und gegentheiligen Behauptungen der offiziellen und nichtoffiziellen 


Preſſe ſind nur darauf berechnet, die Ungeduld des Publikums 


etwas zu zügeln. Bei dem bodenlos ſchlechten Zuſtande der virgi⸗ 
niſchen Landſtraßen iſt es wirklich ein Ding der Unmöglichkeit, mit 
der Armee vorzurücken, denn ganz Amerika hat im Gegenſatz zu 
dem vortrefflichen Straßenbau des mittleren Europa —— ſeinen 
Eiſenbahnen nur elende Landwege, auf denen ſich in einem naſſen 
Winter, wie dem bisherigen, kaum ein Geſchütz transportiren laßt, 
geſchweige denn eine ganze Armee von mehr als 200,000 Mann. 
Dazu kommt, daß die noch gar keinen Train hat, ſich alſo gar 
nicht einmal weit von ihrem jetzigen Lager entfernen kann. Man 
ſcheint hier von Anfang an einen Train für ganz überflüſſig gehal⸗ 
ten zu haben, denn die Anerbietungen europäiſcher gedienter Offi⸗ 
ziere, einen ſolchen einzurichten, wurden gar nicht berückſichtigt, 
während man in allen anderen Branchen des Dienſtes das Gold 
mit vollen Händen ausſtreute. Es bleibt unter dieſen Umſtänden 
nichts übrig, als bis zum Mai mit allen Offenſivbewegungen zu 
warten; ob es aber bis dahin nicht zu ſpät ſein wird und ob na⸗ 


mentlich die europäiſchen Mächte in der Zwiſchenzeit nicht durch 


Anerkennung der ſüdlichen Konföderation dem Proviſorium ein 
Ende gemacht haben werden, iſt eine Frage, die jetzt ſelbſt von den 
Vertrauensſeligſten vielfach aufgeworfen wird. Der neue Kriegs⸗ 
miniſter Stanton beweiſt zwar viel Energie und zeigt auch einen 
geſunden Takt; indeſſen ruht die Initiative in dem kommandirenden 
General. M'Clellan iſt zu bedächtig und langſam; er will einen 
diplomatiſchen Krieg führen und entfremdet ſich deshalb täglich mehr 
den Wünſchen und Sympathien des Volkes, das, um das Uebel 
mit der Wurzel zu beſeitigen, die Sklaverei ausgerottet wiſſen und 
in feiner großen Majorität von Verhandlungen mit dem Feinde 
nichts hören will. Die Begeiſterung für eine gute und gerechte 
Sache, die Hingabe an eine Idee, ohne deren Durchführung der 


gegenwärtige Kampf ein Unding ſein würde, ſcheint dem Oberge⸗ 


neral für nichts zu gelten. Er wird ſchon wegen dieſes Mangels 
an Verſtändniß des jetzigen Krieges, ſelbſt abgeſehen von ſeinen 
militäriſchen Fähigkeiten, welche das Land zu bezweifeln an⸗ 
fängt, über Kurz oder Lang vom Oberbefehl zurücktreten müſſen; 
er kann ſich gegen die öffentliche Meinung nicht länger mehr hal⸗ 
ten. (K. Z.) 

Newyork, 1. Februar. [Neueſte Nachrichten.] Die 
Regierungstruppen konzentriren ſich bei Labanon, 40 Meilen von 
Springfield, um General Price nochmals zu verfolgen. — Herr 
Cox ſagte im Kongreß, die Angriffe auf General M'Clellan rühr⸗ 
ten daher, daß er den Krieg nicht zu einem Abolitionskrieg machen 
wolle. „Glücklicherweise“, ſagte Herr Cox, „kann ich melden, daß 
keine Abolitions⸗ oder Konfiskationsmaaßregel in dieſem Kongreß 
durchgehen kann. — Die hieſige Preſſe faßt die Gerüchte von einer 
europäiſchen Einmiſchung in Amerika ungünſtig auf. Nach dem 
„Morning Herald“ würde die Intervention auch in ganz Europa 
Streit hervorrufen. „New⸗Nork Times“ rechtfertigt die Verſen⸗ 
kung von Schiffen in Charleſton, und ſagt, daß der Hafen nicht 
zerſtört iſt, da ſich mit dem treibenden Sand neue Fahrwaſſer bil⸗ 
den werden. Jedenfalls haben die europäiſchen Machte kein Recht 
zu proteſtiren. — Nach demſelben Blatt herrſcht in Handelskreiſen 
die Anſicht, daß ein Verſuch der europäiſchen Mächte zu neuer 
freundlicher Dazwiſchenkunft, obwohl beim jetzigen Stand der Re⸗ 
bellen unausführbar, nicht nothwendig finanzielles Unheil ſtiften 
würde. — Das „Journal of Commerce“ ſagt Militärbewegungen 


voraus, welche die europäiſche Kritik in Erſtaunen ſetzen werden. 
— Die „NewYork Times“ ſagt, daß wenn der „Naſhville“ in 


England gekauft ſei, die nordſtaatlichen Eigenthümer noch Anſpruch 
darauf haben. — Eine Depeſche aus Richmond behauptet, Eng⸗ 
land werde noch den Süden anerkennen und die Blokade brechen. 

— [Die Deutſchen in Amerika.] Aus Baltimore ſchreibt 
man der „D. A. 3.7: Faſt alle Turner dienen in der Armee. Alle 
Muſiker der Stadt ſtehen bei den verſchiedenen Regimentern; Rapp 
redigirt die Staatszeitung in Chicago; Dr. Wiß iſt Konful in 
Rotterdam; Auguſt Becker aus Darmſtadt, früherer Redakteur des 
„Wecker“, ift Feldprediger eines deutſchen Regiments in Fort Mon⸗ 
roe; ebenſo Herzberger und Paſtor Brickmann von hier bei Regi⸗ 
mentern der Blenker'ſchen Diviſion jenſeit Waſhington. Man 
nimmt an, daß mehr als 75,000 Deutſche unter dem Sternenban⸗ 
ner der Union kämpfen. Tauſende von ihnen werden nicht mehr 
heimkehren. Die Erben Derer, die fallen oder im Dienſt fterben, 
erhalten den ganzen rückſtändigen Sold des betreffenden Soldaten, 
ſowie 160 Acres Land und 100 Doll. baar nach Beendigung des 
Krieges. Die Heimkehrenden erhalten dieſe Gratifikationen eben⸗ 
falls. Dafür hat der Kongreß ſich mit der Ehre des Landes ver⸗ 
pflichtet. Betreffs Regulirung ſolcher Angelegenheiten haben die 
Betheiligten ſich an das Generalkonſulat der Vereinigten Staaten 
in Frankfurt a. M. zu wenden. 


„San Francisco, 17. Jan. [Ueberſchwemmung.] 
Seit funfzig Stunden regnet es ununterbrochen. Der Sturm 
dauert fort. Geſtern fing im Sacramento das Waſſer wieder an 
zu wachſen. Eine dritte vollſtändige Ueberſchwemmung der Stadt 
ift unvermeidlich. Die Oberfläche des jezt im Staate überſchwemm⸗ 
ten Gebiets iſt bei einer Länge von 250 Meilen 20 Meilen breit; 
die Gewäſſer bedecken mehr als 3,000,000 Necker, von denen die 
meiſten gepflügt und dem Ackerbau überlaſſen find. Man ſchäßt, 
daß ſeit dem Anfang des Winters 4500 Stück Hornvieh ertrun⸗ 
ken find, Eine unerhörte Reihenfolge von Stürmen hat die Gold⸗ 
felder verwüſtet. Daraus werden große Aenderungen hervorgehen 
15 — erwartet in der nächſten Saiſon eine große Zunahme der 

oldernte. 


(Beilage.) 


— —w 


40. Montag, 


Vom Landtage. 
Haus der Abgeordneten. | 
Berlin, 15. Febr. Wir tragen hier die Fortſetzung der Verhandlungen 
über die turheſſiſche Frage aus der geſtrigen Sitzung nach: 

Abg. Plaßmaun II. (Fraktion Reichenſperger) : Der Redner erklärt ſich 
gegen den Antrag. Die darin behauptete Rechtsverletzung von Seiten des deut⸗ 
ſchen Bundes und Unterdrückung eines freien deutſchen Volksſtammes haben nicht 
ſtattgefunden. Er führt aus, wie durch die Bundesakte ein 50jähriger beifptel« 
loſer Friede gegründet ſei und wie jetzt die Eventualität eines blutigen Krieges 
in Ausficht geſtellt werde. Der deutſche Bund, iſt geſagt, beſtehe ſeit 1850 gar 
nicht. Die — des Bundes war alſo damals nicht eine ſolche des Bun⸗ 
des, ſondern diejenige einzelner Völker, und dann liegt keine Rechtsverletzung vor. 

Bund muß eine Souveränität haben und kann feine Kompetenz nur 
ſelbſt beurtheilen (Heiterkeit), das jagt die Schlußakte ganz unzweifelhaft. 
(Anhaltende Heiterkeit.) Man kann jagen, der Bund hat nicht das Richtige ge- 
kroffen aber man kann ihm keine Rechtsverletzung vorwerfen. (Oho! Ohol Je 
länger der Redner ſpricht, deſto mehr leeren ſich die Bänke; es iſt / 2 Uhr.) 
— Bei gründlicher Prüfung der Angelegenheit läuft man Gefahr, ſich ſelvſt zu 
widerlegen. Der Redner vertheidigt den — — Verbeſſerungsan⸗ 
trag; der bier empfohlene Antrag entſpricht dem Standpunkte, den die Regie ⸗ 
rung ſchon ſeit zwei Jahren in dieſer Sache eingenommen hat. Der Redner er 
kennt die Mißverhältniſſe in Kurheſſen an. Er ſchildert eindringlich das mate ⸗ 
relle und ſittliche Elend, welches jährlich Tauſende nach Preußen treibt, wo ſie 
wellweiſe als Vagabunden zurückgeſchickt werden. Aber habe die Regierung in 
den letzten Jahren wohl Ruhe gehabt, die ſittlichen und materiellen Zuſtände 
des Bolkes zu beben, (Gelächter) Der Liberalismus, der das Volk für ſich ge⸗ 
wonnen, habe jeit drei Jahren in dieſer Beziehung gar nichts gewirkt. Der Li⸗ 
beralismus babe aber auch in Frankreich einen König in drei Stunden megge- 
jagt, der die ganze Periode feiner Hegi hindurch ſich die Intereſſen des 
Volks babe angelegen ſein laſſen. Die kurheſſiſchen Stände, ſo wie der heſſiſche 
Liberalismus überhaupt habe ſeit 30 Jahren nichts für das Volk gethan. Die 
kurheſſuche Frage trete ſtets ebenſo in den Vordergrund, wle man gefliſſentlich 
die ſchleswigſche in den Hintergrund ſchiebe. Er glaube aber, daß nur in einem 
auswärtigen Kriege die deutſche Frage ihre Löſung fiuden werde, ſicherlich nicht 
auf dem Boden Kurheſſens. — Abg. Schwarz (für den Antrag): Der Redner 
bleibt auf der Tribüne meiſt unverſtändlich. Auch im vorigen Jahrhundert habe 
das heſſiſche Volk unter ſeiner Regierung gelitten; habe damals der Landesherr 
nicht eine Unterthanen an die Engländer verkauft? Und ſei es nicht eine 
Schmach, daß auch im 19. Jahrhundert inmitten Deutſchlando ein Herrſcher fo 
mit ſeinem Volke habe umſpringen können, wie es geſchehen? Der Redner ſchil⸗ 
dert namentlich ausführlich die Perſönlichkeit und die Wirkſamkeit Haſſenpflugs. 
— im — lebhafter werdende Konverſation hindert vollends das Verſtänd⸗ 

des Redners.) Mol 

Abg. Graf Bethuſy⸗Huc: Der Beſchluß des Bundes vom 27. März 
1850 ſel juriſtiſch für Preußen nicht verbindlich, da derſelbe ſeine Kompetenz 
uͤberſchritten; anders ſtelle ſich die Frage, ob Preußen moraliſch verbindlich jet, 
gegen den Beſchluß aufzutreten. Es würde ein Fehler fein, wenn die Regierung 
ihre ſeit drei Jahren behauptete Stellung verlaſſen wolle. Eine Einigung mit 
Oeſtreich ſei auch ins Auge zu faſſen, und man dürfe ſich dabei nicht von der 
Furcht vor Demüthigungen wie bei Bronzell beſtimmen laſſen. Man habe drei 
Zehler ſchon gemacht, man möge ſich hüten, ia den vierten zu verfallen. Der 

miſſtonsantrag unterſcheidet ſich weſentlich, ſowohl in feinen Motiven wie 

in ſeiner Melk Dan der an —— — * die Ten⸗ 
alles was die Stände gethan, als recht und gut darzuſtellen; jo verhalten 
— die Dinge nicht. Fern davon, die heſſiſche Regierung rechtfertigen zu 
wollen, könne er an unbedingt alles, was von den Ständen geſchehen, 
billigen, Er wolle die erwähnte Perſon nicht weiter beurtheilen, aber auch eine 
Reglerung nicht einer unpaſſenden Kritik unterwerfen, bei der ein Geſandter Sr. 
Maj. des Königs akkrediürt ſei. Ueberhaupt ſcheine ihm das Auftreten der Volks. 
veriretung in dieſer Frage als zu weit gehend. Es habe ihn an den Ausſpruch 
Pyrrhus über den römischen Senat erinnert, daß er ſich in einer Vetſamm ; 
lung von Fürſten geglaubt habe, oder ſolchen, die es werden — wenigſtens ſchei · 
nen wollen. (Heiterkeit) Die Befürchtungen von einer Demüthigung Preußens 
er nichl. „Ich habe ſo viel Vertrauen zu meinem angeſtammten König, 


tige Eniſcheidung nicht fürchten dürfen, wo ſie nöthig iſt.“ In allen Fällen halte 
er das Bellen für nicht räthlich, wo nicht das Beißen folgt. Eine Einigung mit 
Defſtreich ganz auszuſchließen, dagegen erkläre er ſich entſchleden. Wenn man 

t babe, ein König von Preußen könne nicht mit Oeſtreich gehen, ſo weiſe er 
eine ſolche Ueußerung zurück. Die Einigung mit Oeſtreich ſel nicht beispiellos, 
fie habe ſchon auf den Montmartre glorreich ſtattgehabt. 

Abg. Saengeſr: Ich gebe dem geehrten Vorredner die Verſicherung, daß 
in dieſem Haufe lein Kronprätendent ſich befindet. (Heiterkeit.) Auch dem Abg. 
hop wer muß ich entgegentreten, wenn er der heſſiſchen Ständeverſammlung 
die Schuld giebt am Elende des heſſiſchen Volkes. (Widerſpruch.) Durch die 
Ständeverſammlung iſt die Agrargeſeßgebung zu Stande gekommen und ich 
halte es für unſere Pflicht, eine ſolche Schmäthung, wie fie ihr geworden, zurück⸗ 
uweiſen. (Bravo.] Zum dritten Male tritt die vorliegende Frage vor uns. 

will daher das Rechtsverhältniß nicht erörtern; über gewiſſe Punkte findet 
eine Uebereinſtimmung zwiſchen der Regierung und — ſtatt. Es 
findet eine Uebereinſtimmung darüber ſtatt, daß in Kurheſſen ein Rechtsbruch 
stattgefunden, daß der Bundesbeſchluß, der fie ſanktionirte, ein unrechtmäßiger 
war, daß die Bedingung für die jetzt beſtehende Verfaſſung, Uebereinſtimmung 
der Stände mit der Regierung, nicht erfüllt iſt. Seit der bei uns eingetretenen 
Regierungsänderung bat die gegenwärtige Regierung die ſchwere Schuld der 
früheren theilweiſe geſühnt. Preußen iſt die erſte und war ſeit längerer Zeit 
die einzige Macht, die offen, rückhaltlos und entschieden es ee daß 

geſchehen und das Recht wieder hergeſtellt werden müſſe. Die entgegen» 
ſtehenden Dedultionen haben keine andere Bedeutung, als daß fie verlangen, 
einen Ausnahmezuſtand, weil er faktiſch beſteht, zum Nechtszuſtand zu machen. 
weitaus wichtigſte Seite der Frage iſt die: die behauptete Revolution, die 
ptete Nichtvereinbarung war nur ein eitler Vorwand. „Was wir in Kurs 
heilen gethan, haben wir nicht für die kurheſſiſche Frage gethan; in Kurheſſen 
iſt die deutſche Frage behandelt worden.“ Dieſer Ausſpruch Pfordteng iſt der 
ganze Kern der Frage. Die Feinde Preußens ſagen: Wenn man Preußen nicht 
vernichten kann, muß man es verächllich zu machen ſuchen; der Anfang des Ge⸗ 
Uingens dieſer Abſicht liegt auf kurheſſiſchem Boden, und der erfte . wo 
Preußen an Einfluß und Achtung wiedergewann, liegt auch auf kurheſſiſchem 
Boden. Die Löſung dieſer Frage nach Ehre und Recht durch Preußen, iſt die 
nung einer glorreichen Zukunft Preußens und Deutſchlands. In der 
Note — Dezember iſt beſtimmt ausgeſprochen, was die Regierung in der 
deutſchen Frage will. Obgleich man ait Recht ſagt, daß ſich in der Geſchichte 
nie etwas wiederhole, jo iſt es doch auffallend, daß jetzt wieder daſſelbe alte 
Spiel beginnt, aber wir haben diesmal die Erfahrung für uns; es handelt 
ſich jetzt um die Machtſtellung, und an der Volksvertretung iſt es, an die Regie. 
tung eine ernſte Mahnung zu richten. Was iſt aber der Regierung zu rathen! 
Sie ſoll von dem eingenommenen Standpunkt keinen Schritt zurückweichen, und 
iſt der Angriff von anderer Seite her in Ausſicht geſtellt, dann muß fie einen 
Schritt weiter gehen. Was hat der Regierung bisher in ihren trefflichen In ⸗ 
tentionen geschadet? Der Glaube, daß ſie die von ihr eingenommene Stellung 
nicht mit aller Eutſchiedenheit aufrecht erhalten werde. Hierdurch iſt Oeſtreich 
und ſeine Verbündeten ermuthigt. Es handelt ſich um eine Machtfrage. Als 
ſolche, nicht als Rechtsfrage, hat Oeſtreich 1850 Recht und Freiheit in Heſſen 
unterdrückt. Preußen aber ift in der glücklichen Lage, für Recht, Freiheit und Ehre 
aufzutreten. Es kann fein, daß eine ſchwere Zeit für Deutſchland eintritt, eine 
Zeit, wie jene, wo Hutten ſein! jacta est alea! rief. Aber ſieht erft Deitreich 
Preußens Jeſtigkeit, jo werden ſeine Beſtrebungen, es niederzudrücken, wie Spreu 
inde verwehen. Sollte es aber nicht der Fall ſein, nun dann hoffe ich, 
Bein zweiter Hutten jein: jacta sit alea! rufen werde. (Lebhaftes Bravo!) 
Ein vom Abg. Andre eingebrachter Antrag auf Vertagung wird unter 
fügt und angenommen. Von Rednern ſind noch eingeſchrieben für den Antrag 
die Abgg. Dr. Freſe, Lüming, Ziegler und Schulze (Berlin); gegen denſelben 
die Abgg. v. Carlowitz, Kerſt, v. Gottberg und v. Mallinckrodt. — Schluß 
der Sißung 2% Uhr. Nächſte Sitzung morgen 10%, Uhr. Tagesordnung: 
Bortiepun der Debatte. 
ie Polen werden ſich morgen, wie bei früheren Gelegenheiten, der Ab» 
fimmung enthalten, weil ihre Provinz nicht zum deutschen Bunde gebört. 

Berlin, 15. Febr. (10. Sitzung.] Um 10%, Uhr vom Präſidenten 
Herrn Grabow eröffnet. — Der Andrang zu den Tribünen ift wieder groß, 

es find weniger Billets ausgegeben. Die Minifter find bei Eröffaung der 
. nicht anweſend. Die Kommiſſion, welche die in der deutſchen Frage G. 
— Anträge zu berathen hat, iſt = gewählt und hat ſich konftituirt. Sie 

aus den Abgg. v. Carlowitz, Borfigender, v. Rönne (Solingen), Stellv. 


ohenzollern, zur Armee und zum lieben Gott, daß wir felbit eine blu 


d 5 
wird der deutschen Kommiſſion Aerwieſel. Ein Antrag des Abg. 


faſſungsurkunde begründet ſel. Daß während des vorhandenen Kriegszuſtandes 
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d. Vorſ., Krieger (Goldap), Schriftführer, Dahlmann, Stellv. des Schriftfüh⸗ 
ters, A ze (Berlin), v. Rönne 0 Gig Pannier, Wie Fubel, 
Dr. Krebs, Dr. Simſon, Bürgers, Behrend, Strohn, v. Beughem, Virchow, 
Immermann, Lette, Gerlich, Baron v. Vaerſl. Ein Antrag, ebenfalls die 
deutſche Frage, die u der Aenne und Zuſam ⸗ 
menberufung eines deutſchen Parlaments, Ausbau der Verfaſ⸗ 
fung betreffend, iſt vom Abg. Tweſten und Genoſſen a 
une (Glo- 

au) und Genoſſen, betreffend den Eid der Juden, wird der Juſtizkommis⸗ 
Kon überwleſen. Das Haus tritt in die Tagesordnung ein: Portjegung der De- 
batte über die kurheſſiſchen Anträge. (Graf S e ein.) In der Diplo⸗ 
matenloge erſcheint gleichzeitig der Graf v. d. Golß. Das Wort hat zuerſt Abg. 
v. Carlowitz: Der Redner wendet ſich zunächſt gegen den Abgeordneten von 
Geldern. Trotz aller persönlichen Hochachtung beſchleiche ihn ein unheimliches 
Gefühl bei den Ausführungen deſſelben. Er begreife nicht, wie derſelbe ſich den 
Deduktionen der Kommiſſton habe verſchließen können. Der Kommiſſion und der 
Reglerung ſtimme er aus voller Seele bei. Er nehme aber die Berechtigung in 
Anſpruch, der Regierung die Konſeguenzen der von ihr gebrauchten Worte vor⸗ 
uführen. Preußen dürfe auch vor den äußerſten Ronſegaenzen nicht zurück 
chtecken. M. H., vor zwei Jahren ſchon hat man hier die Regierung aufgefor⸗ 
dert, ihren Standpunkt mit Ede feſtzuhalten. Die Regierung hat dies ge⸗ 
than, ob mit mehr oder weniger Energie, bleibe dahingeſtellt. Aber ich frage: 
was iſt erreicht? Iſt es gelungen, die Mehrheit der deutſchen Regierungen auf 
1 8 Seite in dieſer Angelegenheit zu gewinnen? Iſt es gelungen, die 
rtuäckigkeit des heſſiſchen Gouvernements zu brechen“ Nein, und worin liegt 
der Grund? Meiner Anſicht nach darin, daß dle preußische er noch im⸗ 
mer den Bundestag anerkennt und ſich von der Mehrheit der deutſchen Regle⸗ 
rungen leiten läßt, ſtatt fie zu leiten. Die Kommiſſion beantragt, die 
Regierung möge alle Mittel aufbieten zur Durchführung ihrer Grundfätze, 
es wird aber nicht angegeben, ob dieſe Mittel innerhalb des Bundesrechts liegen 
oder nur von der Macht Preußens begrenzt werden. Der Mittel giebt es viele, 
ob fie wirkſam find, iſt eine andere Frage. Man kann eine ſcharfe Drohnote 
nach Kaſſel ſenden, und fie wird nichts bewirken; man kann den Geſandten ab- 
berufen und in Kaſſel wird man ſich wohl über die Abweſenheit des Hrn. v. Sy⸗ 
dow tröften. Auch kann die Regietung es aussprechen, daß fie der heſſiſchen Mer 
gierung gegen ihr Volk nicht beiftehen werde, und daß ſie die Einmiſchung fet- 
ner andern deutſchen Macht dulden werde. Das würde ſchon beffer klingen, doch 
muß man dringend wünſchen, daß, wenn die Regierung eine Drohung ausſpricht, 
ſte auch vor der Vollziehung nicht zurückſteht. Beſſer ſtände es, wenn wir we 
5 gedroht und mehr gehandelt hätten. (Bravo!) Man ſpricht die 
Befürchtung aus, daß Preußens Auftreten das Gegentheil deſſen bewirken werde, 
was man bezweckt. Wenn man aber das heſſiſche Volk ſich ſelbſt überläßt, fo 
gm es nur einen doppelten Ausweg, entweder das Unrecht triumphitt, das 
olk unterliegt, nach der geſtrigen Mittheilung wird Gewalt gegen daffelbe ge⸗ 
braucht, dann hat Preußen nur eine Flamme geſchürt, die dort wie im geſamm⸗ 
ten Deutſchland zum Ausbruch kommen muß. arum iſt es geboten, ſelbſt vor 
einem bewaffneten Einſchreiten ſich nicht zu ſcheuen, wenn eine Drohnote keinen 
Erfolg haben ſollte. Man hat ein ſchreckliches Gemälde von den Konfequenzen 
eines bewaffneten Einſchreitens entworfen und geſagt, die deutſchen Regierungen 
wünſchten den Frieden, man dürfe ihn nicht ſtören. Der geehrte Redner, der dies geſagt 
hätte vor 10 Jahren den deutſchen Regierungen die Bewahrung des Friedens ans Herz 
legen ſollen. Oder war das bewaffnete Einſchreiten Derichs und Bayerns 
etwa keine bewaffnete Intervention? Der Friede iſt eine ſchöne Sache, aber 
das Recht fteht höher. Friede ohne Freiheit und ohne Recht tft ein gährender 
Sumpf, worin Unken und Molche haufen. (Bravo!) Auch braucht man nicht 
die Jutervention deutſcher Mächte zu fürchten, die Zeit dafür ift um. Durch 
die 10jährige Mißreglerung in Heſſen find die füddeutſchen Stämme aufgeklärt 
und ich habe das Vertrauen zu allen deutſchen Volksvertretern, daß fie ihre Re⸗ 
gierungen vor einer Intervention warnen und ihnen die Mittel dazu verweigern 
werden. Auch Oeſtteichs Intervention iſt nicht vorauszuſehen, wiewohl dle 
äußeren Angelegenheiten dleſes Landes noch in berfelben Hand ruhen, welche 
1850 deu ſchmachvollen Zug nach Sein diktirte. Oeſtreich ift nicht in der Lage 
u interveniren; feine geſchwächten Finanzen, der drohende Racenkampf, die 
ſtete Gefahr in der es ſchwebt, halten es zurück. Seine Abſicht, die Garantie 
des ganzen Deutſchland auch für feine außerdeutſchen Beſitzungen zu erlangen, 
beweiſt dieſes. Die meiſten Regierungen werden im Gegentheil ſich Preußen 
anſchließen, einige aus edlen Motiven, andere, die gegen uns mit Neid und 


Mißgunſt erfüllt find aus Beſorgniß, Preußen allein die Rolle des Wlederher⸗ 


ftellens des Rechts in Deutſchland e M. H., unſere en morali» 
ſchen Eroberungen haben der Dip omatie noch keine ſchlafloſe Nacht gemacht, 
aber die Intervention Preußens zu Gunften des bedrohten Rechts wird den 
Herren Diplomaten drückenden Alp und ſchlafloſe Nächte verurſachen. Ich 
nehme die Berechtigung 4 1 nicht aus dem Wunſche, das Recht zu ſtützen. 
Preußen kann nicht der Don Qufxote des Rechts fein, ſondern aus feinem In⸗ 
tereſſe. Es heißt hier: tua res agitur paries dum proximus ardet. Das 
monarchiſche Prinzip tft bedroht, Ruhe und Frieden geſtört, Flammen find ge⸗ 


ſchürt, die unter Umſtänden einen allgemeinen Brand erzeugen können. Zu 


Zeiten der maaßloſen Reaktion, als man hier im Haufe von einer Revolutſon 
im Schlafrock und Pantoffeln ſprach, hat man bewaffnet intervenirt; warum 
kehrt man die Sache nicht um und intervenirt gegen das Urtel von oben? Nenne 
man dies immerhin revolutlonär, ich nenne es Recht. Fragt man, ob Hecker 
oder Haſſenpflg dem monarchiſchen Prinzip mehr geſchadet, fo erkläre ich un⸗ 
bedingt: Haſſenpflug. Möge der Miniſter des Auswärtigen ſich an feinen 
Kollegen den Kriegsminiſter wenden, wenn feine Schritte nicht Erfolg haben 
und ihm ſagen: Ich habe das meinige gethan, thun Sie das Ihrige. Durch 
die kurheſſiſche Frage wird die deutſche Frage gelöſt. (Bravo!) — Der Juſtiz⸗ 


Abg. Dr. Freſe el; M. H. Wenn geſtern einige Redner damit 
angefangen haben, erfreuliche Thatſachen zu konſtatiren bei dieſer heſſiſchen Frage, 
und als eine ſolche erfreuliche Thatſache namentlich die Einigung zwiſchen den 
verſchiedenen Parteien der liberalen Majorität dieſes Hauſes auger haben, 
eine Einigung, auch zum Theil wenigſtens, bis hinüber zum Miniſtertiſche, To 
muß ich damit beginnen, Sie an eine unerfreuliche Thatſache zu erinnern. Die 
preußiſche Volksvertretung beſchäftigt ſich zum dritten Mal, ſeit wir die neue 
Aera haben, mit der heſſichen Frage, und im Weſentlichen ift leider zu kon⸗ 
ſtatiren, daß ſich nichts an der heſſiſchen Frage geändert hat, nichts was die hef- 
ſiſche Regierung angeht, nichts was den Erfolg oder die Erfolgloſigkeit der preit- 
ßiſchen Politik in dieſer Frage angeht, und nur das hat ja Wiser daß das 
heſſiſche Volk vorgeſchritten iſt auf der Bahn des geſeßlichen Widerſtandes. Wir 
finden, fage ich, das Trauerſpiel in Kurheſſen auf demſelben Stande, wie es vor 
drei Jahren ſtand. Die einzigen Seenen die der erlauchte Herrſcher dort in 
dieſes Trauerſpiel eingelegt hat, find Seenen nicht im Style der großen Tragödie 
gearbeitet, ſondern nach kaaßgabe des Wortes, daß es für einen Kammerdiener 
keine Helden giebt. Erinnern wir uns deſſen, pe die Sache keine Bortichritte 
emacht hat, um uns deſto mehr zu fragen, ob unſere Regierung zu veranlaſſen 
85 daß ſie dem heſſiſchen Volk die Hülfe bringe, die demfelben auf Erden wer⸗ 
den kann; denn, wenn ihm nicht von dieſer Stelle (auf die Rednerbühne wel⸗ 
ſend) und von jener Stelle (auf die Miniſterbank deutend) aus Hülfe wird, fo 
wird fie ihm niemals. Man hat hier von der Rechtsfrage geſprochen und von 
der Machlfrage. M. H., ich hätte gehofft, kt wir die Erwägung der Rechts⸗ 
frage uns, fo zu ſagen, ſchenken könnten; denn ſo oft fie hier bereits ventilirt ist, 
jo haben doch die einzelnen Gegner, welche dem Kommiſſionsantrag entgegen- 
getreten find, nichts Anderes vermocht, als wiederum die alten Argumente vor⸗ 
zubringen und ſo wieder auf der alten Leier fortzuſpielen, die ihnen ſchon ſo oft 
und von ſo ſtarken Händen zerſchlagen worden iſt. Es hat z. B. der Abg. Rei⸗ 
chenſperger die Kompetenzüberſchreitung des Bundestages in dieſer Sache be . 
zweifelt, und da ihm der Abg. Virchow gleich darauf gedient hat, indem er ihm 
über dieſe Sache die eigenen Worte Haſſeupflugs eitiete, fo will ich feine Kennt⸗ 
niß in dieſer Frage auch vermehren. Ich erinnere daran, daß es eine Literatur 
in dieſer Sache giebt, und daß eine gewiſſe Sammlung von Aktenſtücken exiſtirt, 
die man doch erſt kennen ſollte, ehe man in dieſer ſo das Wort nimmt, wie man 
es gethan hat. (Unruhe im Zentrum.) M. H., dieſer Widerſpruch ſcheint mir 
ſehr ungerechtferkigt, wenn die Worte, die der Abg. Virchow dem Abg. Reichen⸗ 


miniſter v. Bernuth tft eingetreten. 


ſperger vorhielt, demſelben unbekannt waren, dann wundert es mich ſehr, daß er 


über Haſſenpflug noch hinausgegangen ift, Ich erlaube mir nun, feine Kennt 
niß in dieſer Beziehung noch zu vermehren und zwar aus einem Haffenpflugſchen 
Protokolle, welches aus einer ſpäteren Zeit iſt, als dasjenige, was der Abg. Vir 
chow anführte, aus dem September 1850. Der Stadtrath zu Kaſſel hatte näm« 
lich gegen die Verordnung des Krſegszuſtandes Proteft eingelegt und gegen die⸗ 
ſen Protest erging ein Beſcheid aus dem Miniſterium des Tone, der, wie es 
am Schluſſe heißt, ſämmtlichen kurheſſiſchen Städten mitgetheilt werden ſollte. 
Darin heißt es: „Die Regietunz ſei ſich auch der unpweifelbalten Verpflichtung tief 


bewußt, die Landes verpflichtung aufrecht zu erhalten, wie ſolche durch die Ver⸗ 


17. Februar 1862. 


einzelne Beſtimmungen aus der Verfaſſungsurkunde, heißt es weiter die auf der 
Vorausſetzung völliger innerer Ruhe Ar See des Staates Be, 21 in 
Ausführung kommen köngten, liege in der Natur der Sache, hebe aber tn keiner 
Weise die Aufrechthaltung dertzandesverfaſſung auf, zu welcher vielmehr die Staats. 
reglerung eben fo verpflichtet, wie feſt eniſchloſſen ſei.“ So ſprach Haffenpflug 
noch im September 1850 und ich bitte den Hrn. Abg. Reichenſperger fi in 
dieſer Beziehung mit Herrn e der E d Ein anderer Redner tft 
ſogar fo weit gegangen, den heſſiſchen Ständen Vorwürfe zu machen. Nun, 
m. H., wenn Jemand auftritt, um einem Wippermann, einem Henkel einem 
Oetker und Nebelthau Vorwürfe zu machen wegen ihrer konſtitutionellen Hal ⸗ 
tung, der muß erſt andere Verdienſte um deutſche Freiheit und deutſches Recht 
haben, wie die aa die fich an dieſe Männer gemacht. Die Herten haben 
angeführt, die kurheſſiſchen Stände trügen die Schuld, daß dieſes Land nicht 
beſſer florire. M. H., es giebt auch in dieſer Beziehung eine Literglür, und 
eines von dieſen Büchern iſt von meinem Freunde Adam Pfaff verfaßt, auch 
einem Gehaſſenpflugten, der jetzt in der Schweiz ein Aſpl gefunden hat. Darin 
ſtehen ſeltſame Dinge über das, was dieſe 1817 den kurheſſiſchen Stauden vor⸗ 
werfen; darin ſteht namentlich Folgendes über das Verhalten der kurtzeſſiſchen 
Regierung in der vormärzlichen Zei: „Wo ſich ein nützliches Unternehmen der 
Art hervorwagte, z. B. eine vom Oberfinanzöireklor Melſterlein projeturte 
Rentenanſtalt, ein von Hanauer Einwohnern beabpſichtigter, für Handel und 
Verkehr wichtiger Mainbrüdenbau, die von eh entetprehirke i . 
fahrt auf der Nulda, wurde es verboten. Iſt es doch im Angeſichte der No 
und Verarmung des Volkes ein Diktum 1 0 des votmärzlichen Mintſters, 
geweſen, das die ganze Stellung dieſes rohen Zelotismus in der Politik vezeich⸗ 
net: „Die Noth ſei gut und heilſam, damit die Menſchen den Herrn Jeſum ken. 
nen lernten.“ (Hört! hort) Weiter heißt es: „Verwätute doch Bickel, ein 
Minifterialbeamter deſſelben Schlages, förmlich einen auf die mätetſelle Wohl⸗ 
fohrt des Landes eifrig bedachten jungen Verwaltungsbeamten, den naterlellen 
Jutereſſen im Staate keinen zu großen Werth beizulegen, untet dem wörtlichen 
Hinzufügen: „es tft recht gut, wenn es dem Meuſchen ſchlecht geht, denn das 
Wohlleben gebiert die Sünde.“ (Hört! hört) Ferner heißt es: „Lange Jahre 
würde auch der Eſſenbahnbau, oogteich dus offenbarſte Bedütrfuiß ihn for⸗ 
derte, orale das Land von allem Verkehr abgeichloffen zu Werden drohte, 
obgleich das Kapital von Privaten offerirt wurde, nicht geſtattet. Gegen die 
—.—— Neuerung der Eiſenbahnen, welche neue Ideen und Menſchen in das 
and bringen, ließ Scheffer heftige Polemik machen.“ (Hött! hört!! Wie die 
heſſiſche Regierung ſchon in der vormärzlichen Zeit mit dem Kb 77 des 
Staates Net e hat, allem Widerſpruch der Stände zum Troß, tt allen 
denen bekannt, für welche die Geſchichte von der Rothenburger Quakt kein My⸗ 
thus iſt. Dieſes Rothenburger Quart traf die heſſiſchen Einkünfte bis zum 
Belaufe einer Million, d. h. das Kapital betrug fo viel, und dieſe Einkünfte hat 
die heſſiſche Regierung ohne Weiteres dem Lande emzogen. Es findet ſich eine 
andere Stelle in dieſem Buche, die auch noch darauf Bezug hat, und die jetzt 
ein gewiſſes Intereſſe für uns hat: „Es ſollte die Kavallerie üver das Bundes⸗ 
konlingent vermehrt werden, wofür die Regierung 40,000 Thlr. forderte. Auf 
die erſten Bedenken der Stände erwiederte Scheffer, die Stände würden ihr 
ganzes „ſogenanntes“ Ausgabenbewilligungsrecht bedrohen, wenn fie die Aus, 
gabe für eine vom Landesherrn ſelbft angeordnete Milttätorganifation verwel⸗ 
gern und ſomit das „monarchiſche Prinzip“ verletzen wol ten. (Hört! hört!) 
M. H., ich wünſche, wenn die Temperatur in dieſem Haufe einmal ſy hoch ſtei⸗ 
gen ſollte, daß ein preußiſcher Miniſter ſich ähnlich äußerte, daß dann die Her⸗ 
ren von der Gegenſeite, welche die heſſiſchen Stande ſo angegriffen 0 deit« 
ſelben Muth und dieſelbe Ausdauer in der Vertheidigung unſetet Landesrechte 
bewähren mögen, wie die Männer, welche ſte ſich nicht geſcheut haben anzugrel⸗ 
fen. (Bravo) M. H., die ganze Rechteftage aber, um dieſen Gegenſtand zu 
verlaſſen, iſt eine ſehr untergeordnete, ſcheint mir, in dieſer heſſiſchen Frage. 
Die heſſiſche Frage ift, um es ſcharf zu jagen, ute eine Rechtefrage geweſen, fon 
dern nur eine Machtfrage, eingehüllt in die Fetzen einer Nechteftage Die heſ⸗ 
Ae Frage tft auch nicht erſt tum Begriff etwa, nicht länger eine innere heſſiſche 
ugelegenheit zu bleiben, wie der Herr Miniſter ſich in feiner Erklärung ausge⸗ 
drückt hat, fie iſt nie eine innere heſſiſche Frage, fie iſt immer geweſen eine deut che 
Verfaffungsfrage, immer geweſen eine preußlſch⸗deutſche Machrfrage, und nur in 
dleſem Sinne erfaßt und in dieſem Sinne behandelt, wird fie, glaude ich, zu 
einer richtigen Löſung zu führen fein. Dieſe Löſung tft Ihnen bereits von dem 
Abgeordneten v. Carlowitz in ſehr beredten Worten angedeutet worden. 
handelt ſich darum, das, was im Jahre 1850 geſchehen ift, in Heften jegt nach 
zwölfjähriger Mißtegierung wieder umzuketzten; Zug um Zug, dle Bregenzer 
Kampagne Ae e und zwar gegen dleſelben, welche der Herr Abg. Virchow 
fo ſchön bezeichnet hat als die Verſchwörer von Bregenz. Es hat ſich damals 
darum gehandelt, Preußen unter die Autorität des Bundes zu beugen, es tft 
damals gelungen, und der öftreichtiche Siegeszug der Macht, welche die Auto⸗ 
rität des Bundes damals repräſentirte und duch jetzt repräfentikt, bat ſich, Damit 
an der Schande nichts erſpart würde, nicht nur bis Heſſen hineilletſtreckt, ſondern 
— und das rufe ich dem Herrn Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten zu — 
er iſt bis in feine Heimath gedrungen, und ich hoffe, daß diefe Satte ihin wieder⸗ 
| Aue wird, und daß er den Weg einſchlagen wird, über BANN Schleswig⸗ 
Holſtein zu retten. (Bravo!) M. H.! In dieſer Frage nun, ſcheint mir hat die 
Kommiſſion mit Recht hingewieſen auf den badenſchen Antrag, und der Vorgang 
der badenſchen Regierung lebt auch wohl ſonſt in unſer aller Herzen. Ich glaube 
‚ aber, daß Preußen in dieſem Punkte über Baden hinausgehen kann, das mäcyti 
Preußen über das kleine Baden. Preußen hat nicht erſt die rechtliche Wiedek⸗ 
herſtellung der heſſiſchen Verfaſſung von Bundeswegen zu verlangen oder, wie 
Baden es gethan hat, zu verlangen, daß die Hinderniffe e ſelen, 
welche der Wiederherſtellung im Wege ſtehen, ſondern Preußen kann die heſſiſche 
Verfaſſung als rechtlich beftehend anſehen und mit allen ihren Mitteln anitreben, 
daß ſie auch faktiſch hergeſtellt werde, das heißt dann, auch event, dieſe faktlſche 
Wiederherſtellung ſelbſt in die Hand nehmen. Aber, wie der Herr Antragſteller 
(Virchow) in der Kommiſſion ſelbſt angeführt hat, mit den „allen Mitteln ift 
nicht gerade gleich das 11 5 gemeint, es können andere vorhergehen. Da iſt es 
denn nun eine ſehr auffallende Erſcheinung, daß von allen dieſen diplomatiſchen 
Mitteln, mit denen man ſouſt operirt, wenn man feinen Willen durchſetzen will, 
kein einziges gebraucht worden iſt. Es Ki . ein heſſiſcher Geſandler in Berlin, 
der heißt Herr v. Baumbach, und deſſen Namen findet ſich unter allen Verord⸗ 
nungen aus dem Jahre 1850, pargdirt dort neben den Namen Da Hu Mi 
Haynau. Ein folder Geſandter hätte von einer Regierung, die für eiche Beet 
eintreten will, dafür wenigſtens Empfindungen hat, nun- und nimmermehr au⸗ 
genommen werden ſollen. Ein Anderes trifft unſere Vertretung in Heſſen ſelbſt, 
und da könnte man einmal ein Wort über unſere Diplomatie ſprechen, die ja 
ſonſt ſehr ſelten zur Verhandlung kommt. Wir wiſſen von unferen Diplomaten 
ſehr wenig; man ſpricht wenig von ihnen, und leider, wenn man von ihnen 
ſpricht, ſpricht man von Mißerfolgen; die letzten Vorgänge in Italien haben 
dafür Belege gebracht. Nun kann ich von Herrn v. Sydow nicht viel ſagen, da 
wohl Niemand in dieſem hohen Hauſe, der nicht eine diplomatiſche Karriere ge⸗ 
macht hat, dieſen Herrn kennt; aber auffallend iſt es doch, 1 Jemand, der 
lauge Geſandter geweſen iſt, und der mit Juſtrukttonen, die auf Befürwortung 
der Wiederherſtellung des Rechts hinausgehen, verſeten iſt, daß ein ſolcher in 
10 Jahren nichts durchſetzt; da ſcheint es mir doch dringend geboten, mindeſteus 
einmal zu wechſeln, und vor Allem ſcheint es mir geboten jetzt zu wechſeln. So 
nämlich, daß man einmal eine außerordentliche Miſſton dahinſchickte, einen 
Maun nämlich, deſſen Name ſchon ein Programm ift, und da glaube ich 
Niemanden beſſer empfehlen zu können, als den geehrten Herrn Redner, 
der vor mir geſprochen hat. (Heiterkeit) Er ſelbſt konnte natürlich nur 
von Abbruch der diplomatiſchen Verhandlungen ſprecheil. Ich bin in der 
glücklichen Lage, ihn vorſchlagen zu können, und ich muß en daß ich 
laube, namentlich nachdem er ſich in dieſen Sinne für den Kommiſſtons⸗ 
Antrag ausgeſprochen hat, es würden feine Reklamationen in Kaſſel — ob viel 
Erfolg haben, will ich nicht ſagen — aber einen ne ſtarken Eindruck machen. 
Zu gleicher Zeit aber müßte hinzukommen, daß dieſer außerordentliche Miſſtonar 
begleitet würde, oder daß ihm doch in gewiſſer Entfernung folgten, die Emiffäre 
des Kriezsminiſters. Es müßten an der heſſiſchen Grenze die Truppen zuſam⸗ 
mengezogen werden, die genügend wären, um den heſſiſchen Rechtswidrigkelten 
ein Ende zu machen. Wenn das gleichzeitig geschähe und wenn Herr v. Carlo⸗ 
wiß zugleich höchſten Orts in Kurheſſen erklärte, daß, wenn es wieder zu einer 
Intervention in Kurheſſen käme, nicht wieder das Land die Strafbayern bezah⸗ 
len würde, fondern daß die Intervention der Strafpreußen aus der Kurfürſtli⸗ 
chen Kaffe bezahlt werden muß. (Bravo! Heiterkeit!) Wenn das hinzugefügt 
werden wird, fo glaube ich, wird ein jeder der mit den heſſiſchen Verhäliniſſen 
vekannt iſt, zugeben, daß Died einen tiefen Eindruck machen würde. Nun kann 
man freilich agen: „Das hat feine Gefahren,“ und man könne das auch von 
unſerm Standpunkte aus einwenden — wenn man den Widerſtand des Volkes 
provozirt und dann den Ausgang des Widerſtandes dem Zufall überläßt. Ja, 
das iſt allerdings ein großes Bedenken, denn auf den Zufall zu ſpekulfren, ge⸗ 


ziemt Niemand und am wenigſten einer Großmacht, wie Preußen. Aber man 


könnte jagen, Preußen könne einſtweilen nicht weiter gehen. Ja, wenn nicht 
der 2. Februar geweſen wäre, wenn nicht mit dem Hervortreten der öſtreichiſchen 
und würzburger Noten die ganze Lage dieſer heſſiſchen Sache, die ganze Lage 
N und Deutschlands ſich geändert hätte. Die Bedeutung dieſer Noten 
ſt nicht zu unterſchätzen. Man muß ſie nach dem erſten Eindruck ermeſſen, den 
dieſe Noten hier und in ganz Preußen gemacht haben, als die eriten telegraphi⸗ 
ſchen Depeſchen hier eintrafen; nicht danach, was man denn nachher aus diejen 
Keane zu machen verſucht hat. Ich glaube nicht zu viel zu jagen, wenn ich be⸗ 
haupte, daß mit dieſem öſtreichiſchen Trumpf die rohung eines 2. Dimüg ein⸗ 
geleitet worden Gegen dieſes ſich zu rüſten und die preußiſche Regierung 
zu dieſer Rüſtung aufzufordern, ſcheint eine dringende Sache zu fein. Ich würde 
auf die öſtreichiſche Politik nicht weiter eingehen, wenn nicht geſtern von jener 
Seite (der äußerſten Rechten) an den Montmartre, die öſtreichſche Allianz und 
andere ſchöne Geſchichten erinnert worden wäre. Auf dem Montmartre waren 
übrigens, jo viel ich weiß gar keine Oeſtreicher, ſondern nur Preußen. (Sehr 
richtig! recht!) Ich möchte aber doch die Herren bitten, dabei nicht zu veraefien, 
wie die öſtreichſche Politik ſeit dem Montmartre beſchaffen geweſen iſt. Ich 
bitte Sie, es nicht zu vergeſſen, daß Oeſtreich ſchon ſeit 1815 mit der Zerreißung 
des preußischen Staates angefangen hat, daß es, ſtatt uaſern Staat zu konſoli⸗ 
diren, dazu beigetragen hat, ihn in zwei ungleiche Hälften auseinander zu legen. 
Vergeſſen Sie . — nicht, was noch friſch in Aller Gedächtniß leben muß, den 
Frieden von Villa franca und das Manifeſt von Laxenburg; vergeſſen Sie 
nicht, daß es in Oeſtreich einen Monarchen giebt, der in dem Manifeſt von 
Laxenburg Sr. Maj. unſerm Könige eine Unwahrheit ins Geſicht geſchleudert 
hat, die noch nicht zurückgenommen worden iſt. Sie mögen endlich nicht ver⸗ 
geſſen, wer es denn iſt, der an der Spitze der auswärtigen Angelegenheiten Deit« 
reichs ſteht. Denn Graf Rechberg in allen denen, die in der Diplomatie zwi⸗ 
chen den Zeilen zu leſen verſtehen, ja ſelbſt den Blinden, welche die diplomati⸗ 
ſche Schrift faſt nicht zu leſen verſtehen, bekannt als die Verkörperung des 
7 Preußenhaſſes, den es in Deutſchland giebt. Man kennt die Tra⸗ 

itionen Oeſtreichs, man weiß, wie dort jeder Diplomat erfüllt ift mit dem Ge- 
danken, daß Preußen nichts iſt als ein Parvenu, den Oeſtreich nur duldet, aber 
eigentlich unterdrücken muß. Wenn aber dieſer Haß Fleiſch geworden, dann iſt 
er es in dem verbiſſenen Miniſter des Auswärtigen in Wien. (Murren im Zen- 
trum), und dafür zu zeugen, würde ich hier leicht Einen aufrufen können, von 
dem ich allerdings bedaure, daß er bei dieſer Gelegenheit Rückſichten nehmen 
muß, unſern Herın Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten der mir ſehr bald 
würde binweghelfen können über die Unzufriedenheitszeichen, die ſich in meiner 
Nähe kundgeben. Dieſer Rechberg, das iſt nicht zu vergeſſen, hat das Wieder 
fertig gebracht in ſehr kurzer Zeit aus dem enfant gate der Politik von Olmütz, 
dem Herrn v. Bismark. Schönhauſen, den eingefleiſchteſten Haſſer Oeſtreichs zu 
machen, indem er ihm in Frankfurt nahe kam und einſah, was er bis dahin nicht 
gewußt, daß Oeſtreich Preußen gegenüber die Gedanken hat: wir ſind die Groß⸗ 
macht, reußen iſt ein Parvenu. Der Ausdruck dieſer Politik liegt nun vor 
uns in der Note vom 2. Februar c. Dieſe Note bedeutet nichts anderes, als 
daß das ganze Würzburger Lager jetzt in die Offenfion vorgegangen iſt und 
wiederum Dieleiben Karten wie 1850 gegen uns ausjpielen will. Es iſt ſoweit 

ekommen, daß dieſes Oeſtreich, welches noch blutet an den Wunden des Kon⸗ 
kordale — (Murren und Widerſpruch im Zentrum). M. H., wer die Wunden 
des Konkordats nicht fieht, der muß wirklich, wenn er an die öſtreichſche 
Grenze kommt, die Augen zu machen. Ich ſage alſo, dieſes Oeſtreich, welches 


noch blutet an den Wunden des Konkordats, welches ſich hinſchleppt an einem, 


ewig zehrenden Defizit, das wagt es jetzt wieder, in Deutſchland die Sprache 
des Herren zu führen, und ſein Genoſſe Herr v. Beuſt wagt es, uns an die Zeit 
zu erinnern, wo Oeſtreich, wie er wörtlich ſagt: „Herr in Deutſchland war“, 
und an Schritten ſich zu betheiligen, welche die Zeil herbeiführen ſollen, wo 
Oeſtreich wieder Herr in Deutſchland fein werde. M. H., dem gegenüber hat 
das Miniſterium die höchſte Pflicht, ſich aufzuraffen, und ihm gegenüber iſt es 
unſere Pflicht, allen Einfluß auf das Miniſterium zu verwenden um eine ſolche 
Erhebung zu unterſtützen. Auf dieſe öſtreichiſche Note vom 2. Febr. c. giebt es 
drei Antworten. Die eine Antwort wäre in Turin gegeben, durch ſofortige 
Anerkennung des Königreichs Italien, und ich bedaure, daß der Herr Miniſter 
des Auswärtigen die Gerüchte, welche über dieſe baldige Anerkennung Italiens 
äußerlich verbreitet werden, nicht mehr 1 hat, als geſtern der Antrag des 
Abg. v. Carlowitz eingebracht wurde. Die andere Antwort würde zu geben ſein 
in Granttirt, und dieſe Antwort keine andere fein, als daß Preußen ſich ent- 
ſchließt, von dem Bundestage zurückzutreten. Die dritte Antwort muß in 
Kaſſel gegeben werden, und muß die jein, daß die Regierung den Antrag der 
Kommiſſion und hoffentlich den Beſchluß des Hauſes mit Einſetzung aller ihrer 
Mittel dahin verſteyt, daß fie die kurheſſiſche Sache ſelbſt in die Hand nimmt. 
Ich babe die kurheſſiſche Sache behandelt in ihrem Zuſammenhange mit der 
Itreichiſchen Politik, weil fie nicht anders behandelt werden kann und ich muß 
fagen, daß ſolches Vorgehen in der kurheſſiſchen Sache nichts Geringeres wäre, 
als die Grundſteinlegung zu einem engeren Bundesſtaat, den wir alle erſtreben, 
der Grundſtein zu einer richtigen wahren Reform der deutſchen Verfaſſung. Es 
kann Niemand, glaube ich, bezweifeln, der die Eventualitäten der deuiſchen 
Frage erwägt, daß es ohne einen letzten Konflikt mit Oeſtreich nicht abgeht. 
Dielen Konflikt nun im Voraus auf ein Terrain zu verſetzen, ihn da zu engagi⸗ 
ren, wo das Terrain am günſtigſten ift, ſcheint mir die Aufgabe einer wirklich 
ſtaatsmänniſchen Politik in Preußen zu ſein, und nirgend ift das Terrain gün ; 
ſtiger als grade in Helfen. Keine Frage von allen deutſchen Partikularfragen 
at das eigenthümliche, wie die heſſiſche, daß in derſeſben die Intereſſen der 
acht, und von dieſer günftigen Pofition Gebrauch zu machen, iſt wohl die 
Pflicht der Regierung. Sa. man könnte ſagen, wenn man das arme Heſſen⸗ 
volk ſelbſt dabei außer Augen ließe, daß dieſe Poſition für uns eine ſo glänzende 
iſt, als ſei die heſſiſche Frage vom Schickſal gewiſſermaaßen für uns offen ge 
laſſen, um mit ihr und auf ihr das Vorgehen in der deutſchen Frage zu organi- 
or (Sehr gut.) M. H., der Herr Vorredner hat bereits auf das formelle 
echt hingewieſen und hat gefragt, ob ein ſolches Vorgehen auch mit den for⸗ 
mellen Bundesrechten in Uebereinſtimmung ſtehe. Ja, wer da glaubt, daß wir 
in Deutſchland nur einen Schritt vorwärts kommen, ohne einen Konflikt mit 
dem formellen Recht, wer das glaubt, der iſt ein harmloſes Gemüth, und wer 
es beweiſen kann, iſt ein Held von Scharfſinn. Ich, m. H., glaube es nicht, 
und bin daher auch nicht im Stande, es zu bewelſen. Nun kann man fagen: 
das hat feine Gefahren gewiß. Jede große Poritik hat ihre Gefahren. Man 
kann ſogar ſagen: es hat jeine Gefahr, daß man den Schutz des Rechtes damit 
beginnen will, daß man mit dem Bundesrechte formell brache. Nun, m. H., 
aus dieſem Zirkel iſt nicht herauszukommen, wie mir ſcheint. Das Bundesrecht 
iſt bereits verletzt, und wir Preußen ſtehen den Würzburgern und Oeſtreichern 
oder vielmehr wie ſie damals hießen, den Bregenzern gegenüber in einer Weiſe, 
wie der Richter dem Verbrecher. Das Recht des Verbrechers aber iſt lediglich 
ſeine Strafe und ich glaube, die Herren, die von Bregenz aus das Bundesrecht 
ebrochen und gebeugt haben, nach Heſſen und Schleswig- Holſtein hinein, die 
haben das Recht verwirkt, ſich uns gegenüber, wenn wir das Recht ſchützen 
wollen, auf das formelle Bundesrecht zu berufen. (Sehr gut!) M. H., Gefah⸗ 
ren hat es, ja gewiß, aber es giebt auch einen Zauber gegen dieſe Gefahren, 
der liegt auf heſſiſchem Boden, der liegt darin, daß wir dort finden den Harniſch 
des deutſchen Rechts, mit dem angetuan wir allen Feinden trotzen. Es wird 
nicht fehlen, daß in dieſer Rüſtung das deutſche Volk auf Preußen blicken wird; 
auch hier wird ſich das alte Wort beſtätigen von Jedem, was groß iſt und le⸗ 
bendig: „Vires acquirit eundo“; ja, man kann in dieſem Falle ſagen: „Vires 
acquirit eundo“. Die Manner Deutſchlands werden durch 4 75 deuiſche 
Politik Deutſchland zugeführt werden. Und ganz ohne Bundesgenoſſen ſind 
wir doch ſchon jetzt nicht. Ich will von den kleinen Regierungen ſchweigen, aber 
doch an die größte unter dieſen kleinen Regierungen erinnern; ich will, wie es 
auch in deutſchen Antrage und einigermaaßen auch in dem jetzigen heſſiſchen An⸗ 
trage geſchehen iſt, erinnern an das verhältnißig kleine Baden. Da wird man 
einen Ebemiſtokles erblicken, um das alte Wort umzukehren, von dem ich 
wünſchte, daß ſeine Siegeszeichen unfere Mittiades nicht ſchlafen ließen. (Zur 
ſtimmung.) Da bat man jept die heſſiſche und deutſche Frage in die Hand ge⸗ 
nommen in einer Weiſe, der nachzueifern, ja, die zu überflügeln, ich unfern 
Herrn Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten veranlaßt ſehen möchte. Und 
jemehr er ihn überflügelt, deſto freudiger werden wir ihm darin zuſtimmen. 
Noch ein leter Punkt iſt zurück, von dem aus ich dieſe heſſiſche Frage auch be⸗ 
trachten möchte, eine letzte Rückſicht, will ich jagen, in der ich mir einen guten 
und günstigen Erfolg verſpreche, wenn die Regierung mit aller Energie den An⸗ 
trag der Kommiſſion, den Beſchluß des Hauſes ſich zueignet. Das ift Folgendes: 
Ich erwarte von einem ſolchen Deutichen Vorgehen unſerer Regierung in der 
heſſiichen Sache eine günftige, eine hochſt ſegensreiche Rückwirkung auf unſere 
innere Politik. Nicht etwa fo, daß man überhaupt jagen köunte, es iſt 
wirklich an der Zeit, daß der Starke auch wieder einmal einen Schritt vor. 
wärts geht; nicht ſo, daß man ſagt, wir ſind überhaupt in dem Zuſtande eines 
e imaginaire, der ſich einredet, er könne nicht mehr gehen — fo lange 

find wir nicht gegangen — ſondern ich nehme dieſen Grund aus der ganz eigen⸗ 
thümlichen Lage, in der ſich unſere innere Politik befindet. Wir wiſſen alle, 
daß auf den erſten Aufſchwung, den Preußen unter der neuen Aera genommen, 


eine Zeit des Stillſtandes eingetreten iſt, die die Einen eine Stagnation nen. 
nen, die Anderen, die Schwarzſichtigen, eine Kriſis. Dieſer Stillſtand hat 
das Eigenthümliche, was überhaupt Zuſtände des Müßiggangs haben, daß 
der Menſch und die politiſchen Kreiſe auf müßige Gedanken kommen: man 
theoretiſirt, legitimiſirt, man regt theoreliſche Fragen an, die gar nicht zur 
Fa eh ſtehen, man ſpricht vom Recht der Krone, welches man antajten 
wolle, während kein Menſch im Lande und in dieſem Hauſe daran denkt, es 
anzutaſten. (Bravo!) Man bringt in die Militärfrage hinein die Idee des 
Kriegsherrn, in ähnlicher Weile, wie der Miniſter Scheffer dies in . e · 
than hat, wovon ſch vorher Mittheilung gemacht habe, während kein Menſch 
daran denkt, die Stellung des Kriegsherrn anzutgiten, während Jedermann 
die Militärfrage betrachtet als eine volkswirthſchaftliche, eine finanzielle, eine 
konſtitutionelle Frage, während Jedermann im Haufe bedacht iſt, die Stellung 
Sr. Majeſtät als Kriegsherrn viel anders noch zu verſtärken, als die Regie⸗ 
rung ſelbſt es für ihn verlangt, während die große Majorität des Hauſes dar- 


auf ausgeht, Ihn zum Kriegsherrn in Deutſchland zu machen, um es gerade 


herauszufagen! (Bravo!) Aller dieſer ſchwebenden Fragen hat ſich leider Gottes 
eine füneſte Partei wieder bemädjtigt und zwar nicht bloß, trotzdem fie im 
Lande immermehr geſchlagen wird und zu einer verſchwindenden Majorität 
herabſinkt, ſondern fie ſcheint ſich berechtigt zu halten, daß, je mehr fie Ter. 
rain im Lande verliert, deſto mehr Terrain will ſie in den höheren Regionen 
unſeres Staates in Anſpruch nehmen. M. H. Es iſt eine Schwüle, um es 
kurz zu ſagen, in Preußen, die zu beſeitigen, es eines Windhauches, einer be ⸗ 
freienden That bedarf. Dieſe befreiende That könne auf keinem anderen 
Boden geſucht werden, als auf dem, wo die Regierung ja erklärt hat, daß fie 
mit dem Hauſe in Bezug auf den Rechtsſtandpunkt einig iſt, und wo das ganze 
Haus nicht allein, ſondern das ganze Volk, in allen Klaſſen feiner, Bevölke⸗ 
rung, ja in allen Berufsklaſſen einig iſt. Ich muß daran erinnern, was der 
Herr Abg. Virchow geſtern dem Herrn Kriegsminiſter, den ich leider beute auf 


ſeinem 947 vermiſſe, zugerufen hat, daß dort in Heſſen auch die militäriſche 


Ehre Preußens verpfändet ſei; ich muß daran erinnern, daß in dieſer heſſiſchen 
Frage jeder brave Offizier daſſelbe fühlen wird, wie jeder liberal geſinnter, frei⸗ 
müthiger Abgeordneter fühlt. Hier iſt ein Terrain gefunden, um aus dieſem 
Theoretiſiren, von dem ich geſprochen, einen praktiſchen Ausweg uns zu ſchaf⸗ 
fen. Und, m. H., wenn ich noch einen partikulären Gegenſtand, die Pailitär- 
frage erwähnen darf, ſo glaube ich, daß wir über die Schwierigkeiten, die in 
der Militärfrage liegen, am beſten, im Frieden zum Wohle des Volkes und der 
Krone hinwegkommen, wenn die Regierung eine Politik verfolgt, wie wir ſie 
wünſchen, zu der fie doch keinen Mann mehr nöthig hat, und im Verfolg dieſer 
Polijik erkennt, daß Preußen mächtig ſich ſtellen kann in Deutſchland, ohne 
ſein Volk zu belaſten, und daß es mit einer deutſchen Politik zu gleicher Zeit 
die Mittel ſich erwirbt, welche ihm nöthig find, um die Stellung in Deutſch⸗ 
land zu behaupten. M. H., ſo wahr den Herren Miniſtern die Erhaltung des 
Friedens am Herzen liegt, ſo dringend ſchiebe ich es Ihnen ins Gewiſſen, das 
Votum des Hauſes in der heſſiſchen Sache kein müßiges ſein zu laſſeu, ſondern 
ihm Kraft und Form zu geben. (Lebhaftes Bravo!) — Der Miniſter v. d. Heydt 
it eingetreten, (Schluß folgt.) 

— Die Erklärung, welche der Miniſter der auswärligen Angelegenheiten, 
Graf Bernſtorff, in der Sitzung des Abgeordnetenhauſes am 14. d. bei der Der 
batte über die kurheſſiſche Verfaſſungsangelegenheit gegeben (ſ. den Sitzungsbe⸗ 
richt in Nr. 39) lautet wörtlich: „Meine Herren! Was die Stellung der 
Staatsregierung zu dem vorliegenden Antrage anbetrifft, ſo kann ich mich nur 
auf die Erklärung beziehen, welche ich in der Kommiſſion abgegeben habe, und 
die im Bericht der Letzteren dem hohen Haufe wörtlich vorliegt, . Die Staats- 
Regierung beharrt auf ihrem früheren Standpunkte und hält daran feſt, daß 
eine jede Abänderung der kurheſſiſchen Verfaſſung von 1831, auch die Ausſonde⸗ 
rung bundeswidriger Beſtimmungen, zunächſt auf verfaſſungsmäßigem Wege 
und unter Mitwirkung verfaſſungsmäßiger Stände zu erfolgen habe. Sie auf 
dieſem Standpunkt zu unterſtützen, glaube ich als die Abſicht des Antrages der 
Kommiſſion zu erkennen; die Wiederherſtellung des öffentlichen Rechtszuſtandes 
in Kurheſſen iſt ihr Ziel. Ueber die Mittel und Wege aber, dahin zu gelangen, 
die hierbei möglichen Eventualitäten, kann ſie in keine Diskuſſion eintreten, be⸗ 
ſonders in dieſem Augenblick, wo die Frage wieder an den Bundestag gebracht 
und dadurch Gegenſtand der Erörterung zwiſchen den Bundesregierungen ge⸗ 
worden it. Ich glaube übrigens, das Vertrauen des Hauſes in Anſpruch neh⸗ 
men zu dürfen, daß die Regierung nichts unterlaſſen werde, was dahin führen 
könne, dieſes Ziel zu erreichen.“ 

— Der Antrag, welcher vom Abg. Schulze (Berlin), unterſtützt 
durch die Mitglieder der Fortſchrittspartei, in der deutſchen Frage dem 
Abgeordnetenhauſe in der e am 14. d. überreicht worden iſt, lautet: 
„Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: In Erwägung: 1) daß das 
Recht des deutſchen Volkes auf staatliche Einigung als gebieteriſche Forderung 
feiner nationalen Exiſtenz und als Ergebniß ſeiner Geſchichte unbeſtreitbar feſt⸗ 
ſteht, wie dies in der unter Zuſtimmung fämmtlicher Regierungen geſchehenen 
Berufung der deutſchen Nationalverfammlung, in der von dieser eingeſetzten, 
von den W anerkannten Zentralgewalt, endlich in der ebenfalls von 
derſelben beſchloſſenen Reichsverfaſſung ſeinen vollen Ausdruck gefunden hatz 
2) daß bei der ſchwankenden politiſchen Lage Europa's die endliche Erfüllung 
dieſes Anſpruchs, ohne Gefährdung der Ehre, Macht und Sicherheit des enge 
ren preußiſchen, wie des deutſchen Geſammtvaterlandes nicht länger hinausge ⸗ 
ſchoben werden darf; 3) daß aus den Unterbandlungen der k. Staatsregierung 
über die Aenderung der Bundeskriegsverfaſſung, aus der mit Sachſen⸗Koburg⸗ 
Gotha abgeſchloſſenen Militär⸗Konvention, fowie aus der an die k. ſächſiſche 
Regierung gerichteten Note des Miniſters der auswärtigen Angelegenheiten vom 
21. Dezember 1861 die Anerkennung der Nothwendigkeſt einer militäriſchen, Dir 
plomatiſchen und parlamentariſchen Einigung der deutſchen Staaten gefolgert 
werden muß; 4) daß Se. Maj. der König in der Thronrede die Abſicht ausge ⸗ 
ſprochen hal: „Zu Gunſten ſolcher Reformen der Bundesverfaſſung zu wirken, 
welche, den wirklichen Machtverhältniſſen entſprechend, die Kräfte des deulſchen 
Volkes energiſcher zuſammenfaſſen und Preußen in den Stand ſetzen, den Inter⸗ 
eſſen des Geſammtvaterlandes mit erhöhtem Nachdruck förderlich zu werden“, 
daß aber dieſe freudig vernommene Abſicht zunächſt nur durch Herſtellung des 
Bundesstaats innerhalb des beſtehenden völkerrechtlichen Bundes erreicht werden 
kann; 5) daß auch die wichtigen Fragen über die materiellen Jntereſſen der Na⸗ 
tion, welche ſich in dem bisherigen, auf dem Prinzip des Staatenbundes ge. 
gründeten Zollvereine nur ungenügend gewahrt wurden, ihre praktiſche Löſung 
einzig in einem Bundesſtaate aden, welchem bei Beſtimmung der Handelspo⸗ 
litik Deutſchlands der deutſchen Volksvertretung die verfaſſungsmäßige Mitwir- 
kung geſichert wird; 6) daß der ohnehin nur thatjächlich beitebende Bundestag 
das geeignete Feld für Verhandlungen zu dieſem Zwecke nicht bietet, und daß 
von Unterhandlungen mit den deutſchen Regierungen überhaupt nur dann ein 
Erfolg zu erwarten iſt, wenn auch dle Volks vertretungen in den Einzelſtaaten 
ihr poliliſches und moraliſches Gewicht dafür in die Wagſchale werfen; 7) daß 
das Letztere aber nur dann erwartet werden darf, wenn die k. Staatsregierung 
nach dem hochherzigen Vorgang der großherzoglich badiſchen Regierung, durch 
rückhaltloſes Eingehen auf jenes berechtigte Verla en des deutſchen Volks, ſo⸗ 
wie durch kräftiges Sinmiren auf den freifinnigen Aus dau der preußiſchen Ver⸗ 
faſſung ſich die Sympathien Deutſchlands zu erwerben verſteht; erklärt das 
Haus der Abgeordneten es für dringend geboten; 1) daß die k. Staatsregierung 
die volle Verwirklichung jenes unveräußerlichen Rechts der Natlon offen als das 
Ziel ihrer Politik hinſtellt; 2) daß ſie dabei namentlich vermöge der Machtftel- 
lung Preußens, als des größten deutſchen Staates, feſt und beſtimmt im Voll⸗ 
5 ihres deutſchen Berufs, die militäriſche, diplomatiſche und handels, 
politiſche Führung in dem zu bildenden deutſchen Bundesſtaate, unbeſchadet der 
inneren Selbſtändigkeit der Einzelſtaaten, für die Krone Preußen in Anſpruch 
nimmt, zugleich aber für Freihelt und Recht Der] Nation durch eine deutſche Volks⸗ 
ane unerläplichen Garantien ſchafft.“ Motive: die Erwägungen. 

— Der v. Forckenbeck'ſche Antrag auf Reviſſon der Geihäfts- 
ordnung, unterſtützt durch 46 Abgeordnete, lautet: Das Haus der Abgeord⸗ 
neten wolle beſchließen, daß folgende 88 5 feiner gegenwärtigen Ger 
ſchäftsordnung vorzunehmen jeien: I. Die 58. 15, 16, 17, 18 der gegenwär⸗ 
tigen Geſchäftsordnung aufzuheben und ſtatt derſelben folgende Beſtimmungen 
zu ſetzen: III. Vorberathungen in den Kommiſſtonen und im gan⸗ 
zen Hauſe. $. 15. Die Geſetzesvorlagen der Regierung oder des Herren» 
hauses, ſowie die Anträge der Mitglieder, werden für die Schlußberathung in 
Kommiſſionen vorbereitet, Das Haus kann auch beſchließen, die Vorberathung, 
anftatt in einer Kommiſſion, im ganzen Hauſe vorzunehmen, oder ohne jede 
beſondere Vorberathung in die Schſußberathung einzutreten. §. 16. Vorbe ; 
rathung im Hauſe ſelbſt. Die Vorberathung im ganzen Haufe darf früher 
ſtens am vierten Tage, nachdem die Geſetzegvorlage oder der Antrag gedruckt 
in die Hände der Mitglieder gekommen, im Plenum erfolgen. Das Haus bat 
ſich während einer ſolchen f ee nur mit dem ihm überwieſenen Gegen⸗ 
ſtande zu beſchäftigen. Anträge und Abänderungsvorſchläge ſind ſchriftlich zu 
ſtellen, bedürfen aber keiner Unterſtützung, noch einer wiederholten Abſtun⸗ 
mung. Im Uebrigen gelten für dieſe Vorberathungen des Hauſes, ſowie für 
die Befugniffe des Vorſitzenden, alle für die definitiven Berathungen im Ple⸗ 
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num und für den Präſidenten deſſelben weiter unten zu gebende Beſtimmungen. 
Auch kann in jedem Stadium der chaten We auf Verweiſung der Sache an 
die Kommiſſion und auf den Geſchäftsgang von derſelben beſchloſſen werden. 
§. 17. Nach dem Schluſſe der Vorberathung ſtellt der Präſident mit Zuzie / 
bung der Schriftführer die gefaßten Beſchlüſſe nebſt der Vorlage zuſammen. 
ieſe Zuſammenſtellung wird ohne weiteren Bericht auf die Tagesordnung des 
Plenums gebracht. 5. 18. Tritt das Haus in die Schlußberathung ohne beſon⸗ 
dere Vorberathung ein, ſo erfolgt dieſe auf den Vortrag eines oder mehrerer 
Berichterſtatter (Referenten oder Korreferenten), welche von dem Präſidenten 
beſtellt werden. II. Die 88. 19 und 20 der gegenwärtigen Geſchäftsordnung 
aufzuheben und ſtatt derſelben zu beſtimmen: F. 19. Kommiſſionen. Für 
Bearbeitung derjenigen Geſchäfte, welche 1) die Geſchäftsordnung, 2) die ein⸗ 
gehenden Petitionen, 3) die Agrarverhältniſſe, 4) den Handel und die Gewerbe, 
5) die Finanzen und Zölle, 6) das Juſtizweſen, 7) das Gemeindeweſen, 8) das 
Unterrichtsweſen, 9) den Staatshaushaltsetat betreffen, werden beſondere Kom ⸗ 
miſſionen beſtehen. Außerdem können Kommiſſionen für einzelne Geſetzesvor⸗ 
lagen oder Anträge nach dem vom Haufe gefaßten Beſchluſſe zuſammengeſetzt 
werden. Die Kommiſſionen werden der Regel nach und inſofern von dem Haufe 
nicht eine größere Anzahl Mitglieder beſchloſſen wird, aus je 14 durch die Ab⸗ 
theilungen erwählten Mitglieder zuſammengeſetzt. Die Kommiſſionen konſti⸗ 
tuiren ſich unter einem aus ihrer Mitte zu wählenden Vorſitzenden und Schrift⸗ 
— 85 ſind beſchlußfähig, ſobald mindeſtens die Hälfte der Mitglieder 
anweſend iſt. - - DI 
Nach geſchloſſener Berathung wählt die Kommiſſion aus ihrer Mitte einen 
Berichterſtatter, der die Anträge und Anſichten der Kommiſſion in einem Be⸗ 
richt zuſammenſtellt. Dieſer Bericht wird gedruckt und mindeſtens drei Tage 
vor der Berathung im Hauſe an ſämmtliche Abgeordnete verthellt, auch den 
Miniſtern in einer angemeſſenen Anzahl von Exemplaren überfandt. Der Prä- 
ſident des Hauſes und bei Anträgen der Abgeordneten der zuerſt unterzeichnete 
Antragſteller können den Verathungen der Kommiſſion mit berathender Stimme 
beiwohnen. 5. 20. Zur Behandlung der bei dem Haufe eingehenden Petitio- 
nen, inſofern ſolche nicht vor eine der allgemeinen Kommiſſionen gehören, wird 
durch Wahl der Abtheilungen eine eigene Kommiſſion von 28 Mitgliedern er⸗ 
nannt. Jedes Mitglied dieſer Kommiſſion kann nach achtwöchentlicher Amts⸗ 
führung ſeinen Exſatz durch Neuwahl in Anſpruch nehmen. Der Inhalt der 
eingehenden Petitionen iſt von der Kommiſſion allwöchentlich durch eine in ta⸗ 
bellariſche Form zu fertigende Zuſammenſtellung zur Kenntniß der einzelnen 
Mitglieder des Hauſes zu bringen. Zur weiteren Erörterung im Haufe: gelan⸗ 
gen diejenigen Petitionen, bei welchen auf ſolche Erörterungen entweder von der 
Kommiſſion oder von einem Mitgliede des Hauſes angetragen wird. Geht der 
Antrag von der Kommiſſtan aus, ſo hat ſie über die von ihr zur Diskuſſion 
verwieſene Petition einen Bericht zu erſtatten, geht der Antrag von Mitgliedern 
des Hauſes aus und iſt weder eine Vorberathung im Haufe, noch Schlußbera⸗ 
thung ohne Vorberathung beſchloſſen, ſo wird derſelbe der Petitions⸗Kommiſ⸗ 
fion zur Berichterſtattung über die bezeichnete Petition überwieſen. In gleicher 
Art werden von den Fachkommiſſionen oder den für beſondere Vorlagen gewähl⸗ 
ten Kommiſſionen die ihnen zugewieſenen Petitionen behandelt. III. Im 8. 21 
die Worte: „Zentral⸗Ausſchüſſen“, im $. 22 die Worte: „Zentral- Ausſchüſſe 
oder“ zu ſtreichen. IV. Im 8. 25 die Worte: „und der betr. Kommiſſion oder 
den Abtheilungen (58. 15—19) — Vorberathung überwieſen“ zu ſtreichen. 
V. Den $. 26 zu ſtreichen. VI. Den $. 29 aufzuheben und ſtatt deſſelben zu 
beſtimmen: 8. 29. An die Beantwortung der Interpellationen oder deren Ab⸗ 
lehnung darf ſich eine er Beſprechung des Gegenſtandes derſelben auſchlie⸗ 
ßen, wenn mindeſtens 30 Mitglieder darauf antragen. Die Stellung eines 
Antrages bei dieſer Beſprechung iſt unzuläſſig. Es bleibt aber jedem Mitgliede 
des Hauſes überlaſſen, den Gegenſtand in Form eines Antrages weiter zu ver⸗ 
folgen. VII. Das erſte alinea des g. 42 zu faſſen, wie folgt: „Die Redner 
ſprechen von der Rednerbühne oder vom Platz. VIII. den $. 68 aufzuheben und 
ſtatt deſſelben zu beſchließen: §. 68. Wird beantragt, eine Adreſſe an den Koͤ⸗ 
nig zu richten, und haben der oder die Antragſteller dem Haufe einen formulir⸗ 
ten Entwurf zu der Adreſſe überreicht, ſo findet die weitere Verhandlung in 
derſelben Art wie bei allen Anträgen ſtalt. Beſchließt das Haus, die Vorbera⸗ 
thung des Entwurfs einer Kommiſſion zu übertragen, jo wird dieſe aus dem 
Präfidenten des Hauſes und 21 Mitgliedern gebildet. Liegt ein Entwurf nicht 
vor, ſo iſt dieſer von einer in gleicher Art zuſammenzuſetzenden Kommiſſion zu 
gen und ohne weiteren Bericht dem Haufe zu überreichen. — Motive, Eine 
Aenderung der Geſchäftsordnung, welche eine einfachere, freiere und ſchnellere 
Behandlung der Geſchäfte zuläßt, erſcheint dringend geboten und nach wölf⸗ 
jährigem Beſtehen der jetzigen Geſchäftsordnung auch an der Zeit. Die An⸗ 
träge, welche mil einigen Aenderungen ſich an die betreffenden Anträge des 
Kommiſſtonsberichts über den Antrag des Abg. Dr. Simſon in der Seſſion 
d Fand bezwecken übrigens nur baldige Abhülfe der dringendſten Be⸗ 
ürfniſſe. 1 
— Der von 105 Mitgliedern unterftügte Albrechtſche Antrag in der deut- 
{chen Frage lautet wörllich: Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
In Erwägung, 1) daß die politiſche Geſtaltung Europa's eine feſtere Verbin⸗ 
dung der deutſchen Staaten, als fie das völkerrechtliche Band des deutſchen 
Bundes gewährt, gevieteriſch fordert, um dem deutſchen Volke feine nationale 
Exiſtenz, ſeine Unabhängigkeit und eine ſeiner geiſtigen und materiellen Bedeu⸗ 
tung, wie jetnem geſchichtlichen Berufe eniſprechende Machtſtellung zu ſichern, 
ohne die Volkskräfte in einem jo umfaſſenden Maaße in Anſpruch zu nehmen, 
wie dies bei der dermalen beſtehenden Vereinzelung der deutſchen Staaten noth⸗ 
wendig iſt: 2) daß die volle Berechtigung der Nation ſich in Mitte der fie ums 
gebenden Mächte durch eine feſtere Einigung der deutſchen Staaten zu ftärken 
und zu fügen, geſchichtlich und völkerrechtlich unzweifelhaft iſt; daß Se. Maj. 
der König in der Thronrede, und zwar in Uebereinſtimmung mit mehreren deut⸗ 
ſchen Regierungen, insbeſondere der großh. badiſchen Regierung, das Bedürf⸗ 
niß einer Reform der Bundesverfaſſung anerkannt und die Abſicht ausgeſprochen 
hat, treu der nationalen Tradition Preußens unabläſſig zu Gunſten ſolcher 
Reformen zu wirken, welche den Machtverhältniſſen entiprechend, die Kräfte des 
deuiſchen Volkes energiſcher zuſammenfaſſen und Preußen in den Stand ſetzen, 
den Intereſſen des Geſammtvaterlandes mit erhöhtem Nachdruck förderlich zu 
werden; 4) daß nicht minder in der Antwort des Herrn Miniſters der auswär⸗ 
tigen Angelegenheiten an die königl. ſächſiſche Regierung vom 20. De tember 
61 anerkannt iſt, daß es hohe Zeit ſei, die deuiſche Bundesreform zum Aus trage 
zu bringen; 3) daß indeß die Beſtrebungen der königl. Staatsregierun zu 
Gunſten dieſer Reform nur dann einen Erfolg erwarten laſſen, wenn dieſelbe 
durch rückhaltsloſes Eingehen auf das berechtigte Verlangen des deutſchen 
Volkes, durch eniſchiedenes Zurückweiſen der Vorſchläge derjenigen Regierungen 
welche dieſem Verlangen feindlich find; fowie durch kräftiges Hinwirken auf den 
freiſinnigen Ausbau der preußiſchen Verfaſſung ſich die Sympathien Deulſch⸗ 
lands zu erwerben verſteht; 60 daß es andererſeits aber auch Pflicht der deut: 
ſchen Landesvertretungen iſt, für die Erwirkung einer ftärkeren Einigung 
Deutſchlands ihr politiſches und moraliſches Gewicht in die Waagſchale zu wer⸗ 
fen, hierzu jedoch die bloße Anerkennung der Berechtigung und des Bedürfniſſes 
dieſer Einigung nicht ausreichend iſt, vielmehr auch am Ausſpruch über dle 
weſentlichen Grundzüge, nach welchen dieſelbe zu geſtalten fei, nothwendig er⸗ 
ſcheint; 7) daß eine den geiſtigen und materiellen Uutereſſen Deutſchlands ent- 
sprechende Zuſammenfaſſung eine einheitliche und kräftige Regierungsgewalt, 
umgeben von einer parlamentariſchen Vertretung erheiſcht und bei aller Wah⸗ 
rung der berechtigten Beſonderheit die Einzelftaaten, volle Einheit für den mili⸗ 
täriſchen Schutz des Ganzen und die auswärtige Vertretung, ſo wie für die 
handelspolitiſchen Angelegenheiten bedingt; 8) daß indeß, wie auch in der Note 
des Herrn Miniſters der auswärtigen Angelegenheiten vom 20. Dezember 1861 
anerkannt iſt, das verſchledene Berhältmip, in welchem die beiden Groß. Staaten 
im Vergleich zu den übrigen Staaten zum Bunde ſtehen, es unmöglich erſcheinen 
läßt, das ganze Gebiet des Bundes in eine bundesſtaatliche Organiſation, unter 
einer über das Ganze ſich erſtreckenden höheren Staatsgewalt, zu einigen; 9) 
daß daher die ſtärkere Einigung Deutſchlands, wie ſie als nothwendig vorliegt 
und auch durch jene Verhälkniſſe nicht hinausgeſchoben werden darf, nur in der 
Weiſe erfolgen kann, daß einestheils das beſtehende Bundesverhältniß feſtzu⸗ 
halten un) kein Theil des deutſchen Bundesgebietes aus ſeiner alten Verbindung 
mit Deutſchland losgelöſt wird, anderntheils aber innerhalb dieſes Bundesver⸗ 
hältniſſes unter Benutzung des durch Art. 11 der Bundesakte gewährten Bünd⸗ 
nißrechtes, die N engeren Bundes mit einer den realen Macht⸗ 
verhältniſſen der einzelnen Staaten entſprechenden Organiſatton erfolgt; erklärt 
dieſes Haus im Intereſſe der Sicherheit und der Wohlfahrt Deutschlands und 
aller einzelnen Deutſchen Staaten eine Reform der deutſchen Bundesverfaſſung 
dringend geboten, und zwar auf der Grundlage: 1) Daß das beſtehende Bun⸗ 
desverhäliniß mit Oeſtreich bezüglich feines zum deutſchen Bunde gehörigen 
Gebietes erhalten und die zwiſchen dieſem Gebiete und dem übrigen Deutichland 
beſtehende rechtliche Verbindung wechſelſeitig gewahrt werde; und daß inner⸗ 
halb dieſes weitern Bundes Preußen und die übrigen deutſchen Staaten, un⸗ 
beſchadet ihrer inneren Selbſtändigkeit, ſich bezüglich der militäriſchen, diplomati⸗ 
ſchen, handelspolitiſchen Angelegenheiten zu einem engern Bunde vereinigen, in 
welchem die oberſte Führung der gemeinſamen einheitlichen Bundesregierung 
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der Krone Preußen zufteht und eine gemeinſame Nattonalvertretung der Bun» beſitzer Jouanne auf Malinie, Ritter des Rothen Adler-Ordens, Seine An- | Geſuche von fremden Perſonen, die Erlaubniß zu erlangen 
desſtaaten die Mentee, bei der Weſepgebung und die verfaſſungsmäßige Fade werden durch dieſen Verluſt aufs Schmerzlichſte berührt, feine vielen] auf der Reife Sr. Ve barsche — den So 985 10 e 
Kontrolle über Bundesregierung übt. Motive: Die Erwägungen. reunde verlieren in ihm einen Mann, der ſich durch ſeltene Biederkeit, Riebend» | gemeldet, „um als Treiber auf den zu erwartenden Löwen und Elephanten⸗ 
- würdigkeit und 1 1 auszeichnete, und deſſen Verluſt allen denen, die ihn — 55 mitwirken a dürfen“. Hat doch ſogar ein Ryetor, unter Ginfendung 


4 näher kannten, in die aufrichtigſte Trauer verſetzt, und endlich verliert auch der | ſeines photographiſchen Porträts, feine Dienite für die Reife angeboten.“ 
E M 8 - i t ã x3 4 0 ung. Staat in ihm einen Mann, der durch feine Tune und Hingebung für den König e dem „N. E. A.“ aus Nabe l bat bie dort 
Frankreich. [Militäriſche Exeigniſſe während des Jahres und fein Haus allen feinen Mitvürgern ein glänzendes Vorbild geweſen iſt. — lebende Schriftſtellerin Maria v. Roskowska bei der Regierungs- Prüfungs. 


1861; Einführung neuer Kopfbedeckungen] Der „Moniteur de Die Güter Patarzyce und Golin im Kr. Pleſchen wurden am 6. d. meiftbietend kommiſſion das Buchhändlerexamen abgelegt, um d ihrer Vaterſtadt 
% e . nn oe 
rend des verfloſſenen Jahres, woraus ſich folgende Punkte etwa als die bedeu⸗ gilt für unvergältnigmäßig hoch, da das Areal zwar 8800 Morgen iſt, Die Gu—-üñ ñk kkwämaua ⸗xw jf 17! 


tendſten hervorheben: Die Verbeſſerung des Artilleriematerials ift eifrig betrie -] fe aſtirt fein ſollen. 
ben und die Ausrüſtung der Armee mit den gezogenen Feuerwaffen jo weit fort⸗ rr Angekommene Fremde. 
—. worden, daß jept bei der Infanterie auch die bisher noch mit den glatten Vermiſchtes. Vom 16. Februar. 
erkuſſtonsgewehren bewaffneten Compagnies du centre damit ausgerüftet Gotha, 15. Febr. Da nun endgültig beſchloſſen iſt, daß die Reiſe des STERN’S HOTEL DE L' EUROPE, Landſchaftsrath v. Sander nebſt Frau 


worden find. Ebenſo darf bei der Kavallerle die Bewaffnung der Mannſchaften Herzogs von Koburg aus, wohin ſich derſelbe am 20. d. begeben wird, am EM EN SEE de e ge Br 


derſelben mit gezogenen Karabinern und Piſtolen für jo gut als beendet ange. Sonnabend den 22. d. angetreten werden fol, nehmen Die letzten Vorbereitungen 
hen werden. In Toulon, Marjeille, Grenoble und Metz hat die Artillerie | pie Thätigkeit des Herzogs ſelbſt aufs NEN in Ape . Belanntii 0 817 FN Remſcheid. FREE ’ 
bedeutende Arbeiten theils vollendet, theils begonnen; und ward in Bourges, haben der Herzog und die Herzogin vor einigen Jahren einen langeren Ausflug Die Gutsbeſitzersfrauen v. A 1 a aus Lowenezin und v. Ma⸗ 
im Mittelpunkte eines Eiſenbahnnetzes nach allen Theilen Frankreichs, ein wei⸗ nach der Nordweſiküſte Afrika's gemacht und beadſichtigte Se. Hod. dieſe Tour, jewska aus Polen, die Gutsbeſitzer v. Lacki aus Poſadowo und Du⸗ 
ter Artillerie- Schießplatz und ein vollſtändiges Spſtem von Werkſtätten ange. mit erweiterter Ausdehnung zu wiederholen, als die Vortrage des Prof. Peter⸗ nn - Elamno. f lle, Ritterguteb 
legt. Das Genie beſchäftigt ſich für den Augenblick mit den nöthigen Arbeiten | mann den Fürſten beſtimmlen, von dieſem Plane abzuſtehen und die fetzige KLIN. Kaufmann Schmidt aus Ya * a ergutebeſitzer 
zur Vertheldigung der Küſten, bringt die feſten Plätze in Uebereinſtimmung Reiſetour feſtzuhalten. Die Begleitung des herzoglichen Paares wird nun genau Hoffmeyer nebft Frau aus Ztotnifi, Frau Rentter Sello aug Schwe⸗ 
mit den neueſten Fortſchritten der Artillerie, erbaut bei Toulon und Lille neue aus folgenden Perſonen, von denen mehrere ſchon die frühere afrikaniſche Reiſe rin a. W., Juſpektor Roſenthal aus Marienberg, die Gulsbeſitzer eh 
n . Daron w Bettwip aus Wäcttome. 7. 
und in Bareges und Vichy militärische Deilque mc pitäler. Auch in dem | gung von Beſchwerlichkelten bewährt haben, beftehen: Prinz Eduard von Lel⸗ S 3 „Die Kaufleute Fränkel aus Oſtrowo, Or er ans 
Menage- und Beköſtigungsweſen ſind weſentliche Verbeſſerungen eingeführt ningen (Neffe des Herzogs und der Königin Victorias, Prinz Hermann von trzelno, Plotz aus Pinne und Melich aus Mikoekaw, Viehbändler 
worden, und hat die Regierung unter — bierrür-500,000 Zentner Ge- Hohenlohe, der Adjutant des Herzogs, 195 von Keuter und deſſen Gemahlin, 1 aus Gotiſchimmerbruch und Gutsbeſitzer Stegemann aus 
— im Auslande aufg kauft, wodurch der, . der on. ohne die ine | Touriſt Gerſtäcker, der Arzt Sr. Hoheit, Dr. Haffenitein, Maler Kretſchmann, DREI Fin üchter Geitert aus K 

udiſchen Märkte zu drucken, auf ¼ Jahr gedeckt werden konnte. Als befon- der Dolmeiſcher Rega Efendi, nebſt zahlreicher Vienerſchaft, als dem alteſten EICHENER tag er Geitert aus Krosnowice. 
ders wichtig wird außerdem hervorgehoben, daß das neue Reſerveſyſtem vol- | Kammerdiener des Herzogs, der erſten Kammerfrau der Herzogin, mehreren „Einwohnerin Narwanska aus Trzemeſzuo. 


kommen in Thätigfeit geſetzt worden iſt. 30,955 junge Leute von dem Jahr. durch die berühmten Jagden Sr. Hoheit mit dem Waldwerk, ſelbſt in feinen Vom 17. Februar. 
gange 1859 un 25.234 von dem von 1860, welche die zweite Hälfte der be⸗ gefährlichen Situation vertrauten Büchſenſpannern und . Lakayen STERN'S HOTEL DE L’EUROPE. 125 Kaufleute Lorenz aus Glauchau, 
treffenden Kont 1 1 eten, haben bereits die Elemente der militäriſchen u. ſ. w. Die Tour ſelbſt iſt, unvorgreiflich der Abänderungen, die die Lokal- Roſenzweig aus Stupce und Manſius aus Berlin, Fabrikant Stock⸗ 
l erhalten. Auch die Drganifation, der Unterricht und die Disziplin verhältniſſe vieleicht ſpäter noch nothwendig machen dürften, in der Art bes mann aus Hanau, die Gutsbeſitzer v. Prydzinski aus Grätz und Naglo 
der Kavallerieſchule, der e eee und des kaiſerlichen Milftarpry⸗ ſtimmt, daß der Herzog und die Frau Herzogin am 22. d. von Koburg über aus Bielewo. 
— wurde einer durchgreifenden Modlfikatlon unterworfen. Die Juſtruk. Wien, wo eln eintägiger Aufenthalt gemacht wird, nach Trieſt gehen und dort | MYLIUS’ HOTEL DE DRESDE. Die Rittergutsbeſitzer Graf Potwo⸗ 
— von Chalons, Sathoray und Luneville haben ſehr gute Kefultate | mit Begleitung, die ſich direkt nach Sie über München und Bogen begiebt, rowoki aus Parzenczewo, Rechenberg aus Gzajtowo, Graf Potockt 
geliefert. Die Truppen welche in China und Syrien verwendet waren, ſind egen ec e und ſich auf einem öſtreichiſchen Lloyddampfer nach Aleran- aus Bendlewo und Stobwaſſer aus Zanzıbal, Oberſtlieutenaut im 1. 
don dort zurückgekehrt, andere Abtheilungen find dagegen in Kochinchina und | drien einſchiffen. Von dort wird die Eisenbahn über Kairo dis nach Suez be⸗ Ulanentegiment v. Treskow aus Miliiſch, Partikulier Lab ins aus Sie⸗ 


Merito in Verwendung getreten. Seitens des Generalſtabes endlich find im nutzt (erft auf der Rückreiſe werden den Merkwürdigkeiten Egypiens längere 


saw, Zi iſt „ dl . 
erlauf des genannten Jahres die topographiſchen Arbeiten des Departements Aufmerkſamkeit gewidmet werden), wo unterdeß eine engliſche Kriegsfregatte l Ae ene ee e S age e 


leute Michels und König aus Krefeld, Nordheim aus Zürich, Reinglaß 


des Herzogs ſich erfreuende Privatperſonen hatten ſich eingefunden, um ſich bei | KRU@’S HOTEL. Handlungs- Reiſender Griſanowski aus Baden. 
dem erlauchten Fürſtenpaar zu beurlauben. Faſt unzählig find die einlaufenden! DREI LILIEN. Wirthſchafts⸗Inſpektor Fiebel aus Ludom. 


vollendet worden, welche vor der Annerion von Savoyen und Nizza das fran« | aus Kalkutta D i inget ispofi 3 ü 
Veste Territorium bildeten, und die hiſtoriſche Abtheilung hat die Geſchichte hohen Weſſadel 15 Kae een e an a vs 5 nn Laus Wan s aus Ravensberg, Butgdard 
in letzten ttalteniſchen Feldzuges bearbeitet. — Bei der franzöſiſchen ern und deren Gemahl, jo wie mit einem Theil der Dienerſchaft, Aufenthalt in | BUSCH’S HOTEL DE ROME. Die Kaufleute Labaume aus Paris, Bor- 
be en jetzt neue niedrige Ezakb's eingeführt werden und find zem Theil auch Maſſua am rothen Meere zu nehmen, wohin am Sonntag der Naturforſcher berg aus Elberfeld, Franke, Eiſenbach und Bofinger aus Verlin, Ditt⸗ 
erelts ausgegeben worden, auch die bisherigen Feldmützen werden durch andere Brehm mit feiner Gattin bereits vorausgegangen, um dort Ankäufe von Pfer- mar aus Saalfeld, Lilienheim aus Glogau und Gorneck aus Breslau 
kleine Müßen nach öſtreichiſcher Form erſetzt werden. . den und 1 ſowie 4 7555 1 konn zu machen, und für Rittergutsbeſitzer Jacoby aus Trzeianka, General- Jnſpektor Kloſter⸗ 
. ES 2 N * eingeborene Führer für die weitere Expedition des Herzogs und deſſen Beglei⸗ meyer aus Köln, Rentter Matheſius aus Eimbeck und Landwirth Beyme 
Lokales und Provin ielles. tung über Keeren und in die Gebirge des Bogoslandes zu ſorgen. Die Rückkehr aus Rudnik. { * 
Poſen, 17. Febr [Statiſtiſches. ie Mititätbevölferun aus dieſen Gegenden, wohin die Heuglin'ſche Forſchungsexpedition urſprünglich HOTEL DU NORD. Die Rittergutsbeſitzer Graf Kwilecki aus Oporowo, 
oſen, Lt. 5 8 8 bingewieſen wurde, würde die Frau Herzogin in Maſſua abwarten, obgleich v. Dabrowski aus Winnagdra und v. Jackowski aus Palezyn, Frau 
der Stadt Polen betrug bei der Volkszählung am 3. Dezbr. v. I. die muthige hohe Frau den Gedanken nicht aufgeben möchte, ihren Gemahl Rittergutsbeſitzer v. Swinarska aus Dembe und Kaufmann Schulze 
7263 Stelen, von denen 6158 nur deutſch, 228 nur polniſch, 877 ſelbſt — ur Er an he des 1 1 zu 5 — 4 3 DE Saiff Magd 
ef j ganze Begleitung des herzoglichen Paares iſt gle ieſem von der muthigſten @S HOT FRANCE. Die Kaufleute Schäffer aus Magde⸗ 
iR und ut SA ee Es befanden ſich darunter 1358 Ka⸗ Entſchloſſenheit beſeelt, ho von den zu erwartenden Widerwärtigkeiten nicht burg, Moll aus Liſſa, Schneider aus Breslau und Fircks aus Stutt- 
oliken und Juden. 0 - beirren zu laſſen. Unter des Himmels Schutz gedenkt das Fürſtenpaar Ende gart, Rittergutsbeſitzer v. Cakomicki aus Lulin, Frau Ritterguts⸗ 
— [Feuer.] Am verwichenen Freitag iſt das herrſchaftliche] Mai wieder im deutſchen Vaterlande einzutreffen und dann feinen Aufenthalt befiger v. Krajewska aus Przybyetaw, Eiſenhüttenbeſitzer Sattler aus 
Wohnhaus der Rittergutsbeſitzerin Frau v. Owen zu Ludom (Kr. auf dem Luſtſchloſſe Kaltenberg bei Koburg zu nehmen, wo der Herzog die Er. Satılershütte, Gutsbeſitzer Waligorski aus Roſtworowo, Rechtsan⸗ 
Ob ornik), das erſt vor elwa acht Jahren neu erbaut war, abge⸗ fahrungen und die Ausbeute der intereſſanten Expedition wiſſenſchaftlich ordnen walt v. Trampezygekt und Diſtrikts⸗Kommiſſarius Giernat aus Schroda. 
b 1 ' iſt 3 bis würde. In den letzten Tagen find die Verwandten des erlauchten Herzogspaares SCHWARZER ADLER, Gutsbeſizer Kieſewetter nebſt Frau aus Kleſz⸗ 
rannt. Ueber die Entſtehungsurſache des Feuers iſt uns bisher benen zum Beſuch am biefigen Hofe erſchienen, um von demſelben mit den czewo, Lehrer Zboralski aus Przylepki, die Rittergutöbefiger v. Ra⸗ 
nichts bekannt geworden. eſten Wünſchen für die Reiſe ſich zu verabſchieden. Auch mehrere der Gunſt donsfi aus Bieganowo und v. Suchorzewski aus Puſzezykowo. 


* Pleſchen, 15. Febr. [Todesfall; Gutsverkauf.] Am Don⸗ 
nerſtag ſtarb nach langen Leiden der Beſitzer der Herrſchaft Pleſchen, Rittergutd- 


Inferate und Börfen-Nachrichten. — 


und Bedingungen in der Regiſtratur einzuſehen⸗ O Drees 120 Mutterſchafe 2 W 0 11 ag 


den Taxe, joll Für eine auswärtige renommirte Far * * 
i i ; aus meiner Stammſchäferei ftehen] Es werden einige 1000 Scheffel gute rot 
an brdentülßer Gertgtenetle fu haft werden 6 7 Farben und Waschen all 4 = zum Verkauf. Die Yonadme eig und meh tan 31 10 sc, eh 
Die Gläubiger, welche wegen einer aus dem 0 Stoffe fortwährend entgegengenommen in A 9 der Schur. erfahren Selbſtverkäufer beim Hrn. Deſtillateur 
Hypothekenbuche nicht erſichtlichen Realforde- Jie dem Tapiſſeriegeſchaft von Neu- Mellentin bei Pyritz in Pommern. Müller, St. Martin 46. g 
E F. W. Hrümling. 


rung aus den Kaufgeldern Befriedigung ſuchen, en Werner, 9 ——: ĩͤ ͤ . ⅛ AAA Lit ME LEI LH RE 
9 Dee anerkannt besten und vorzüglich dauerhaft gearbeiten Brückenwaagen 


haben ſich mit ihrem Anſpruche im obigem Zer- Friedrichstraße 29. 0 
in allen Dimensionen, nach Decimal- und Centesimal- System (letztere 


mine zu melden. 5 8 ke a 
igen | 3 EI IR t } 

iwer Sleutenant Gbauumd-Stoch nud een Strohhut⸗Waſchanſtalt von 100 Ctr. an), besonders für die Landwirthschaft, empfiehlt unter Garantie 
berei die Brückenwaagen-Fabrik und Maschinenbau-Anstalt von \ 


Aufforderung der Gläubiger im erb 
ſchaftlichen Liquidationsverfahren. 
Ueber den Nachlaß des am 7. Juni 1861 vers 
ſtorbenen frühern Gutsveſitzers Peter Bochow 
zu Kochs dorf iſt das erbſchaftliche Liquidations⸗ 
verfahren eröffnet worden. Es werden daher 
die ſämmtlichen Erbſchaftsgläubiger und Lega ⸗ 
fare aufgefordert, ihre Anſprüche an den Nach⸗ 
a5. dieselben mögen bereits rechtshängig fein 
oder nicht, . 2 

bis zum 15. April d. J. einfchlieflich 
ei uns ſchriftlich oder zu Protokoll anzunehmen. 

er ſeine Anmeldung ſchriftlich einreicht, hat 
fugleich eine Abſchrift derſelben und ihrer Ans 
agen beizufügen. 
„Die Erbſchaftsgläubiger und Legatare, welche 
ihre Forderungen nicht innerhalb der beftimmten 
riſt anmelden, werden mit ihren Anſprü ven 
an den Nachlaß dergenalt ausgeſchloſſen werden, 
daß ſie ſich wegen ihrer Befriedigung nur an 

asjenige halten können, was nach vollſtändi⸗ 
gr Berichtigung aller rechtzeitig angemeldeten 

orderungen von der Nachlaßmaſſe, mit Aus⸗ 
ſchluß aller ſeit dem Ableben des Erblaſſers ge- 
zogenen Nutzungen, übrig bleibt. 

Die Abfafjung des Präkluſionserkenntniſſes 
det nach Verhandlung der Sache in der 
auf den 25. April d. J. Mittags 12½ Uhr 
u unſerem Sitzungssaal anberaumten öffentli⸗ 
chen Sitzung ftatt. 
Sagan, den 11. Februar 1862. 


Ehefrau Emma geb. Wegert wird hierzu 
Hiermit erlaube ich mir anzuzeigen, daß von U Ae En fr leder Bf c WEB bc d * 
. I 5 11 n in jeder Beziehung a arer Nebenver⸗ 
Bekanntmachung. waſchen, modernifirt und gefärbt werden. Die ur Friſche fette böhmiſche dienſt, durch den namentlich Damen, 
Tbeilungshalver, folgende Grundſtücke hier in Jacob Appel, den jährlich mehrere Hundert Thaler er- 
freiwilligen Subhaſtation Quedlinburg hat uns den Verkauf wieſen. Anfragen bl. unbeantwortet. Briefe 


thümer Lieutenant Edmund Koch und deſſen 
öffentlich vorgeladen. und Färberei A. C. Herrmann in Berlin, Elisabethstr. 19. 
Kempen, den 29. November 1861. N . Rar 

— — lietzt ab wieder Strohhüte jeder Art bei mir ge- 

Auf den Antrag der Aron und Ce- neueſten Modelle find zur Auswahl vorhanden welche leſen und ſchreiben können, leicht und 

eilie Eniotesuk'iten Erben ſollen, J. Haraskiewiez, Breölauerftr, 15. Faſauen empfiehlt an jedem Orte in täglich wenigen Viertelſtun⸗ 
— —— — —ñꝶaä6H— 

Schroda, einzein oder im Ganzen, je nach der Die renommirte Samenhandlung von ? en : N werben können, wird ausführlich — jedoch 

Beſtimmung der nen im I cg der Martin Grasshoff in Wilhemöſtr. 9, vis-ä-vis Mylius Hötel. nur gegen 1½ Thaler Poſtvorſchuß — nachge⸗ 

am 24. März 1862 Vormittags 10 Uhr]! ©: 2% f 9 ; eine Wohnung befindet ſich jetzt Berliner rel an R. S. poste restante Sehleslseh 

an der Gencieede e N ihrer Samereien für die Provinz Poſen M ſtraßſe 28. Benjamin Witkowski. Lissa. a 


Hamburg⸗Amerikaniſche Packetf. Akt. Geſellſchaft. 
Direkte Poſt⸗Dampfſchifffahrt zwiſchen 


Hamburg und Vew⸗Pork, 


eventuell Southampton anlaufend: 
Poft » Dampfichiff Fe Capt. Schwenſen, am Sonnabend den 22. Februar. 
. axonia, Ehlers, am Sonnabend den 8. März. 


a) das Wohnhaus mit Gehöft Nr. 127, taxiriſüberteagen und bitten wir, die desfallſi⸗ 
auff 568 Thlr. [gen Aufträge geneigteſt uns zuzuwenden. 
b) = 1 nt — * neuen] Kataloge und Preiskourante ſind gra⸗ 

eune, a un of ⸗ un arten«];; J ; 
Anlage, geiäpr ant 51 Tilr. 20 Sar, is Det und in ae ene 
c) 3½ Quart. Acker oder 43 Morgen 132 Qua- ſind wir im Stande, bei größeren Auf: 
trägin bedeutende Vortheile zu gewähren. 


dratruthen, nahe an der Stadt, geſchätzt : 
Königl. Kreiogericht. Erſte Abtheilung. eu Julius & Simon Lasch, 
Poſen, Markt 57. 


e 
— ne d) 1 Quart. Acker = 12 Morgen 13 Quadrat-. 
wendiger Verkauf. ruth. ganz nahe der Stadt 724 Thlr. 10 Sgr., 
elben Nieſen⸗Nunkel⸗Nübenſamen, 
fortgezüchtet aus der bekannten ausgezeich 


No 
Königliches Kreisgericht, 1. Abtheilung e) ein halbes Quart. Acker = 9 Morgen 49%, 
u Rogaſen. Quadratruthen nach Topola zu 


8 
Das dem Johann Leopold Brach gehö- 


a 463 Thlr. 22 Sgr. 6 Pf., a . avari 5 er, 
Ae; zu Rogaſen unter Ni. 115/459 belegene| t) ein Quart. Acker = Przymiar⸗ 10 Neigen neten . der Schef⸗ ? Tenor . 5 den — 2. den 8. Apr 
- D e abgeſchätzt auf We Thlr. 144 Quadratruthen . . . 414 Thlr. fel 5 Thlr., die u i n auft 8 Boruſſia, Trautmann, am Sonnabend den 19. April, 
Sgr. 6 Pf. zufolge der gebſt Hypothekenſcheinſ g) zwei Feldgärten, abgeſchätt auf 100 hir, €. lecke, Krel Paſſagepreiſe: Erſte Kajüte. weite Kaſute. Zwiſchended. 
and Bedingungen in der Riegiſtratur einzufehen.] Schroda, den 1 Februar 1862. Vorwerksbeſizer in Klecko, Kreis Gneſen.] Nach Newyort Pr. Ert. Thlr. 150, Pr. Ert. Thlr. 100, Pr. Ert. Thlr. 60. 
en Taxe, joll Königl. Kreisgericht, II. Abtheilung. Abſatzkälber. Nach Southampton Pfd. St. 4, Pfd. St. 2. 10, Pfd. St. 1. 5. 
en die Hälfte und unter 1 Jahr 3 Thlr. Pr. C 


Es können bei rechtzeitiger Meldung noch Kinde e i 
einige Abſatzkälber, Shorthorn Abkunft, abge⸗ e e 
2 [geben werden. Diejelben fallen von großen, 
milchreichen Holländer. Amſterdamer.) und eben 
ſolchen Netzbrücher Kühen, nach einem Shor 
thornſtier, Sohn des Sawbridgeworth (ſiehe 


am 26. Mai 1862 Vormittags um 11 uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 
Gläubiger, welche wegen einer aus dem Hy. 
dothekenbuche nicht erſichtlichen Realforderung 
aus den Kaufzeldern Befriedigung fuchen, haben 
ihren Anſpruch bei dem Suhaſtationsgerichte an- 
dumelden, 
Die dem Aufenthalte nach unbekannten Erben 
es Kaufmanns Joſeph Caro aus Rogaſen 
werden hierzu bench vorgeladen. 
Nogaſen, den 8. Oktober 1861. 
Königl. Kreisgericht I. 
5 Nothwendiger Verkauf. 
Königliches Kreisgericht zu Kempen. 
Das im Regierungsbezirk Poſen und deſſen 
ildberger Kreiſe belegene freie Allodial⸗ 


Dod 
Rittergut 
Mysiniew, 


Näheres zu erfahren bei August Bolten, 

Wm. Miller's Nachf., Hamburg, 
fo wie bei dem für den Umfang des Königreichs Preußen konzeſſionirten und zur Schließung 
gültiger Verträge bevollmächtigten Generalagenten 


H. C. Platzmann 
in Berlin, Louiſenplatz Nr. 7. 


ren, welche ſolche Güter beſitzen und dieſe zu ier Stück zwei. und dreijährige Oidenbur⸗ Vas ir an Re En ar gut möbl. Zim. it St. Martin 74 dv. 

verkaufen geneigt find, mir Beſchreibungen da- V ; nr gen ae 1 e 8 eichar A 8 Fählenſtraße 3 ſſt im erften Stoch eie 

von recht bald einzuſenden. Bei dem einen Gute Wei 8 — Wohn f an 5 er { Wohnung von 2 bis 3 Zimmern nebft Zus 

655 e ene 115 11512 «ch; f Se Garten vn nahe mad wel . mit lech ohne Möbel, und ein Pferde- 

ziner, . nkhüttenin , . ſich durch ſeine freie, zugängliche age zu ge: stall zu vermiethen. 

Breslau, Gartenſtraße Nr. 43. Se ra 2 aun 3 bis > Jahr alt, en en beben eignet, z 3 

erſchledene Güter in der Provinz ofen |YerTauft die königliche Domäne u amten, I. April d. J ab zu vermieten durc Den a. Agenten geſucht. 

nebſt den Vorwerken Dabrowo und Aunen⸗ % — ü bei Anzahlung von 540 lin ½% Meile von Liegnita. Laer. miniittator, Stationd- Einnehmer Dessin Für eine Br en Being cherung ꝛc. wer ⸗ 

8 und dem Pertinenzdorfe Kuznica mygl⸗ zum bevorſtehenden Frühjahr zu kaufen geſucht[ Hundert Stück tragende edle Muttern ſauf Bahnhof . den Haupt- und Spezialagenten für d. P. Poſen 

niewska, Eigenthum des Lieutenants Ed. und daher die nähern Angaben baldigſt erbeten. ſtehen zum Verkauf in Melpin bei Dol⸗ Fine Parterre-Wohnung von fünf Zimmern, geſucht. Frankirte Meldungen nebſt Referenzen 
Die Uebergabe kann entweder ſogleich oder Küche, Pferdeſtall und Wagenremiſe iftInimmt das Poſtamt zu Halle a. S. sub 


Mund Koch, abgeſchätzt auf 64,468 Thlr. 29 Berlin, Linienftr. 113, nahe der Friedrichſtr. zig. 
Sgr. 4 Pf. zufolge der nebſt Hppothekenſchein Backe, Oekonomie -Kommiſſarius z. D. aft nach der Schur erfolgen. Kanonenplatz 6 vom 1. April ab zu verm. I. I. poste rest. a. 


ür Klavlerunterricht empfiehlt ſich 
Marie Conrad, gr. Gerberſtr. 5 


Guts⸗ Kaufgeſuch. B. 11,151.) 


Von einem regierenden Fürſten bin ich beauf] Eben daſelbſt ſtehen auch einige Stück Maſt⸗ 
tragt worden, zwei verkäufliche Güter im Preiſeſochſen zum Verkauf, NV. . wite, 
von. 200,000 — 500,000 Thlr. in der Provinz) Bogdauowo bei Obornik, Bahnhof 
Poſen zu ermitteln, und erſuche daher die Her-[Samter. 


8 


Für ein Gut mit Fabrikbetrieb wird ein 5 Ergã en G. der Geſetze über > 5 #52} Rt. bz. Be: 5 
e 


ſicherer Oekonom e und Rech · 15840 bühren und Ko- Ei 810 8 50 p. Frühjahr ec en a a 2 
nungsfühter verl 1 70 125 5 7 Januar 1862, 8. Preis FB >. 4 nr b. Mel. Se Juni 51 a 
N Stelung e enen un wit 1 e. Sonnabend den 22. Februar 1862 912 u 5 EL ee 
350 Thlr. Jabesseinfomnten und Deputat eee über 12 Entwürfe nds 77 8 
dotirt. — Nät ers H. va iutler, Berlin, Allgemeinen Deutſchen . D andeläge Abe Uhr * 1 Große Seit 36 840 Rt. 
Wühelmeſtee 112,1 Treppe. ſetzbuchs und eines mer 0 6 N 0 E R T, I Hafer loko 22a 25 Rt. 
17 ve e Wi der mit dem Ah zu demfelben in beiden Häuſe ern RNüböl lolo 125 Rt. vz., Febr. 125 ge 
und Gemüͤſeban ganz vertraut iſt und] des t im Jahre 1861. Vollſtän ⸗ 5 gegeben von ; u. Ob, p. Febr. Mär 12 5 Rt. Br. u. G 
auch die Blumenzucht gründlich verſteht, ſowie Den bdruck der ſtenographiſchen Er ii 12 Nl. 8 Gb. p. Apel. 21 
in der Bedienung einige Gewandheit hat, findet erichte nebit Entwürfen, Motiven uud Hans von Bülow, 1245 2 123 Nl. b 1% Br., 5 
auf dem Dom. Pogorzella, Kr. Krotoschin, Kommiſſionsberichten zu denselben. 44 an 123 4 124 Bi 3 12 Gd. 124 Br. 
ſofort eine gute Anftellung. Rur perſönliche be 8. geh. Preis 1 Thlr. 7½ Sgr. konigl br. Hofpianist. end 4 121 Rt. * 
Mel dungen werden berückſichtigtt Entw eines andelsgeſetzbuchs für ö UL ul — „un 8 a Spiritus loko ohne — 17 Rt. eh 164% 
ee Peg 115 4 die der La Bok au tik Rt. bp. u Gd. 174 Br. b e Dan 11 
aſen wird zum 1 en. Erſter € ntwur 5 
, , 1ah, Dibe. pastrant 
en Me dr. Er. 8. get, Preis 4 Tolr A 7 f 174 Rt. bz. u. Br, 17% G., p. Mal⸗ 11 471 
gu pater Ziehlsdorf daſeloſt wenden. Verlag der Königlichen Geheimen Oberhofbuch⸗ 9 b. Valse Walter N | transert. par Liszt . ... Sehubert. — in Rt. Ken 17 G5 r —. er 
Til W 1 Fi N Be. druckerei (R. Decker) Berlin, 9 4, Piece religieuse op. (22 : Neowakowski. a 181 Rt. bz. u. Gd., 187 Br. p. Juli-Aug. 1 
e = Hane id H MG III. b.,Polonaise . van ı ‚iemiumziki. 2 184 Rt. b., Br. u. G., p. Auguft-Sept, 1 
Bes dene «re il al: Kefiner, Küſſcher, . M. 19. II. A. 7. M. C. u. B. III. ) a. Noeturne op. 37, Nr. 2 (G-du) j) Che in. Rt. ae 181 Gd. 
usknechte, Ammen und Dienſtmädchen. . b. Paraphrase de Rigoletto par Liszt. . Ve Weizenmehl 0: 5 a 5, 0. u. 1. 41 u 5 Ni. 
ſämmtlich mit gi nal verſehen, find Familien: Nachrichten. . 6) b. Polonaise heroique 1 Nane a Roggenmehl 0; 34 a4, 0. u. (€ — 5 2 
zu 19900 1 5 ne kan; 5 Die Vertonung ihrer Tocher Ida mit e ans 2a ur I BANTEEN Shaun u. H. 
zelfionirte, Miethsfrau, Breiteſtraße 7. prakt. Arzte Herrn Dr. Pfalzgraf in Uſez i au numerirt [77 zen à „ Balcon 
Dee in u RTL — — eee ergebenft an. und s = Ed. Bol 4 . 3 ck of- Musikhandlung der . 15. Ka Wetter: heiter, früh 
Inſpektorſtelle im Königreich Polen iſt be⸗ offen, den 11. Februar 1862, 1 45 CH zu habe — ind 
reits vergeben; und wird daher erſucht, keine J. Nengmaun, Apotpetenbefiperin. 1 — z ee Seiner weißer We 89—92 S. Kur 


weiteren Meldungen an Herrn Rittergutabeſitzer i kräfti S nr — * . 

Wirt m Koplemme en Vc ae Fran hu. Hähnel Hoôtel de Sake. eee — — S e ee 

n ce Be 15 aan A Me 19 nn 2 02 Februar 1862. Heute Montag den 17. Februar 1862 e 13:16 A 3 185 2 a April dst 1 a 6162 S 5 . 56— 
weſter Jette 5 h r., Ma a u. Br., K. 

N 3 — zu leiſten haben, Stichel, Bau- Unternehmer. Zr 0 % es K 0 nz er t br 1635 55 u. Br., a 35 Br. A Bi Gd. 60 Sgr., ordinärer 56—57 
7615 i e dieſelben binnen 14 Tagen Todes auzei e. 5 ra UM. 0 lle —.. . w Gerſt 050 feine . bed Str er. 
Heute Nachmittag gegen 3 Uhr entſchlief zu apr Poſener Marktbericht vom 17. Febr. Jmittele gr., ge 38 S 
IN 41% mn Hafer 24254 Sgr. nach Qual. u. Gew dz. 


88 und welßbunter 83—87 S gu f. A 


en A 015 de etwa Pfänder bei ihr einem beffern Leben unſer inniggeliebter Gate 
b 1 und Vater, der Bürgermeiſter Moritz Brown von bis 11 
15 To 1 Verwandten 408 Freunden wii dieſe a unter Leitung 9 Dam Emil Gutt⸗ us ee feine 10 2 en Sgr., mittele 58 
on 800 Gräg in der Wohnung derf zeige ſtatt beſonderer 9 mann, Mitwirkung des Violinvfrtuoſen Herrn Fein. 7 e 5 2 Winterraps eh eye SR: 
Bw — Empfang nehmen, da nach Die» die Hinterbliebenen. Emil Blumenthal und des Wien- Wehen 1 9 2 21 3 110 
ſer Friſt die alben verkauft werden müſſen. Meſeritz, den 16. Februar 1862. reno mmirten Komikers Bruch ⸗ Weizen 8 — 21 22 Dr 115 91 ur fein 
5 W nowärtige Familien, Nachrichten, Hein Sead Hambergen, oben, [hwerer Se. 7.1 25 Jil. bn . Okt weer be Fr 20.0 
Julius B. Adier, 7 nacn. Berlin: Grade Valerie u aus Hamburg. l Baer. leichtere a. 120 — 122 6403, 7 A 
10 10 erlobung B Gräfin Valeria z feiner 183-20 Rt., fein fer 16 Mate Fit 
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